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ZAG/ Antirassistische Initiative e.V., Yorckstr. 59, HH, 10965 Berlin 
Antirassistische und antifaschistische Telefone in der BRD 


Aachen 
Antifa/Antira Infobüro 


0241/3 84 68 

(in dringenden Fällen) fr ab 18.00 

Berlin 

Antirassistisches Telefon 

030/785 72 81 

mo ab 17.30, di 16.00-19.00, 

fr 14.30-17.30 

Antirassistisches Telefon Ostberlin 

030/442 61 74, do 17.00-20.00 
-Bielefeld 

AntiDiskriminierungsBüro 

0521/64094 

mo+fr 10.00-13.00, di+do 

14.00-18.00 (sonst AB) 

Bonn 

Antifaschistisches Infotelefon 

0228/690509 | 

mo+sa 18.00-20.00 

Antirassistisches Telefon 

0228/63 6151 

mo+mi+do 18.00-20.00 

Braunschweig 

Antirassistisches Telefon 

0531/34 1134 

mi 16.00-18.00, sa 17.00-19.00 

Bremen 

Anti-Rassismus-Büro 

0421/7006444 

di 15.00-19.00, do 15.00-17.00 


Delmenhorst 
Infotelefon 04221/17815 


Dortmund 

Infotelefon Dortmund 

0231/41 66 65 

Düsseldorf 

Nottelefon gegen Rassismus 
0211/992 00 00, rund um die Uhr 
Erlangen 

Infobüro gegen Rassismus 
09131/20 22 68 

di 10.00-12.00 

Essen 

Anti-Rassismus Telefon 

0201/23 20 60 

Giessen 
Antirassistisches/antifaschistisches 
Notruftelefon 

0641/79 14 64 

di 19.00-21.00, fr 19.00-23.00, 
sa 11.00-13.00 und 19.00-23.00 
Göttingen 

Antifaschistisches Notruftelefon 
0551/39 45 67 

Hamburg 

Antirassistisches Telefon 
040/43 15 87, mo-sa 9.00-23.00 


Heidelberg 

Antirassistisches 

Notruf- und Infotelefon 

06221/290 82, werktags 19.00-7.00 


Kassel 

Infotelefon 0561/17919, 24 Std. 
Köln 

Kölntelefon 0221/881022 
Lüneburg 

Antifatelefon Lüneburg 
04131/40 54 10 

Mannheim 

Antirassistisches Notruftelefon 
0621/15641 41 

fr+sa 19.00-6.00, 

so und mo 19.00-24.00 
Infotelefon 0621/21705 
München 

Anti-rassistisches Telefon, 
089/543 96 12 

mo 10.00-12.00, di 18.30-20.30 
und fr 15.00-17.00 

Münster 

Antifa-Infotelefon 

0251/602 56 

di 18.00-20.00, Fr 17.00-1.00 
Nürnberg 

Antirassistisches Telefon 
0911/26 20 88 

mo 10.00-12.00, di 19.00-21.00 
fr 19.00-21.00 

Passau 

Infotelefon Antifa 
0851/36106 

fr 16.00-19.00 
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Neue Bücher und Broschüren 


VOR 0 roh Eee 
irgendwie, irgendwann, irgendwo 


Irgendwas machen wir falsch. Da wirft jemand ein 
eher unappetitliches Stück alten politischen Katzen- 
drecks in die müde linke Runde, die »deutsche Frage«, 
und alles debattiert so leidenschaftlich wie rück- 
wärtsgewandt. Da biedern wir (wir, wir mit unseren 
drängenden Fragen der Gegenwart) uns schon wohl- 
weislich an, schreiben listigerweise »Deutscher« Anti- 
rassismus drüber - und was passiert? Nichts. Hätten 
wir es etwa mit »Enjoy Rassismus light« versuchen 
sollen? Findet ihr eigentlich, alle liegen gleichzeitig 
irgendwie richtig, ARAB & ARI, Cafe Morgenland und 
Pro Asyl? Kein Widerspruch? Keine Probleme? 

Soviel zum Thema höflich zustimmende, aber inhalt- 
lich sparsame Publikumsreaktionen auf die Gemein- 
schaftsausgabe mit der Hamburger OFF LIMITS, der 
Rest steht auf den Seiten 42-43. Zum Beitrag der 
Hamburger Hochschulantifa könnt ihr in der näch- 
sten ZAG eine Erwiderung lesen. Unser Versuchsbal- 
lon in Richtung Fusion beider Blätter hat ansonsten 
ein so großes Eigengewicht entwickelt und erforderte 
außerdem soviel ungewohnte Arbeit, daß wir von ei- 
nem dauerhaften Zusammengehen erst mal wieder 
abgekommen sind und getrennt weitermachen - bis 
irgendwann wohl. Wozu uns nicht zuletzt eure Mei- 
nung auch nochmal interessieren täte ... 

Irgendwie muß es also immer weitergehen. Ein Blick 
aus unserem Fenster? Zwei Etagen tiefer sitzt ein Yup- 
pie am Mac und positioniert mit der Maus spielerisch 
bunte Grafikobjekte auf Werbeprospektentwürfen - 
Stundensatz? 90.-DM? oder auch 120.-? Im Hof steht 
ein Schwarzer und kratzt mit einem Spachtel alten 
Lack von einer Holztür - Tageslohn? 40.-DM? 70 DM 
und Angst im Nacken? 

Innenansichten aus Europa, nicht aus Südafrika. Die 
galoppierende, rassistisch organisierte Integration 


längst versunken geglaubter Überausbeutung in den 
deregulierten kapitalistischen Metropolenalltag ist je- 
denfalls längst unübersehbar geworden. Menschen 
ohne die richtigen Papiere, irreguläre Arbeit, Stras- 
senverkauf von Waren und Körpern: »Abschottung« 
erscheint als naive Idee angesichts einer fein abge- 
stuften, permanenten Kombination von mobilisieren, 
arbeiten lassen, um den Lohn prellen, in Bewegung 
halten, demütigen, zusammentreten, abschieben ... 
Innenansichten der Lebenssituation neuer Arbeitsmi- 
grantInnen und Illegalisierter - hauptsächlich in Ber- 
lin - bilden den Themenschwerpunkt dieser ZAG: Ar- 
beitsbedingungen und Gesundheitssituation, rechtli- 
cher Status und Einkommenssituation vor allem von 
Menschen aus Vietnam und Polen, aus Osteuropa, un- 
ter ihnen nicht zuletzt auch viele Prostituierte. 
Als Ergänzung dieses Schwerpunkts ins Blatt genom- 
men haben wir ein Interview mit der Migrant Support 
Unit in London sowie einen Aufruf hungerstreikender 
MigrantInnen auf einem Internierungsschiff im Hafen 
von Bremen. 
Irgendwo hätten wir sicher noch schreiben (lassen) 
sollen, wie das alles zu ändern sein könnte. Aber in 
dieser Hinsicht ist, anders als bei der Beschreibung 
des Übels, Expertise äußerst rar ... Aber warum jam- 
mern wir? An Rhein und Weser haben doch gerade die 
Grünen wieder gewonnen und in den Abschiebeknä- 
sten gibt es jetzt sicher auch bald Vollkornmüsli. Es 
wird doch alles besser, irgendwie. 
Die nächste ZAG wird ihren LeserInnen dann er- 
klären, warum in einem vereinten Europa mit lauter 
offenen Grenzen alles andere dann auch viel besser 
und schöner wird und erscheint irgendwann Anfang 
September. Diesen Jahres. 

Schönen Sommer - Die Redaktion 


Wir wollen in der zAG Handlungsmöglichkeiten auf- 
zeigen, über den Widerstand und Aktionen gegen 
rassistische und faschistische Gewalt berichten und 
die Meldungen, die bei den Infotelefonen einge- 
gangen sind, dokumentieren und veröffentlichen. 
Die ZAG soll nicht nur uns, den zwei herausgebenden 
Info-Telefonen, sondern auch anderen antirassisti- 
schen und antifaschistischen Gruppen die Möglichkeit 
bieten, Informationen, Einschätzungen, Selbstdarstel- 
lungen und Ankündigungen zu veröffentlichen. 

Ziel und Aufgabe der Info-Telefone und der ZAG ist es: 

x Menschen, die konkret von faschistischer Gewalt, 
rassistischen Diskriminierungen oder staatlichen 
Maßnahmen betroffen sind, solidarisch bei ihrer 
Gegenwehr zu unterstützen. 

* Zu einer starken Gegenöffentlichkeit beizutra- 
gen, das Wegsehen und Schweigen gegenüber dem 
alltäglichen Rassismus und der faschistischen Ge- 
walt zu durchbrechen. 

» Antirassistische und antifaschistische Aktionen 
durchzuführen und zu unterstützen. 

Die Qualität und der Informationsgehalt der ZAG 

hängt auch von Eurer Mitarbeit ab. Deshalb: Gebt 

Eure Informationen und Erfahrungen an die Infote- 


lefone weiter. Soweit es uns möglich ist, werden bei 
der ZAG eingehende Artikel wörtlich übernommen. 
Wortwahl und Inhalte von Beiträgen, die von Ein- 
zelpersonen oder Gruppen unterzeichnet sind, sind 
Ausdruck von deren Politik und stimmen nicht un- 
bedingt mit den politischen Ansichten der ZAG-Her- 
ausgeber-Gruppen überein. 

Redaktionsschluß für die nächste ZAG: 15.08.1995 

Weil es ziemlich arbeitsaufwendig ist, die Texte 
druckfertig zu machen (abtippen, Korrektur lesen, 
usw.), bitten wir alle, denen dies möglich ist, uns 
ihre Artikel auf Diskette (ohne Druckformat, mit 
Angabe des Textverarbeitungssystems und einem 
Textausdruck): zuzusenden. Fotos und anderes Lay- 
out-Material bitte nicht vergessen! 

Außerdem danken wir allen, die die ZAG bisher mit 
Spenden und Abos unterstützt haben. Wie auch die 
Erfahrungen anderer Zeitungsprojekte zeigen, ist es 
in der Bundesrepublik fast unmöglich, als alternati- 
ve oder linke Zeitung die Kosten ausschließlich 
durch die Verkaufserlöse abzudecken. Deshalb sind 
wir auch weiterhin auf Eure Spendenfreudigkeit und 
möglichst regelmäßige finanzielle Unterstützung an- 
gewiesen. Die Redaktion 


Anfang Mai ist in den USA das 
Buch »Live from Death Row« von 
Mumia Abu-Jamal erschienen. 
Noch immer versucht die 
| rechtsradikale Polizeigewerk- 
schaft »Fraternal Order of Poli- 
ce« (FOP) vor Gericht, eine 
einstweilige Verfügung gegen 
die Auslieferung des Buches zu 
erzwingen und ruft sie zu einem 
Boykott gegen Mumias Verleger 
Addison-Wesley auf. Darüber 
= hinaus hat ein Landtagsabgeord- 
neter im Landtag von Pennsyl- 
4 vania eine ÜGesetzesinitiative 
eingebracht, nach der Gefange- 
ne sämtliche Einnahmen von 
 Buch- und anderen Presseveröf- 
- fentlichungen an den Staat hzw. 
direkt an die Opfer ihrer Straftat 
= zahlen sollen. Dieser Gesetzent- 
| wurf ist speziell gegen Mumia 
Abu-Jamal gerichtet. Vor zwei 
Wochen hat in Pennsylvania die 
erste Hinrichtung seit 33 Jahren 
stattgefunden. Zwei weitere To- 
desstrafengefangene haben Hinrichtungstermine im Juni erhalten, 
In einer Situation, in der Mumias Leben mehr denn je bedroht ist, 
versuchen Politiker, die Polizeilobby und die Knastleitung von SCI 
Greene Mumia mit Hilfe von Sondergesetzen, Schreibverboten und 
Postzensur schon jetzt zum Schweigen zu bringen. 


Boononangaamnnnanannnn nenne aysstiarır san 


Foto. Felix Schumann 


Die Buch-Bombe 


Inzwischen wissen es vielleicht schon die meisten Le- 
serInnen, daß der Autor dieser Kolumne ein Buch ge- 
schrieben hat. Dies hat, aus unerfindlichen Gründen, 
in den USA zu heftigen Kontroversen geführt. 

Das Buch trägt den Titel »Live from Death Row - Live 
aus der Todeszelle« und wird in den USA von Addison- 
Wesley und in der BRD von AGIPA-Press in Bremen 
herausgegeben. Das Buch ist eine Sammlung von Es- 
says, vor allem über das Leben im Knast, einige über 
das Leben an sich, und andere über die politischen 
Kräfte, die sowohl das Leben innerhalb als auch 
außerhalb der Knäste bestimmen. Viele unter Euch ha- 
ben wahrscheinlich einige der Essays schon gelesen. 
Andere sind z.B. im Yale Law Journal erschienen oder 
wurden speziell für dieses Buch geschrieben. 

Warum’? 

Die Frage sollte eher lauten: Warum nicht? 

Gilt das verfassungsmäßig garantierte Recht auf freie 
Meinungsäußerung, das sogenannte First Amendment, 
das angeblich die Pressefreiheit garantiert, auch hin- 
ter Knastmauern? Gilt es wirklich für alle Menschen, 
die in Amerika leben? 

Wir werden sehen. 

Einige Leute, vor allem Demagogen und politische 
Opportunisten, haben sich darüber empört, daß der 
Autor ein Buch veröffentlicht. »Unerhört, unglaub- 
lich«, schreien sie. Man fragt sich, was mit dieser Ver- 
fassung, auf die sie alle geschworen haben, passiert 
ist. »Nigger«, zischen sie zwischen zusammengepreß- 
ten Zähnen hervor, »diese Verfassung ist nicht für 


aan | Dich gemacht worden!«). 


Tatsächlich ist sie nie für jemanden, der so aussieht 
wie ich, gemacht worden. Ist das nicht immer noch 
die Lehre aus dem unrühmlichen Dred Scott Verfah- 
ren, bei dessen Urteilsverkündung »Richter« Robert 
Taney erklärte, »... ein Neger hat keine Rechte, die 
von einem weißen Mann respektiert werden müssen«? 
(Ich muß hinzufügen, daß dieses Urteil bis heute noch 
nicht von einem höheren Gericht aufgehoben wurde). 
Der Autor hofft, wie jeder Autor, daß sein Buch gele- 
sen wird - nicht mehr als das. 

Wir, Menschen afrikanischer Herkunft, wissen besser 
als irgendjemand sonst in diesem »Amerika« genann- 
ten Land (mit Ausnahme der sog. »Indianer«), daß das 
»Gesetz« oft nur ein Werkzeug in den Händen von 
»Outlaws« und Gesetzesbrechern ist, die es immer wie- 
der verdrehen. Die meisten LeserInnen haben wahr- 
scheinlich von der Bombardierung des MOVE-Hauses 
am 15. Mai 1985 gehört, bei der 11 Frauen, Kinder 
und Männer von der Polizei und der Regierung des US- 
Bundesstaats Pennsylvania ermordet wurden. 

Was hat das »Gesetz« nach diesem Massaker, diesem 
offenen Massenmord an Unschuldigen, getan oder ge- 
sagt? Überhaupt gar nichts! 

Wie viele Politiker haben sich darüber aufgeregt, daß 
der Rechtshilfefond für den verurteilten Straftäter 
Stacey Koon (ein ehemaliger Polizeibeamter) insge- 
samt 4,7 Millionen Dollar an Spendengeldern gesam- 
melt hat? Dieser Polizeibeamte, der dabei gefilmt 
wurde, als er Rodney King brutal zusammenschlug, 
erhält Spenden für seine Rechtsanwälte und seine Fa- 
milie. Wer regt sich darüber auf? 

Ich kämpfe, nachdem ich einen vom Gericht ernannten 
Pflichtverteidiger hatte (der später von der Anwaltskam- 
mer ausgeschlossen wurde), im Wortsinn um mein Leben 
und gegen eine ungerechte und illegale Todesstrafe. Aber 
in dem Moment, wo ich mich dafür entschieden habe, ei- 
nen guten Rechtsanwalt zu engagieren, schreien die Fal- 
ken in der Fraternal Order of Police (FOP - rechtsradika- 
le Polizeigewerkschaft d.Ü.) und Politiker ihren Protest. 
Wenn Stacey Koon das Recht hat, mit Hilfe eines bun- 
desweit verschickten Spendenbriefs Rechtshilfeko- 
sten und finanzielle Unterstützung für seine Familie 
in Höhe von mehr als 4 Millionen Dollar zu sammeln, 
obwohl er juristisch gegen eine Haftstrafe von weni- 
ger als 3 Jahren für eine Straftat vorgeht, die auf Vi- 
deo aufgenommen ist und sowohl im US-Fernsehen 
als auch international ausgestrahlt wurde, warum 
gibt es dann diese ganze Aufregung angesichts eines 
Buchvertrags für den Autor über $ 30.000? 

Bei genauerem Nachdenken ist diese Aufregung allerdings 
nur logisch. Denn der eine Mann hat sein gesamtes Ar- 
beitsleben im Interesse des Systems gearbeitet, während 
der andere sein gesamtes Arbeitsleben (und schon als Tee- 
nager) gegen die Interessen des Systems gearbeitet hat. 

Ihr müßt darüber entscheiden, was Ihr lesen wollt, und 
Euch dagegen wehren, wenn Euch Polizeibeamte oder 
ihre politischen Lakaien vorschreiben wollen, was Ihr 
lesen dürft und welche Lektüre verboten ist. Ist das 
nicht die wahre Grundbedeutung von »Pressefreiheit« ? 


Mumia Abu-Jamal, AM 8335, SCI Greene, 
1030 E. Roy Furman Highway, Waynesburg, PA 
Das deutsche Ausgabe des Buchs wird voraussichtlich Anfang 


Juni bei AGIPA-Press in Bremen erscheinen und wird dann in 
Jeder gutsortierten Buchhandlung zu kaufen sein. 


Hungerstreik auf der Embrica Marcel 


Am 18.4.1995 sind 250 Menschen aus über 30 Natio- 
nen in den Hungerstreik getreten. Sie sind Bewohner 
des Wohnschiffes Embrica Marcel, das 1993 von der 
Bremer Sozialbehörde angemietet wurde, um als Un- 
terkunft für AsylbewerberInnen zu dienen. 

Sie sind in den Hungerstreik getreten, um eine Verände- 
rung der unerträglichen Lebensbedingungen auf dem 
Schiff zu bewirken. Zur Zeit müssen sich 4 Menschen ei- 
ne 15 Quadratmeter große Kabine teilen, das Essen ist 
sowohl nährstoffarm als auch geschmacklos und führt 
langfristig zu Erkrankungen. Obwohl das Schiff weit 
außerhalb von Bremen-Gröpelingen liegt, gibt es für die 
Flüchtlinge bisher keine Bahnfahrkarten. Bei Behörden- 
gängen und Fahrten in die Stadt sind sie gezwungen, oh- 
ne Fahrschein zu fahren. Die Willkürhandlungen des Ka- 
pitäns finden ihre Verstärkung in den Besuchen der Po- 
lizei. die bei geringsten Anlässen rechtswidrige Durch- 
suchungen vornimmt. Der Versuch der Flüchtlinge, die 
Isolation zu durchbrechen und am sozialen Leben teilzu- 
nehmen, führt so in Kriminalisierung und Bestrafung. 


Erklärung der hungerstreikenden 

Flüchtlinge auf der Embrica Marcel 
Wir sind Flüchtlinge. Wir kommen aus Afrika, Europa 
und Asien und wir sind Menschen. Wir wollen nicht. 
daß uns die Menschen mit Vorurteilen und Rassismus 
begegnen, nur wegen unserer Hautfarbe und weil wir 
Flüchtlinge sind. Wir sind Menschen. Das erniedrigen- 
de Verhalten uns gegenüber macht uns traurig. Denn 
wir, die wir im Exil sind, denken und leben! 
Wir wollen, daß die Gesetze, die für die Bürger dieses 
Landes gelten. auch auf uns angewandt werden. Wir 
akzeptieren nicht unsere Situation, derer wir uns be- 
wußt sind. Wir sind abgeschottet vom sozialen Leben 
durch das Eingesperrtsein auf dem Schiff. 
Wir verteidigen unsere Rechte als Menschen. Wir denken, 
daß die Lebensbedingungen der anderen in diesem Land 
auch für uns gelten müssen. Alle Artikel der Menschen- 
rechtskonvention müssen auch für uns Geltung haben. 
Wir wollen nicht für dumm gehalten werden. Wir akzep- 
tieren nicht, daß wir angelogen werden. Wir lehnen ein 
kaserniertes, von der Gesellschaft isoliertes Leben ab 
und sind heute am 18.04. in den Hungerstreik getreten. 


Unsere Forderungen: 
Am 20.2.1995 haben wir diese Forderungen überge- 
ben. Herr Hergert, der Vertreter der senatorischen 
Behörde für Soziales stimmte den Forderungen zu. 
Bis heute sind keine eingelöst. 


1 Sofortiger Auszug der Schiffsbewohner, die länger 
als ein Jahr auf dem Schiff leben mußten. Am 20.2. 
wurde uns zugesagt, daß die betreffenden Personen 
ausziehen könnten. Nun, da private Wohnungen ge- 
funden wurden, wollen Herr Hergert und Herr Hintze 
nichts mehr von ihren Zusagen wissen. 


2 Für jeden eine BSAG-Monatskarte. 


J Das Versprechen, das Essen gesundheitlich und ge- 
schmacklich zu verbessern. wurde nicht eingehalten. 
Wir fordern die Beschäftigung von Köchen, die als 
Flüchtlinge auf dem Schiff leben. 


4 Die Bordkarte soll einen Monat gültig bleiben, 
nicht wie bisher 3 Tage. 


5 Wir fordern das Ende der Polizeiwillkür. Durchsu- 
chungen nur noch mit Durchsuchungsbefehl. Wir wol- 
len mit den anderen Menschen in diesem Land gleich- 
behandelt werden. Nicht mehr und nicht weniger. 


b Wir fordern auf jeder Etage ein Telefon. Jeweils ei- 
nes mit Münzen, eines mit Telefonkarte. Bis heute hat 
der Kapitän nicht einmal einen Antrag bei der Tele- 
kom gestellt. 


1 Wir wollen unsere Wäsche selber waschen. Die Schiffs- 
leitung soll einen Vertrag mit einer Wäscherei abschließen, 
so daß wir mit den Maschinen selbst waschen können. 


8 Menschen mit ansteckenden Krankheiten sollen in 
ein Krankenhaus gebracht werden können. 


g Wir fordern 3 Stunden kostenlosen Deutschunter- 
richt am Tag. 


10 Wir fordern die Schaffung von sozialen Möglich- 
keiten: Sport und Kultur. 


11 Wir fordern die Einrichtung einer Bibliothek im 
Schiff. Trotz der Zusage des Kapitäns am 20.2. wurde 
bis jetzt nichts unternommen. 


12 Einrichtung eines Zebrastreifens an der Bushalte- 
stelle in der Nähe des Schiffes. 


13 Erhöhung des monatlichen Taschengeldes von 80 
auf 200 DM. 


1A Arbeitserlaubnis für die, die länger als 3 Monate 
in Bremen leben. 


15 Das Abendessen soll später ausgeteilt werden. 
und zwar zwischen 18.00 und 19.30 Uhr. 


16 Niemand soll länger als 6 Monate auf dem Schiff 
leben müssen. 


Bis unsere Forderungen akzeptiert werden und wir 
schriftliche Zusicherungen haben (die mündlichen Zu- 
sagen hatten bisher keine Bedeutung) werden wir mit 
dem Hungerstreik und anderen Aktionen nicht auf- 
hören. Wir fordern alle in Bremen lebende Migrantin- 
nen und Deutsche auf, sich mit uns zu solidarisieren. 
Flüchtlingskomitee der Embrica Marcel 


Ergänzung: 
Nach einer Verhandlung am 21.4.95 mit der Sozial- 
behörde wurden sinngemäß folgende Zusicherungen 
gemacht. Bis nächste Woche dürfen 10 Flüchtlinge in 
andere Sammelunterkünfte ziehen. Die restlichen. die 
schon länger als ein Jahr auf dem nh, wohnen. sol- 
len bis Ende Mai in Sammelunterkünften umziehen. 
Für 400 Bewohner des Schiffes stellen Sozial- und Kul- 
tursenat 20 BSAG-Monatskarten zur en Es wur- 
den zwei Club-Münz-Telephone beantragt. In bezug auf 
alle anderen Forderungen wurden bisher keine sub- 
stantiellen Zugeständnisse gemacht. 
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Kriminelle 
llegalisierung 


Von Szenarien und Strategien 
Während skrupellose internationale Schlepperban- 
den trotz des wackeren Bundesgrenzschutzes immer 
noch Flüchtlingsfluten aus dem von der Russenmafia 
kontrollierten Osteuropa einschleusen, jagen polni- 
sche Autoschieber mit gestohlenen Nobelkarossen 
über deutsche Autobahnen, falls diese nicht gerade in 
menschenverachtendster Weise von kurdischen Ter- 
roristen blockiert werden, während die verunsicherte 
und verängstigte Bevölkerung von jugoslawischen 
Hütchenspielern um den letzten Pfennig des sauer 
verdienten Geldes betrogen und von den unverzoll- 
ten Glimmstengeln der vietnamesischen Zigaretten- 
mafia vergiftet wird. 
Die Assoziationskette ausländisch-illegal-kriminell 
setzt sich allmählich als allgemeingültige Binsenweis- 
heit fest. Was im Superwahljahr 1994 mit den Kam- 
pagnen zur Inneren Sicherheit begann (siehe ZAG 
Nr.11), wird nun stetig intensiviert und ausgebaut. In 
kaum einem anderen Bereich ist die herrschende Defi- 
nitionsgewalt und das Meinungsmonopol bisher so un- 
widersprochen und unhinterfragt geblieben. 
Die Illegalisierung und pauschale Kriminalisierung 
von Flüchtlingen und MigrantInnen verläuft in der 
BRD und anderen westlichen Metropolen auf zwei 
verschiedenen, sich jedoch ergänzenden Ebenen ab. 
Einerseits werden Flüchtlinge, die versuchen in die 
westlichen Metropolen zu gelangen, durch praktisch 
inexistente Asyl- und Einwanderungsmöglichkeiten 
allein durch den Straftatbestand des »illegalen« Grenz- 
übertrittes kriminalisiert. Damit bleibt ihnen zum 
überwiegenden Teil nur ein entrechtetes Überleben 
ohne Aufenthaltstitel und Arbeitserlaubnis mit der 
alltäglichen Bedrohung von Entdeckung und Abschie- 
bung. Die maßgeblichen Grundpfeiler dieser Politik 
sind die Konstruktion der sicheren Dritt- und Her- 
kunftsländer und das Schengener Abkommen. 
Andererseits werden aber auch zahlreiche Flücht- 
lings- und MigrantInnengruppen mit relativ festem 
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Aufenthaltsstatus zunehmend entrechtet und krimi- 
nalisiert. Das Anrecht auf Bildung, Kranken- und Sozi- 
alversorgung wird immer stärker beschnitten. Als ak- 
tuelle Beispiele seien nur die Streichung des Erzie- 
hungsgeldes und die geplante Einführung des »Aus- 
länderleistungsgesetzes« genannt, mit dem nach den 
AsylbewerberInnen nun auch eine große Anzahl von 
MigrantInnen und Flüchtlingen mit Aufenthaltsstatus 
von Sozialhilfeleistungen ausgeschlossen werden 
soll. Gleichzeitig werden durch forcierte Medienkam- 
pagnen einem Großteil der MigranntInnen nach Her- 
kunftsländern sortierte Straftaten zugeordnet, wo- 
durch sie pauschal stigmatisiert werden. 

Ziel dieser Maßnahmen ist nicht nur die generelle 
Einschüchterung und das alltägliche Erinnern an den 
»Gaststatus« sondern auch die Absicht, politische 
Selbstorganisierung zu unterbinden, zur »freiwilli- 
gen« Ausreise zu animieren und vermehrte Abschie- 
bungen vorzubereiten. 

Allein durch den aufblühenden Nationalismus, dem Be- 
darf an inneren Feindbildern und der verlorenen Zug- 
kraft des Schreckgespenstes »Asylantenschwemme« 
lassen sich diese Entwicklungen jedoch nicht hinrei- 
chend erklären. Auch hier ist der allseits beliebte Rück- 
griff auf Geschichte und Ökonomie unumgänglich. 


Sklaven, Kulis, Gastarbeiter 
Die Geschichte der Migration ist in erster Linie die Ge- 
schichte der Arbeitsmigration, die durch die Kolonisa- 
tions- und Expansionspolitik Europas verursacht wur- 
de. Über Jahrhunderte hinweg war es Europa, das mit- 
tels Herrschaft und Gewalt weltweit Migration und 
Mobilität erzwang, die Migrationsbewegungen zum 
Aufbau des eigenen Wohlstandes und der Vormachts- 
stellung initiierte, steuerte und nutzte, um den eige- 
nen, gigantischen Arbeitskräftebedarf zu sichern. Sei 
es durch Vernichtung durch Arbeit während der Inqui- 
stadora, sei es durch den Sklavenhandel oder sei es in 
jüngerer Zeit durch das Anwerben von Gastarbeltern, 
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Erst in den letzten Jahren ist die Situation eingetre- 
ten, daß es weltweit zu viele Arbeitskräfte gibt. Durch 
die Zerstörung und Auflösung ökonomischer, ökologi- 
scher und sozialer Strukturen und durch die globale 
Ökonomie wird das Angebot an Arbeitskräften etwa 
75-mal höher sein als die nur leicht ansteigende Nach- 
frage. ' Dies führt im Ergebnis dazu, daß die weltwei- 
ten Migrationsbewegungen immer mehr zunehmen, 
und auch Europa und die westlichen Metropolen erst- 
mals einem Migrationsdruck ausgesetzt sind, dem sie 
sich durch eine restriktive Abschottungspolitik bisher 
ungekannten Ausmaßes zu widersetzen versuchen. 
Müßig auch in diesem Falle erneut darauf hinweisen 
zu müssen, daß von den, nach UNHCR-Angaben welt- 
weit 43,7 Mio. Flüchtlingen sowieso weniger als 10% 
bisher Aufnahme in Europa gefunden haben ’, daß al- 
lein in Afrika südlich der Sahara 35 Mil. Menschen 
nicht mehr in ihrer ursprünglichen Heimat leben und 
über 20 Millionen innerhalb des Kontinents auf der 
Flucht sind. ° 


New Order und Flüchtlingswellen 
Die bisher in diesem Ausmaße ungekannte restriktive 
Einwanderungspolitik und Illegalisierung von Migra- 
tion in den westlichen Metropolen ist nur auf dem 
Hintergrund der Neuen Weltordnung hinreichend er- 
klärbar. 
Durch den Wegfall des realsozialistischen Konkur- 
renzmodells ergaben sich drei maßgebliche Konse- 
quenzen: 
EM Gewisse soziale Abfederungen und menschenrecht- 
liche Mindeststandards werden im Westen zuneh- 
mend abgebaut, da der Kapitalismus sich von nun an 
allein durch sein Überdauern hinreichend legitimiert. 
MI Der ideologisch teilweise überholte Ost-West-Kon- 
flikt wurde endgültig durch den materiellen Süd- 
Nord-Konflikt abgelöst. 
M Der Wegfall des Schreckgespenstes Kommunismus 
führte zu einem Bedarf an neuen, vor allem auch in- 
neren Feindbildern. 
Dies hat für die westliche Migrationspolitik weitrei- 
chende Folgen: 
In dem Metropolen gibt es weiter einen Bedarf an Zu- 
wanderung von Arbeitskräften für die nicht rationali- 
sierbaren Sektoren Bau, Landwirtschaft und Dienst- 
leistungen. Da dieser Bedarf aber schon durch einen 
lächerlicher Bruchteil des globalen Arbeitskräftean- 
gebotes abzudecken ist, und die Notwendigkeit eines 
humanitären Deckmäntelchens durch die weggefalle- 
ne Systemkonkurrenz hinfällig geworden ist, orien- 
tiert sich die Migrationspolitik ausschließlich an den 
Profitinteressen der Weltwirtschaftsordnung. Flücht- 
linge werden endgültig zu reinem Humankapital deg- 
radiert. Somit werden die Aufnahmebedingungen - 
ausgehend von der aktuellen Arbeitsmarktsituation 
in den Metropolen - allein an der Qualifikation und 
Mobilität von MigranntInnen orientiert sein, während 
die Anerkennung von Fluchtgründen oder die politi- 
sche Asylgewährung mittlerweile fast völlig der Ver- 
gangenheit angehört. 
Die militärische Grenzsicherung und die restriktive 
Einwanderungspolitik in Europa kann nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß der hiesige, seit Beginn der ach- 
ziger Jahre toyotistisch deregulierte Arbeitsmarkt ei- 
nen zusätzlichen Arbeitskräftebedarf verursacht hat. 


Durch die flexibilisierte Auslagerung der Produktion 
auch in kleine Familienbetriebe und Schwitzhütten, 
die Zunahme der atypischen Beschäftigungsverhält- 
nisse wie Scheinselbstständigkeit, Leiharbeit und ver- 
sicherungsfreier Beschäftigung und durch den boo- 
menden informellen Dienstleistungssektor entstand 
eine vermehrte Nachfrage nach weit untertariflich be- 
zahlten und mobilen Arbeitskräften. Dieser Bedarf 
wird in der BRD zunehmend durch Pendelmigration - 
mit einem vehement steigenden Frauenanteil - aus 
Osteuropa abgedeckt. 


Im Osten, im Osten, tut alles wenig kosten 
Um dies optimal durchzusetzen, gibt es eine beson- 
ders auffällige Entwicklung innerhalb der EU-Politik, 
die in ihrem gesamten Ausmaß von einem Großteil 
der Linken bisher geflissentlich ignoriert worden ist: 
Einerseits wird das sogenannte »Flüchtlingsproblem« 
in die osteuropäischen Anrainerstaaten exportiert 
und damit eine Transitmigration osteuropäischer und 
außereuropäischer Flüchtlinge verhindert, anderer- 
seits wird einer sich kaskadenförmig von der Metro- 
pole in die Peripherie fortsetzenden Ost-West-Pendel- 
migration eindeutig der Vorzug vor einer weiteren 
Süd-Nord-Migration gegeben. 
Dies geschieht hauptsächlich aus zwei Gründen: 
Afrika südlich der Sahara, als der Teil der Welt mit 
den größten Fluchtbewegungen, ist weltmarktpoli- 
tisch mittlerweile nahezu komplett überflüssig ge- 
worden und wird seinem Schicksal überlassen. 
Gleichzeitig wird der fälschlicherweise pauschal mit 
dem Fundamentalismus gleichgesetzte Islam als neu- 
es äußeres und per Migration importiertes inneres 
Feindbild weiter ausgebaut. Eine Migration außereu- 
ropäischer Flüchtlinge ist also wegen der potentiellen 
Bedrohung durch den Fundamentalismus und wegen 
des höheren Aufwands und der Durchsetzbarkeit von 
Abschiebungen unerwünscht. 
Anders verhält es sich bei MigrantInnen aus Osteuro- 
pa. Diese bekommen bis auf wenige Sonderrege- 
lungen (AussiedlerInnen, KontigentsarbeiterInnen) 
zwar auch generell keinen Aufenthaltsstatus 
und/oder keine Arbeitsgenehmigung, bieten aber den 
Vorteil, daß sie zumeist ihren Lebensmittelpunkt wei- 
ter in den Herkunftsländern haben und sich nur für 
befristete Zeiten in Westeuropa aufhalten. Gleichzei- 
tig ist ihr Qualifikationsniveau sehr hoch. So werden 
sie als Wanderarbeiter oder Dienstmädchen für eine 
faktische Refeudalisierung des unterbezahlten Dienst- 
leistungssektors, der nicht weiter rationalisiert wer- 
den kann, genutzt. Sie werden trotz gegenteiliger po- 
litischer Lippenbekenntnisse als irreguläre Arbeits- 
kräfte stillschweigend geduldet. Eben weil davon aus- 
zugehen ist, daß sie - da ihr eigentlicher Lebensmit- 
telpunkt nach wie vor in ihren Herkunftsländern liegt 
- kaum das Risiko einer Organisierung zum Erstreiten 
von Rechten in Kauf nehmen werden, und bei sinken- 
dem Bedarf mittels entsprechender Razzien leicht zu 
ermitteln und abzuschieben sind, bieten sie Vorteile, 
die außereuropäische Flüchtlinge und Migranntinnen 
in ihrer überwiegenden Mehrzahl nicht haben. 
Drei von vier Flüchtlingen, die sich z.Zt. in der BRD 
aufhalten, kommen aus Ost- und Südosteuropa. ' Die 
prinzipielle Migrationsbereitschaft in Osteuropa ist 
enorm hoch. So ergab eine Umfrage unter Studieren- 


den an der Moskauer Lomonossov-Universität 1991, 
daß 80% Auswanderungsabsichten haben. ° Das fran- 
zösische Meinungsforschungsinstitut IPSOS kam zu 
dem Ergebnis, daß 40% aller tschechischen Jugendli- 
chen unter 25 Jahren bereit sind auszuwandern. ° 
Neben einer zahlenmäßig geringen und mittlerweile 
durch bilaterale Abkommen temporär begrenzten 
und regulierten Abwanderung von hochqualifizierten 
Fachkräften, dem sogenannten »brain drain«, ent- 
wickelt sich parallel dazu eine weitaus größere Bewe- 
gung osteuropäischer Frauen, die überwiegend halb- 
legal oder illegal migrieren müssen. 


Migrantinnen für 
das verunsicherte Patriarchat 
Bisher war die klassische Arbeitsmigration in die 
westlichen Metropolen immer von Männern domi- 
niert und an ihnen orientiert. Obwohl Frauen mittler- 
weile den Großteil der weltweiten Flüchtlinge stel- 
len(z.B. in Malawi über 80%), belief sich ihr Anteil an 
den Flüchtlingen aus dem Trikont, die Westeuropa er- 
reichten, nur auf 20-30%. ” Inzwischen macht sich 
diese Feminisierung der Migration aber auch hier be- 
merkbar.Gerade auch durch den boomenden Dinstlei- 
stungssektor haben sich spezifisch weibliche Formen 
der Migration herausgebildet: Heiratsmigranntinnen, 
Hausangestellte, Krankenschwestern und Prostituier- 
te. Dieser Bedarf wird in der BRD mittlerweile immer 
stärker durch Frauen aus Osteuropa abgedeckt, deren 
Anteil an der Gesamtmigration ihrer Herkunftsländer 
mittlerweile mindestens ebenso hoch ist wie die der 
Männer - und eher steigt als fällt. 
»Die Formen traditionell als weiblich definierter Ar- 
beiten und Tätigkeiten, die Frauen in hochindu- 
Strialisierien Gesellschaften teilweise verweigern, 
Jedenfalls aber nicht mehr in ausreichendem Maße 
übernehmen, werden weder abgeschafft noch zwi- 
schen Frauen und Männern geteilt. Sie werden den 
Frauen anderer Kontinente und Kulturen zugewie- 
sen. Das gilt für die Fließband- und Putzarbeit eben- 
so wie für die Prostitution und das Gebären und 


Aufziehen von Kindern sowie die Reproduktion von 
Arbeitskraft.«® 


Quo vadis Migration? 
Grob betrachtet ergeben sich aus den wachsenden 
und im Wandel begriffenen Migrationsbewegungen 
und der skizzierten neuen restriktiven westlichen Mi- 
grationspolitk zwei Entwicklungsmöglichkeiten: 
Entweder die Pendelmigration verfestigt sich und im- 
mer mehr Menschen müssen sich völlig rechtlos und 
unterbezahlt mit der täglichen Bedrohung durch Ab- 
und Weiterschiebung verdingen, während gleichzei- 
tig ganze Kontinente dem vom Westen verursachten 
Verfall preisgegeben werden, oder es bilden sich 
»neue soziale Bewegungen« von Flüchtlingen und Mi- 
grantInnen, die in ihren Aufnahmeländern Rechte 
einfordern und erkämpfen und von den Fluchtverur- 
sachern ihren Anteil an einem menschenwürdigen Le- 
ben nachdrücklich einklagen. 


Wo wir stehen, wohin wir sehen 
Die drastischen Entwicklungen in der Migrationspoli- 
tik der westlichen Metropolen, insbesondere die zu- 
nehmende Illegalisierung von Migration, und der Ver- 
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such, den benötigten zusätzlichen Arbeitskräftebe- 
darf gänzlich über Pendelmigration zu decken, ver- 
langt der antirassistischen Linken neue Konzepte und 
Gegenstrategien ab. 

So werden beispielsweise die seit über einem guten 
Jahrzehnt praktizierten klassischen Anti-Abschiebe- 
Kampagnen zukünftig nur noch sehr begrenzt grei- 
fen. Das gängige Konzept dieser Kampagnen war und 
ist es stets gewesen, als Minimalforderung die Verlän- 
gerung bzw. Wiedererlangung eines Aufenthaltstitels 
für eine oder mehrere, nach Herkunftsländern be- 
stimmte Flüchtlingsgruppe(n) zu fordern. Dies mag 
für ehemalige VertragsarbeiterInnen, Bürgerkriegs- 
flüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien und 
KurdInnen auch weiterhin eine gewisse Aussicht auf 
Erfolg haben, für die immer größer werdende Anzahl 
von Flüchtlingen und MigrantInnen, die von vor- 
neherein keinen Aufenthaltsstatus hatten, ist dieses 
Modell jedoch gänzlich ungeeignet. 

Angesichts der zunehmenden Ost-West-Migration ist es 
dringendst geboten, eine anscheinend immer noch weit 
verbreitete Form von Internationalismus in der Linken 
endlich hinter sich zu lassen: Einen sozialromantisch 
verklärenden Typus, der sich verzückt dem medial ge- 
putschten Masken-Mann Marcos an den Hals wirft und 
angesichts mangelnder revolutionärer Perspektiven 
hierzulande sein Fernweh in ausgedehnten Latein- und 
Mittelamerikareisen stillt, dem gleichzeitig zum nahe- 
gelegenen Osteuropa außer Wodka, Rote Armee und 
Don-Kosaken meist nur wenig einfällt, oder der im be- 
sten Falle Osteuropa mit lässigem Handstreich als er- 
weiterten Trikont ins alte Weltbild einpaßst. 

Es soll hier keinesfalls dafür plädiert werden, die 
herrschende Politik nachzuziehen und ganze Konti- 
nente aufzugeben, aber die neue Migrationsbewe- 
gung, mit der wir hier vor Ort konfrontiert sein wer- 
den bzw. schon längst konfrontiert sind, Kommt aus 
bzw. über Osteuropa. 

Wenn tatsächlich ernsthaft über praktische Gegenstra- 
tegien diskutiert werden soll, dann muß die Linke ihre 
eklatanten Informationsdefizite über Osteuropa, so- 
wohl über gesamtgesellschaftliche Entwicklungen als 
auch die Migrationsbewegungen dringend aufholen. 
Das Gleiche gilt für die Auseinandersetzung mit Lebens- 
Situationen von MigrantInnen und Flüchtlingen ohne 
Aufenthaltsstatus hier in der BRD und Westeuropa. 
Gerade wenn es um Überlegungen zur direkten Unter- 
stützung von Betroffenen geht, wird ein vermehrter 
Austausch und die Zusammenarbeit mit NGOs in Ost- 
europa unumgänglich sein. 

Nur auf der Grundlage detaillierter Informationen 
kann es gelingen, die herrschenden Meinungsmono- 
pole zu hinterfragen und die mit der neuen Migrati- 
onspolitik verbundenen ständigen Menschenrechts- 
verletzungen anzuprangern. 

Gerade die Situation in den Abschiebeknästen und an 
den militärisch gesicherten Außengrenzen bieten da 
gewisse Möglichkeiten, auch europaweit eine kriti- 
sche Gegenöffentlichkeit herzustellen und zu einer 
sensibilisierung beizutragen. 

Auf dieser Basis sind Forderungen nach Legalisierung 
- wie diese genau aussehen könnten, sei erst einmal 
dahingestellt - unumgänglich. Es wäre fatal, wenn 
sich innerhalb der antirassitischen Bewegung eine 
Polarisierung zwischen »Verstecken« und »Legalisie- 
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ren« entwickeln würde, denn beide Ansätze stehen 
keinesfalls konträr zueinander, sondern müßen sich 
ergänzen. 
Dazu Rudko Kawcezynski vom Roma National Con- 
oress: »Bemerkenswert ist, daß diese Kampagnen 
(Kirchenasyl und Zuflucht) sogar von der Politik 
begleitet werden. Dieses ist kein Zufall, die Behör- 
den wissen, daß Menschen nicht jahrelang in der Il- 
legalität gehalten werden können, d.h., durch diese 
Mafnahme wird dieser Widerstand letztlich gespal- 
ten. (...), so ist es trotzdem nötig, daß parallel etwas 
geschieht und vor allen darf bei den so »Geschültz- 
ten« nicht der Eindruck erweckt werden, dieses sei 
der Weisheit letzter Schluß.« 
Nur durch die Kombination von direkter Unterstüt- 
zung, Öffentlichkeitsarbeit und konkreten Forderun- 
gen wird sich die Möglichkeit einer erneuten, breiten 
Hinterfragung der Asylrechtspolitik und darüber hin- 
aus der gesamten Migrationspolitik ergeben können. 
Denn eines ist klar: Nur die direkte Konfrontation mit 
Migrationsbewegungen, die sich eben nicht mehr von 
den westlichen Metropolen restriktiv regulieren las- 
sen, werden die Festungen des Wohlstandes dazu 
zwingen können, mehr als nur ein paar Brotkrumen 
abzugeben. 
Die Zukunft wird zeigen, ob die von Lydia Potts ver- 
tretene These, daß allein nationalstaatlich orientierte 
Migrationspolitik auf mittlere oder lange Sicht unrea- 
listischer sei als die oft utopisch klingende Forderung 
nach offenen Grenzen, sich in ihrer Brisanz bewahr- 
heiten wird." 
Offene Grenzen allein werden allerdings nicht 
zwangsläufig zu einer Verbesserung der Situation von 
Flüchtlingen und MigranntInnen führen. 
Aufgabe antirassistischer Politik hier vor Ort muß es 
sein, sich für die Verbesserung der konkreten Lebens- 
bedingungen von Flüchtlingen und Migrantinnen in al- 
len gesellschaftlichen Bereichen einzusetzen und die 
zunehmende Entrechtung entschlossen anzugreifen. 
Der Kampf gegen die Illegalisierung ist ein Teil davon. 
Jürgen, ZAG-Redaktion 
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Kontinenten 
Ausfaszinierenden Porträts von Antifa- 
schistinnen, die vor dem Nationalsozi- 
alismus nach Lateinamerika flüchte- 
ten, und von Lateinamerikanerinnen, 


die in der BRD bzw. DDR Asyl vor den | 


Milttärdiktaturen ihres Kontinents such- 


ten, entstehteine Geografie von Flucht- | 
wegen, aufdenen Verfolgte ihr Leben | 


und ihre Würde verteidigten. 


2408. ISBN3-922611-48-6 24 DM 


Mauricio Rosencof 
Der Bataraz 
Der neue Roman des uruguayischen 
Schriftstellers und Tupamaros ist ein 
atemberaubender Monolog, in dem 


| die Grenzen zwischen Realität, Traum 
und Halluzination verwischen. "Wer ! 
seinen Hintergrund - elfjährige Isolati- | 
onshaft - nicht kennt, könnte es für das | 


Tagebuch eines Verrückten halten.” 
160S. ISBN 3-922611-47-8 24 DM 


Ya basta! 
Der Aufstand der Zapatistas 
Der Aufstand der zapatistischen EZLN 


im südmexikanischen Chiapas, derbe- | 


reits als »erste Revolution des 21. 
Jahrhunderts« etikettiert wurde, hal 


so manches Raster der orthodoxen | 


Linken zerbrochen. In zahlreiche Ori- 


ginaldokumenten, Interviews, Legen- | 


den, Analysen und einem Foto-Essay 
spiegelt das Buch die verschiedenen 
Facetten des Aufstands. 

368S. ISBN 3-922611-44-3 28DM 


Joseba Sarrionaindia 
Von Nirgendwo und Überall 
"Sarri” ist im Baskenland einer der 
meistgelesenen Schriftsteller. AlsETA- 
Gefangenem gelang ihm vor Jahren 
eine spektakuläre Flucht. Noch im Ge- 
fängnis schrieb er dieses literarische 


| Tagebuch: "Niemand weiß, wo er ist, 
| aber alle warten voller Ungeduld auf 


| 


| 
| 
| 


seine Bücher.” 
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»Was auch immer zu i hre m Schutz getan wird: 
Es sind immer die Frauen, die alles bezahlen« 


»Wir erzählen Ihnen immer, daß wir nicht mit der Polizei zu- Warum sind es immer weniger Polinnen, die neu nach Berlin kommen? 
sammenarbeiten, daß wir wissen, daß sie illegal arbeiten und Ich vermute, weil es den Pollnnen tatsächlich im- 
daß uns das nicht interessiert« (Wiltrud Schenk). Die Mitar--_ mer besser geht, und weil in Polen Frauen nun auch 
beiterInnen der Beratungsstelle für Geschlechtskrankheiten der Prostitution nachgehen können. Außerdem wis- 
in Charlottenburg gehen regelmäßig in Bordelle und Bars, su- sen wir aus anderen deutschen Städten, daß dort 
chen den Kontakt zu Prostituierten und laden sie in die Bera- auch Polinnen der Prostitution nachgehen. Es ver- 
tungsstelle ein. Grundlage der Arbeit ist das Bundesgesetz zur teilt sich mehr. 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten von 1953. Das Gesetz 
berechtigt und verpflichtet Menschen »mit häufig wechseln- Wie ist der Kontakt der Beratungsstelle zu den osteuropäischen Frauen? 
dem Geschlechtsverkehr«, sich vom Gesundheitsamt beraten Die osteuropäischen Frauen haben kein positives Ver- 
und betreuen lassen. Das Gesetz öffnet die Bordelltüren, ver-- hältnis zum eigenen Staat aufgrund der eigenen Ge- 
pflichtet die Beratungsstellen aber nicht zur Zusammenarbeit schichte. Sie sind Behörden gegenüber sehr miß- 
mit anderen Behörden (z.B. Polizei). Prostituierte müssen sich trauisch. Wenn sie das erste Mal zu uns kommen, er- 
auch nicht untersuchen lassen. zählen sie uns meist gar nichts, sie sind sehr reser- 
Für die 6 Beratungsstellen in Berlin beschränkt sich »Verhin- viert. Das ändert sich nur langsam. 
derung von Geschlechtskrankheiten« nicht auf die Gesund- 
heitsvorsorge. Sie kümmern sich auch um die sozialen Bedin- Wie kommen die Frauen aus Osteuropa nach Deutschland in die Prostitution? 
gungen der Prostituierten, unterstützen sie bei Gewalt und Er-- Die meisten kommen durch Anwerber, und sie bezah- 
pressung durch Zuhälter und Freier. In diesem Zusammenhang len auch dafür. Sie lassen sich also freiwillig anwer- 
wurde 1989 eine Zufluchtswohnung für thailändische Prostitu- ben, Andererseits fallen sie auch darauf rein, weil sie 
ierte eingerichtet. zu positive Vorstellungen haben, aber das ist eine an- 
wiltrud Schenk arbeitet bei der Beratungsstelle für Ge- dere Geschichte. Die meisten haben jemanden, der 
schlechtskrankheiten in Charlottenburg, Berlin. sie hierher bringt und hier einen Arbeitsplatz be- 
schafft. Und die Schlepperpreise werden immer 
ZAG: Seit wann haben Sie Kontakt zu osteuropäischen Prostituierten? höher. Einige haben schon vorher als Prostitutierte 
Wiltrud Schenk: Seitdem die Mauer offen ist. Im De- gearbeitet. Die Frauen, die direkt aus der ehemaligen 
zember 89 kamen Frauen aus der DDR, und bereits An- Sowjetunion kommen, haben hier fast alle erstmals 
fang 1990 fing die Ost-West-Wanderung an. Als erstes Prostitutionskontakte. 
kamen Frauen aus Polen. Das hat sicher mit der Berli- 
ner Geschichte zu tun, daß hier sehr viele Pollnnen le- Welchen legalen Status haben sie? 
gal wohnen oder auch einen deutschen Paß haben, so Wenn sie als Touristinnen kommen, haben sie als Auf- 
daß die Frauen, die am Anfang kamen, hier Leute enthaltsstatus einen legalen Status für drei Monate. 
kannten, wo sie wohnen konnten, während sie in der Der Arbeitsstatus ist jedoch generell illegal. Wobei 
Prostitution arbeiten gingen. Das hat sich im Laufe schätzungsweise 50% der Frauen auch illegal kommt. 
der Jahre verändert. Wir haben 1995 festgestellt, daß Polinnen brauchen allerdings für drei Monate über- 
wir ganz wenig neue Frauen aus Polen haben, und daß haupt kein Visum, sind also legal hier, aber was sie 
immer mehr Frauen aus der Ukraine, den Baltischen tun, ist illegal. Unabhängig davon, daß Prostitution 
Republiken, aus der Tschechischen Republik, aus der als Arbeit nicht anerkannt wird, wäre es auch 
Slowakei, Weißrußland, Rußland kommen. Schwarzarbeit. 
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Was bedeutet das für ihre Arbeitsbedingungen? 

Das bedeutet, daß die schlechtesten Arbeitsplätze für 
Frauen, die hier nicht arbeiten dürfen, vorbehalten 
sind. Es gibt gute Salons, wo die Frauen gut verdie- 
nen und gute hygienische Bedingungen haben. Diese 
Salons oder Bars nehmen keine illegalen Frauen, weil 
das immer Razzien nach sich zieht. Das haben die Be- 
sitzer nicht gerne, weil es die Freier vertreibt. 


Kennen die Frauen vorher die Arbeitsbedingungen, die sie hier erwarten? 
Wir kriegen häufig mit, daß die Arbeitsbedingungen 
nicht bekannt waren, wobei wir schätzen, daß die 
Hälfte der Frauen, die nach Berlin kommen, weiß, 
was sie hier tun. Aber das Wissen, daß sie in der Pro- 
stitution arbeiten sollen und daß sie das auch wollen, 
heißt nicht, daß sie wissen, wie verboten es ist, und 
sie wissen auch nicht, wieviel sie verdienen. Daß sie 
mit den 1.000 DM, die sie hier eventuell im Monat 
verdienen, und womit sie zuhause drei Jahre leben 
können, höchstens die Ausgaben für Wäsche wa- 
schen, Essen und Miete für das Zimmer im Bordell 
decken können. Das wurde ihnen vorher nicht gesagt. 
Auch nicht, daß sie in Abschiebehaft kommen kön- 
nen, welche hygienischen Bedingungen hier herr- 
schen, welche sexuelle Praktiken hier üblich sind. 
Darüber wissen wenige Bescheid. 

Die polnischen Frauen kannten vorher auch keine 
Kondome. Es gab in Polen keine, und wenn es welche 
zu kaufen gab: zu horrenden Preisen. Wenn sie nach 
Deutschland in die Prostitution kamen, waren Kondo- 
me etwas unerschwingliches oder auch ganz komi- 
sches, ekliges. Dadurch, daß sie die Sprache am An- 
fang nicht können, diskutieren sie nicht über Kon- 
dombenutzung. Und da sie an das Kondom nicht ge- 
wöhnt sind, kommen sie nicht an den Punkt, das Kon- 
dom einfach zu benutzen. Aber je länger sie in der 
Prostitution arbeiteten, desto professioneller werden 
sie und benutzen Kondome. 

Polen ist ein sehr katholisch geprägtes Land. Die 
Frauen leiden darunter, daß sie etwas - auch nach 


ihren Wertvorstellungen - Schreckliches gemacht ha- 
ben, und zurückgehen ohne einen Gegenwert, näm- 
lich Geld. Viele polnische Frauen werden krank, ohne 
daß wir etwas feststellen konnten. Sie hatten Magen- 
schmerzen, Kopfschmerzen. Es ist in vielen Fällen 
psychosomatisch. Einige kehren nach einiger Zeit 
zurück, total frustriert. Einige überwinden das und 
wollen soviel Geld zusammenkriegen, wie es geht, oh- 
ne bei einer Razzia aufgegriffen zu werden. 
Gleichzeitig ist es ja so, daß die Frauen nur legal in 
Deutschland bleiben können, wenn sie heiraten, so 
daß sie ähnlich wie die Thailänderinnen anfangen, 
Männer zu suchen. 


In den 80er Jahren kamen vor allem Frauen aus Thailand als Touristinnen 
nach Berlin, um hier als Prostituierte zu arbeiten. Die Arbeit als Prostitu- 
ierte war ebenfalls illegal, die Frauen lebten in ständiger Furcht, bei Raz- 
zien aufgegriffen und nach Thailand abgeschoben zu werden. Was ist der 
Unterschied zwischen thailändischen und den polnischen Prostituierten? 
Frauen aus Osteuropa sind auf der Straße nicht sofort 
als Ausländerinnen erkennbar. Dadurch, daß in Zen- 
tralosteuropa die gleiche Schrift benutzt wird wie bei 
uns, sind die Frauen sehr viel schneller in der Lage, 
sich hier zurecht zu finden. Sie sind daher schneller 
etwas unabhängiger. Sie können sehr viel schneller ei- 
nen Teil der deutschen Sprache. Fast alle Frauen aus 
Osteuropa haben einen Beruf, wenn sie nach Berlin 
kommen: sehr viele Lehrerinnen, eine Ärztin, viele 
studierte Leute, die zuhause keine Geld mehr verdie- 
nen und hier zur Prostitution kommen, weil sie kei- 
nen anderen Weg sehen. Viele haben uneheliche Kin- 
der. Die Rückführkosten bei einer Abschiebung sind 
nach Polen sehr viel geringer. Nach Thailand wird 
man ja nur mit Lufthansa ausgeflogen, das kostet meh- 
rere tausend DM. Polnische Frauen werden einfach in 
den Zug gesetzt. Das finanzielle Risiko ist bei Osteu- 
ropäerinnen für Puffbesitzer sehr viel geringer. 


Wie oft gibt es Razzien und welche Wirkungen haben sie? 

Es gibt Salons, in denen viele Illegale arbeiten, wo 
trotzdem wenige Razzien stattfinden, obwohl die Kri- 
po das weiß. Und dann gibt es Gegenden, wo alle vier 
Wochen eine Razzia ist. Wenn die illegale Arbeit das 
einzige Delikt ist, ist auch die Kripo nicht daran inter- 
essiert, die Frauen zu vertreiben. Nur wenn andere 
Dinge wie Menschenhandel, Drogenhandel, Waffen- 
handel dazukommen, werden Razzien gemacht. Ofti- 
ziell können danach alle in Abschiebehaft kommen, 
manchmal nehmen sie aber keine einzige in Abschie- 
behaft mit. Wir können nicht genau sagen, nach wel- 
chen Regeln die Polizei da vorgeht. 

Wenn eine illegale Frau im Puff angetroffen und abge- 
schoben wird, muß der Puffbesitzer die Abschiebeko- 
sten bezahlen. Trotzdem bezahlt es immer die Frau, 
weil der Puffbesitzer die Rückreisekosten zuerst kas- 
siert und aufhebt, damit er sie bei einer Razzia nicht 
bezahlen muß. Die Frauen sind immer diejenigen, die 
alles bezahlen. Wenn irgendetwas vom deutschen 
Staat gemacht wird - angeblich, um die Frauen in die- 
ser Richtung zu schützen - steigen immer die Preise. 
Die Kosten für die Frauen werden immer höher. 

Ob die Razzien stattfinden oder nicht, spielt in der 
Angst der Frauen kaum eine Rolle für die Frauen. Es 
reicht, daß sie gesagt bekommen, was du tust, ist ille- 
gal, und wenn die Polizei dich erwischt, passiert was. 


Wir sagen immer, sie können höchstens in Abschiebe- 
haft kommen, damit sie nicht Angst vor Mißhandlun- 
gen durch die Polizei haben. Wir haben mehrere 
Frauen, das sind keine Einzelfälle, die werden in der 
Prostitution mißhandelt, vergewaltigt, erpresst, das 
Geld wird abgenommen, und sie wehren sich nicht, 
hauen nicht ab, auch wenn sie können. Wir haben 
hier die Erfahrungen gemacht, daß sich Frauen erst 
dann gegen diese Situation wehren, wenn sie keiner- 
lei Geld mehr bekommen. Allein das Wort Polizei als 
Drohung durch den Zuhälter reicht, daß sie sich ganz, 
ganz viel gefallen lassen. 


Wie sind die Erfahrungen mit den Frauen, die gegen die Mißhandler aus- 
gesagt haben? 

Wir selbst stellen keine Anzeigen, aber wenn eine 
Frau eine Anzeige machen will oder eine Anzeige ge- 
stellt hat, wollen wir ihr alle Unterstützung geben, 
die wir geben können: eine Nebenklagevertreterin 
zur Seite stellen, Sozialhilfe beantragen, Unterbrin- 
gung im Frauenhaus. Bisher haben alle Frauen, die 
wir im Frauenhaus untergebracht haben, auch So- 
zialhilfe bekommen. Eine Möglichkeit, einen länge- 
ren legalen Aufenthalt zu bekommen, ist das noch 
nicht. 


Was raten Sie einer Frau, die als Prostituierte in Deutschland ist und hier 
bleiben möchte? 

Ich kann ihr gar nichts raten, weil es keine Möglich- 
keit gibt. Es gibt nur die Möglichkeit zu heiraten, und 
ich werde mich hüten, ihr das zu raten. Ich werde 


mich auch hüten, ihr abzuraten. Ich bin nicht in ihrer 
Situation. 


Was sind die Forderungen für die Situation der Frauen aus ihrer Sicht? 
Was wir uns für Berlin wünschen, ist, daß es für Frau- 
en, die wirklich aussteigen wollen mit Anzeige gegen 
Schlepper und so weiter, eine Unterkunftsmöglichkeit 
gibt. Mit den Frauenhäusern ist es sehr schön, es gibt 
aber immer Sprachprobleme. Außerdem sind die Pro- 
bleme der Frauen, die sonst ins Frauenhaus gehen an- 
ders als die Probleme der Frauen,die in der Prostituti- 
on mißhandelt werden, und es wäre gut, wenn darauf 
adäquat reagiert werden könnte. Das andere wäre, 
daß Frauen, die wirklich mißhandelt und geschleppt 
werden, eine legale Aufenthaltsmöglichkeit erhalten 
über die Prozeßzeit hinaus. Bisher ist es so, daß sie 
nur interessant sind, solange der Prozeß läuft. 


Arbeiten Sie mit anderen Frauenorganisationen zusammen? 

Wir haben erst allmählich herausbekommen, daß es 
überhaupt Frauenorganisationen in Polen gibt (wei- 
ter Östlich sind wir noch nicht), und haben ange- 
fangen, Kontakt aufzunehmen. Es war während der 
alten politischen Situation so, daß es nur eine staatli- 
che Frauenorganisation gab, wo alle Frauen zur Mit- 
gliedschaft verpflichtet waren. Von daher ist die Be- 
reitschaft, in anderen Organisationen mitzuarbeiten, 
jetzt sehr schwach. Wie uns Frauen aus Polen er- 
zählen, ist das Wort Feminismus das allerletzte. Und 
jede Gruppe, die sich als Frauengruppe gründet, wird 
ganz schwer diffamiert, Unseres Wissens gibt es mitt- 
lerweile vier Frauengruppen, die sich mit Gewalt 
gegen Frauen beschäftigen, auch mit Frauen, die in 
der Prostitution arbeiten beziehungsweise wegen 
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Prostitution ins Ausland gehen. Sie geben auch Hilfe- 
stellungen, wenn die Frauen zurückkommen. Und da 
eine Frau aus Polen hier in der Beratungsstelle arbei- 
tet, hat sie vor zwei Wochen angefangen, Kontakte zu 
ihnen zu knüpfen. Wir wollen unbedingt mit ihnen 
zusammenarbeiten. 


Wie sieht es aus mit der Zusammenarbeit mit Berliner Gruppen? 

Wir arbeiten mit den Frauenhäusern und Ban Ying zu- 
sammen. Ban Ying will jetzt eine Gruppe gründen, die 
sich zum Thema Frauenhandel trifft, um Forderungen 
zu erarbeiten und auch etwas gegen Frauenhandel zu 
tun. Wir arbeiten mit Agisra in Frankfurt/Main, mit 
FFBIZ in Stuttgart. Es gibt jährlich Treffen, an denen 
wir versuchen teilzunehmen. 
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Seitdem die Einreisemöglichkeiten für Flüchtlinge 
durch die sogenannte »Sichere-Drittstaaten-Regelung« 
und »Sicheres Herkunftsland« eingeschränkt wurden, 
finden Einreisen und Aufenthalte vermehrt unkontrol- 
liert statt (Germershausen/Schneider 1993; Vogel 
1994). Die Illegalisierung von Zuwanderung in die Bun- 
desrepublik Deutschland hat in den letzten Jahren neue 
Ausmaße angenommen. Bei der öffentlich geführten 
Debatte um »illegale Zuwanderung« steht aber bisher 
vor allem die ordnungsrechtliche Dimension im Vor- 
dergrund, bei der es vorrangig um die Themen Abschot- 
tung der Grenzen und behördliche Erfassung illegali- 
sierter Zuwanderer geht. Die Hauptforderungen anti- 
rassistischer Gruppen, »Grenzen auf für alle« und »Blei- 
berecht für alle«, beziehen sich auf diese Bereiche. 
Die unkontrollierte Zuwanderung umfaßt jedoch 
auch eine soziale und sozialpolitische Dimension, die 
bisher öffentlich nur wenig wahrgenommen wird. Im 
Spektrum antirassistischer Zusammenhänge läuft zu 
diesem Bereich unter dem Stichwort »Legalisierung« 
. Sn längerem eine Diskussion, die kontrovers 
geführt wird (vgl. BUKO 1995), aber doch recht ab- 
on oh weil die konkreten Lebens- und Arbeits- 
a on illegalisierter MigrantInnen ausgespart 
ıesem Beitrag will ich am Beispiel polni- 
scher ZuwanderInnen vor allem die Schwierigkeiten 
und Risiken Irregulärer Aufenthalte schildern, um 
daran anschließend politische Forderungen abzulei- 
ten. Zunächst sollte aber geklärt werden, was mit 
dem zumeist verwendeten Begriff »Illegale« eigent- 
lich gemeint ISt. Unter Berücksichtigung der einschlä- 
gigen juristischen Bestimmungen läßt sich mit dem 
Rechtsanwalt Neil McHardy ein »illegaler Zuwande- 
rer« definieren als ein »Ausländer, der sich ohne er- 
forderliche Aufenthaltsgenehmigung in Deutschland 
aufhält und infolgedessen ausreisepflichtig ist 
und/oder ohne erforderliche Arbeitserlaubnis in 
Deutschland einer Beschäftigung nachgeht« (McHardy 
1994, $. 94). 
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Da diese Definition mehrere Merkmale kombiniert 
(Fehlen der erforderlichen Aufenthaltserlaubnis; Feh- 
len der erforderlichen Arbeitserlaubnis; Einhaltung 
der damit verbundenen Auflagen), ergeben sich ana- 
Iytisch mehrere mögliche Muster illegalisierter Zu- 
wanderungssituationen. 


NMegalisierung am Beispiel Polen 
Am Beispiel polnischer Staatsangehöriger möchte ich 
kurz darstellen, wie die Zuweisung eines illegalen Sta- 
tus - eine Illegalisierung - erfolgen kann: Für polni- 
sche Staatsangehörige ist seit dem 8. April 1991 die 
visafreie Einreise in die BRD für einen Aufenthalt zu 
touristischen Zwecken - d.h. ohne Erwerbstätigkeiten 
- bis zu drei Monaten möglich. Polinnen und Polen ha- 
ben dank dieser Regelung, und auch weil sie vom Er- 
scheinungsbild nicht so schnell als Fremde erkannt 
werden, bessere Ausgangsbedingungen für irreguläre 
Aufenthalte als die Angehörigen anderer Nicht-EU-Mit- 
gliedsländer, die zur Einreise ein Visa benötigen. Eine 
Verallgemeinerung der Erfahrungen mit der unkon- 
trollierten polnischen Zuwanderung ist daher nicht 
möglich. Die Beschäftigung mit der irregulären polni- 
schen Zuwanderung ist aber auch deshalb interessant, 
weil gegenüber Polen praktisch die Freizügigkeit »of- 
fener Grenzen« realisiert wurde, allerdings unter Bei- 
behaltung aller anderen diskriminierenden Bestim- 
mungen der Ausländergesetzgebung. 
Eine der wichtigsten ausländerrechtlichen Bestim- 
mungen ist das Verbot der Arbeitsaufnahme. Die Auf- 
nahme einer Erwerbstätigkeit ist polnischen Staatsan- 
gehörigen nur nach Erteilung einer entsprechenden 
Arbeitserlaubnis durch die deutschen Behörden ge- 
stattet (Heyden 1991). Seit 1991 haben jedes Jahr et- 
wa 200.000 polnische Staatsangehörige eine Erlaub- 
nis erhalten, um als WerkvertragsarbeiterIn, Saison- 
arbeiterIn, GastarbeitnehmerIn oder GrenzgängerIn 
zu arbeiten. Die für diese Beschäftigungsverhältnisse 
vorgesehene erforderliche Aufenthaltsgenehmigung 


ist die zeitlich befristete »Aufenthaltsbewilligung« 
nach $ 28 des Ausländergesetzes vom 9. Juli 1990 
(Cyrus 1993). Auch die erforderliche Arbeitserlaub- 
nis ist zeitlich befristet und darüber hinaus mit fol- 
genden Auflagen versehen: 

mM daß die Arbeitsbedingungen nicht schlechter sein dür- 
fen als für vergleichbare deutsche Arbeitskräfte und daß 
die geltenden tariflichen Regelungen bzw. das ortsübli- 
che Lohnniveau eingehalten werden müssen ($ 6 Ar- 
beitserlaubnisverordnung - AEVO). Offiziell beschäftigte 
polnische ArbeiterInnen haben somit Anspruch auf glei- 
chen Lohn wie ihre deutschen KollegInnen. 

M daß nur eine bestimmte berufliche Tätigkeit in ei- 
nem bestimmten Betrieb ausgeführt werden darf ($ 1 
Arbeitsaufenthalteverordnung - AAV). Damit ist pol- 
nischen Beschäftigten ein Arbeitsplatzwechsel oder 
eine Änderung des ausgeübten Berufes verbaut. 


Unter diesen aufenthaltsrechtlichen Rahmenbedin- 
gungen ergibt sich bei polnischen Staatsangehörigen 
demnach dann ein illegalisierter Status, wenn: 

M sie sich länger als drei Monate ohne Unterbre- 
chung in der BRD aufhalten und keine Aufenthaltsge- 
nehmigung einholen; 

MI sie eine visafreie Einreise zu einer nichtgenehmig- 
ten Erwerbstätigkeit nutzen: 

Mi sie eine genehmigte Erwerbstätigkeit zu Bedingun- 
gen ausüben, die nicht den beschriebenen Anforde- 
rungen entspricht; 

M sie trotz eines bei einem früheren Aufenthalt 
gegen sie ausgesprochenen Einreiseverbotes erneut 
in die BRD kommen und sich hier aufhalten: 

M sie sich nach Ablauf eines genehmigten Aufenthal- 


tes weiterhin und nunmehr ohne Genehmigung in der 
BRD aufhalten. 


Diese rechtlichen Rahmenbestimmungen führen zu 
vielfältigen Formen illegalisierter Aufenthalte, die 
sehr kurz und nur einige Stunden dauern können. 
aber auch auf Dauer angelegt sein können. Einen ille- 
galisierten Status haben z.B.: 

M ein Mann. der vor einiger Zeit auf einer Baustelle 
als Schwarzarbeiter vorübergehend festgenommen, 
zur Ausreise aufgefordert und mit einem Einreisever- 
bot belegt wurde und der inzwischen die visafreie 
Einreisemöglichkeit wieder nutzt, um nach Absprache 
mit einem illegalen Arbeitsvermittler für kurze Auf- 
enthalte in die BRD zu pendeln und hier wiederholt 
schwarz auf Baustellen zu arbeiten: 

MM ein Mann. der seit mehreren Jahren von den deut- 
schen Behörden unbemerkt in Berlin lebt und hier re- 
gelmäßig einer unangemeldeten Arbeit nachgeht, 

M die polnischen StudentInnen und SchülerInnen. 
die in ihren Semesterferien nach Berlin kommen und 
sich hier auf den Straßenkreuzungen mit dem Wa- 
schen von Autowindschutzscheiben Geld verdienen: 
MM cine Frau, die seit über einem Jahr in Berlin lebt. 
hier in einer Gaststätte als Küchenhilfe arbeitet und 
den Aufenthalt nutzt, um deutsch zu lernen und um 
nach ihrer beabsichtigten Rückkehr bessere berufli- 
che Perspektiven zu haben; 

IM die Frauen, die regelmäßig für einen Kurzaufent- 
halt nach Berlin pendeln und in privaten Haushalten 
oder Betrieben putzen oder andere nachgefragte 
Tätigkeiten erledigen: 


er 
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EM ein Mann, der seit Jahren von den Behörden offizi- 
ell in Berlin geduldet war, wegen eintretenden Bezu- 
ges von Sozialhilfe aber zur Ausreise aufgefordert 
wurde und trotzdem in Berlin blieb: 

M die Polinnen, die unter verschiedenen Umständen 
nach Berlin kommen und hier als Prostituierte arbeiten: 
Mi Personen, die für ein Wochenende nach Berlin rei- 
sen, um hier unverzollte Zigaretten und Alkoholika 
oder andere mitgebrachte Waren am Rande von 
Flohmärkten zum Verkauf anbieten; 

IM eine Polin, die nach der Trennung von ihrem deut- 
schen Ehemann ihren Aufenthaltstitel verliert. aber 
weiter in Berlin bleibt; 

M aber auch die legalen polnischen Arbeitskräfte. 
wenn bei einer Kontrolle irreguläre Arbeits- und 
Lohnbedingungen festgestellt werden. 


Festzuhalten bleibt, daß der Begriff »illegaler Status« 
facettenreich ist und vielfältige Aufenthaltsmuster er- 
faßt. Der illegalisierte Status entsteht bei polnischen 
Staatsangehörigen meist, aber nicht notwendigerwei- 
se, durch die Ausübung einer ungenehmigten Erwerbs- 
tätigkeit, die juristisch jedoch nur als Ordnungswid- 
rigkeit eingestuft wird (Wollenschläger 1994, S. 204). 
Schärfer gefaßt, nämlich als Strafvorschriften, sind 
dagegen die einschlägigen Bestimmungen des Auslän- 
dergesetzes. Nach $ 92 des Ausländergesetzes vom 9. 
Juli 1990 kann mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe betraft werden, wer sich oh- 
ne Aufenthaltsgenehmigung im Bundesgebiet aufhält 
und keine Duldung besitzt. Damit ist ein Tatbestand 
strafbar, der ausschließlich auf »Ausländer« zutrifft. 
Vor dem Hintergrund dieser rechtlichen Bestimmun- 
gen ist der illegale Status von ZuwandererInnen nicht 
gleichzusetzen mit Kriminalität, eine Bedeutungsebe- 
ne, die im Begriff »illegal« mitschwingt. Angemessener 
erscheint es mir deshalb, von irregulärer Zuwande- 
rung zu sprechen, um zu verdeutlichen, daß hier 
gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen wird, die 
ausschließlich für ZuwanderInnen gelten. In die glei- 
che Richtung zielt übrigens auch die 1975 von der Ge- 
neralversammlung der Vereinten Nationen beschlos- 
senen Resolution 3449, in der empfohlen wird, anstel- 
le der Verwendung von Begriffen, die Vorverurteilun- 
gen und abgefaßte Meinungen festschreiben, in allen 
offiziellen Zusammenhängen die Bezeichnungen »mi- 
grant workers in an irregular situation« oder »migrant 
workers without documents« zu benutzen. 


5 Zur Situation 
irregulärer Zuwanderer aus Polen 


So verschieden, wie der rechtliche Status der Illega- 
lität und die Muster irregulärer Aufenthalte sind, so 
unterschiedlich sind auch die sozialen Lagen der illega- 
lisierten polnischen Staatsangehörigen in der Bundes- 
republik Deutschland (zu verschiedenen Aspekten der 
Lagen irregulärer MigrantInnen in Berlin z.B.: am Orde 
1994, Kienast/Marburger 1994). Als Hauptproblem ei- 
nes irregulären Aufenthaltes erweist sich die enorme 
psychische Belastung, die ständige Angst, aufgegriffen 
und abgeschoben zu werden. Aus Gesprächen mit pol- 
nischen Zuwanderern weiß ich, daß nur wenige Perso- 
nen bereit sind, sich diesem Druck dauerhaft auszuset- 
zen. Eine mögliche Strategie zur Verringerung der psy- 
chischen Belastung besteht darin, sich nur für eine be- 
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stimmte, mehr oder weniger kurze Zeit in der BRD ir- 
regulär aufzuhalten und zwischen Polen und der BRD 
zu pendeln. Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen, 
daß der irreguläre Aufenthalt für polnische Zuwande- 
rerInnen nicht zwangsläufig mit ernsthaften und be- 
drohlichen Problemen verbunden sein muß. Ein 
großer, vielleicht sogar der überwiegende Teil der ir- 
regulären polnischen ZuwandererInnen kann sich das 
(zumeist vorübergehende) Leben in der Irregularität 
trotz der erschwerten Bedingungen mehr oder weni- 
ger erfolgreich organisieren. 

Damit der irreguläre Alltag gelingen kann, sind sozia- 
le Netzwerke wichtig, die Kontakte für die Arbeits- 
und Wohnungssuche vermitteln und die in Problemsi- 
tuationen Unterstützung und Hilfe bieten. Die irre- 
oguläre Einreise, der irreguläre Aufenthalt und die ir- 
reguläre Arbeit sind demnach keine individuellen 
Phänomene, sondern nur in einem weitgefaßten Be- 
ziehungsgeflecht zu bewältigen. Diese Netzwerke 
können entlang kommerzialisierter Beziehungen auf- 
gebaut sein, als illegales Arbeitsvermittlungs- und/ 
oder Beschäftigungsverhältnis; sie können aber auch 
entlang sozialer Beziehungen als Freundschaft ge- 
knüpft sein. Es ist daher nicht möglich, alle Netz- 
werke pauschal als »Schlepperorganisationen« zu be- 
zeichnen. Die Kapazitäten dieser Netzwerke sind je- 
doch beschränkt. Unter den Bedingungen der Illegali- 
sierung können sich schon kleinere Probleme irre- 
gulärer Zuwanderer in Krisensituationen verwan- 
deln, ja sogar zu persönlichen Katastrophen auswach- 
sen. Dies ist v.a.festzustellen in den Bereichen Arbeit, 
Gesundheit und Alltagssicherheit. Dazu im Folgenden 
einige Beispiele. 

Arheitsunfälle: Ein polnischer Bauarbeiter stürzte bei 
der Schwarzarbeit von einem Gerüst zweieinhalb Me- 
ter tief auf einen Betonboden. Seine Kollegen pack- 
ten ihn ins Auto und fuhren ihn ins Krankenhaus - 
nach Polen! Erst nach mehreren Stunden konnte die 
ärztliche Notaufnahme erfolgen. Die Polen hatten aus 
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Angst vor Aufdeckung des Schwarzarbeitsverhältnis- 
ses so gehandelt. Ein anderes Beispiel: Bei Straßenar- 
beiten wurde ein polnischer Schwarzarbeiter mit 
heißem Teer verbrüht. Aus Angst, registriert zu wer- 
den, wollte der Mann trotz schwerer Verbrennungen 
fliehen, als ein Krankenwagen eintraf (Maier 1990, S. 
14). Die Illegalisierung führt dazu, daß irreguläre Zu- 
wanderer aus Angst vor Entdeckung medizinische 
Versorgungen nicht in Anspruch nehmen und damit 
ihre Gesundheit und körperliche Unversehrtheit ge- 
fährdet wird. 

Vertragsbruch bei (Lohn-JAbsprachen: Bei Malerarbei- 
ten verschmiert der irregulär beschäftigte polnische 
Handwerker einen alten, schon beschädigten Lino- 
leumfußboden, wofür ihm 500 DM als »Schadenser- 
satz« vom Lohn abgezogen werden. Ein junger Pole 
fand auf einer Baustelle Arbeit als Handlanger, nach 
Arbeitsschluß erhielt er aber statt der versprochenen 
100 DM nur 70 DM ausgezahlt. Ein polnischer 
Schwarzarbeiter arbeitete bereits mehrere Tage auf 
einer Berliner Baustelle, als eine Kontrolle durchge- 
führt wurde. Er konnte flüchten und das Schwarzar- 
beitsverhältnis blieb unentdeckt. Die Zahlung der 
ausstehenden Lohnsumme wurde ihm daraufhin aber 
einfach verweigert (weitere Beispiele bei Maier 
1990). In den beiden letztgenannten Fällen wurde so- 
gar mit der Polizei gedroht. Dabei besteht arbeits- 
rechtlich ein Anspruch auch auf Lohn, der aus 
Schwarzarbeitsverhältnissen resultiert: »Der Illegale 
kann den Lohn einklagen« (McHardy 1994, S. 99). Aus 
Angst vor Aufdeckung des irregulären Aufenthaltes 
verzichten die irregulären Arbeitskräfte aber auf die 
Durchsetzung ihrer Ansprüche. 

In einem besonders schwerwiegenden Fall hatte ein 
deutscher Bauunternehmer im Frühjahr 1993 wieder- 
holt polnische Arbeitskräfte illegal angeworben und 
ihnen zur Vorspiegelung regulärer Arbeitsverhältnis- 
se sogar gefälschte Papiere ausgehändigt. Die Arbei- 
ter erhielten nur Abschlagszahlungen und gingen dar- 
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über hinaus gänzlich leer aus, da die irregulären Be- 
schäftigungsverhältnisse nach sechs Wochen festge- 
stellt und sie ausgewiesen wurden (vgl. auch: Tages- 
zeitung vom 22. Juli 1994). Die Betrogenen konnten 
ihre Ansprüche und Interessen in der BRD nicht mehr 
selber verfolgen, weil sie mit einem Einreiseverbot 
belegt wurden. Die Betroffenen wandten sich mit der 
Bitte um Unterstützung an den Polnischen Sozialrat 
in Berlin. Bis heute sind die Klagen dieser Arbeiter 
auf Zahlung der ausstehenden Löhne bei polnischen 
und deutschen Gerichten anhängig. Bei solchen Ge- 
legenheiten wird sogar die Vermutung geäußert, daß 
illegale Arbeitgeber sich selbst (anonym) anzeigen, 
um noch ausstehende Lohnzahlungen zu vermeiden. 
Durchsetzung ausbeuterischer Arbeitsverhältnisse: 
Unter den Bedingungen der Illegalisierung können 
Arbeitgeber den Beschäftigten leicht ausbeuterische 
Bedingungen diktieren. Als ausbeuterisch gilt ein Ar- 
beitsverhältnis, wenn die Beschäftigung zu erheblich 
schlechteren Bedingungen erfolgt als bei vergleichba- 
ren deutschen Arbeitnehmern (Langer-Stein 1988, S. 
14) In den Ergebnisprotokollen von Baustellenüber- 
prüfungen durch die Bundesanstalt für Arbeit wurden 
mehrfach besonders ausbeuterische Arbeitsverhält- 
nisse bei der Beschäftigung von osteuropäischen Ar- 
beitskräften dargestellt (BA: 1993). Ausbeuterische 
Arbeitsverhältnisse konnten wir aber auch im Rah- 
men offiziell genehmigter Arbeitsverhältnisse fest- 
stellen. So schilderten polnische Werkvertragsarbei- 
ter. daß sie unter der Androhung der Kündigung ge- 
zwungen wurden, unbezahlte Überstunden zu leisten, 
auf nichtgenehmigten Einsatzorten tätig zu werden. 
sowie daß sie für »Fehlverhalten« mit Lohnabzügen 
bestraft wurden (Cyrus/Helias 1993). Die Bundesre- 
gierung hatte nach vielfältigen Protesten von Ge- 
werkschaften und Unternehmerverbänden die Über- 
prüfung der Werkvertragsbeschäftigung verschärft 
und unangemeldete Kontrollen ermöglicht, um unter 
anderem die Zahlung der vorgeschriebenen Tariflöh- 
ne durchzusetzen. 

Die Unregelmäßigkeiten gehen in diesem Bereich 
dennoch bis heute weiter, denn auch bei vorschrifts- 
widrig niedriger Bezahlung haben die entsandten ost- 
europäischen Arbeitskräfte noch ein höheres Einkom- 
men als in ihrem Heimatland. Die meisten legal Be- 
schäftigten WanderarbeiterInnen sind nach unserer 
Erfahrung aber über ihre Rechte nicht informiert. 
Und wenn die betrogenen Arbeiter ihre Firmen bei 
den deutschen Behörden anzeigen würden. dann wür- 
den sie damit auch ihre Arbeitserlaubnis verlieren. 
die sie nur über dieses Unternehmen erhalten haben. 
Das Arbeitserlaubnisrecht schafft damit, wie auch bei 
der irregulären Beschäftigung, eine Interessensüber- 
einstimmung der ungleichen Partner, daß das irre- 
guläre Arbeitsverhältnis nicht aufgedeckt wird. Auf- 
grund dieser Struktur ist es möglich, daß polnische 
Werkvertragsfirmen nach wie vor keinen Tariflohn 
zahlen. Ein in dieser Form extremes Beispiel ist eine 
polnische Baufirma, die ihren Arbeitern in Berlin für 
230 Stunden im Monat nur 800 DM auszahlt. Die Ar- 
beiter müssen eine verdeckte Lohnabrechnung blind 
unterschreiben, mit der gegenüber dem Arbeitsamt 
die Einhaltung der Tariflöhne nachgewiesen wird. 
Die Firmenleitung droht allen, die nicht unterschrei- 
ben wollen. mit Entlassung. Zusätzlich wurde den 
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Bauarbeitern eingeschärft. daß sie bei Baustellenü- 
berprüfungen ihren Monatslohn mit 2.000 DM ange- 
ben sollten. Der Lohn für legale Arbeiter liegt in die- 
sem Fall sogar unter dem Schwarzarbeitssatz von sie- 
ben bis zehn DM in der Stunde. Auch Saisonarbeite- 
rinnen aus Polen berichteten. daß sie von deutschen 
Arbeitgebern einen geringeren Stundenlohn erhiel- 
ten als vertraglich vereinbart, oder daß die offiziell 
geforderte »angemessene Unterkunft« vom Arbeitge- 
ber nicht gestellt wurde (Cyrus/Helias 1994). Selbst- 
verständlich hätten die Betroffenen auch in diesen 
Fällen die Möglichkeit, ihre Arbeitserlaubnis aufs 
Spiel zu setzen und sich bei den deutschen Arbeits- 
behörden zu beschweren. 

Wenn die WanderarbeiterInnen sich mit dieser Situa- 
tion arrangieren können, dann deshalb, weil sie 
selbst zu solch ausbeuterischen Bedingungen auf- 
grund der Kaufkraftdifferenz zwischen Polen und der 
BRD noch ein mehrfaches des polnischen Durch- 
schnittslohnes erzielen können. Dies gilt auch für die 
irregulär Beschäftigten, die noch weniger Möglichkei- 
ten als die legalen ArbeiterInnen haben, sich gegen 
Lohnbetrug zu wehren. Sowohl beim Polnischen Sozi- 
alrat als auch bei der Sozialberatung der Caritas häu- 
fen sich in letzter Zeit Fälle, wo illegale Arbeitsver- 
mittler die vereinbarten Löhne nur zum Teil oder 
auch gar nicht auszahlen. Die irregulären Arbeitskräf- 
te werden zusehends zum Freiwild solcher Betrüger. 
die durch die völlig ungeschützte rechtliche Lage der 
Irregulären noch zusätzliche Gewinne erzielen. 


»Heiratsmigration«, Prostitution und Frauenhandel: Un- 
ter den restriktiven Einreise- und Aufenthaltsbestim- 
mungen wird die Heirat mit einem deutschen Staats- 
angehörigen zu einer Möglichkeit, eine dauerhafte Zu- 
wanderung zu erreichen. Vermittlungsagenturen orga- 
nisieren die Heiratsmigration und verdienen daran. 
Für die vermittelten Frauen ist die Heiratsmigration 
mit einer extremen Abhängigkeit von ihrem deut- 
schen Ehemann verbunden, da sie erst nach fünf Jah- 
ren ein eigenständiges Aufenthaltsrecht erhalten 
(Hummel 1993). In Berlin stellen Polinnen inzwischen 
die zweitgrößte Gruppe der Prostituierten. Die Frauen 
werden teilweise mit falschen Versprechungen nach 
Berlin gelockt und stellen erst hier fest, daß sich der 
versprochene Arbeitsplatz in einem Bordell befindet. 
Es kommt vor, daß den Frauen die Pässe weggenom- 
men werden, daß sie mit Drohungen eingeschüchtert 
und gefügig gemacht werden und daß sie an Bordell- 
besitzer regelrecht verkauft werden (Schenk 1993). 


Fehlender Rechtsschutz bei Übergriffen: Die beschrie- 
benen Notlagen und Schwierigkeiten stehen oft in 
dem Zusammenhang, daß irregulären Zuwanderern 
der Weg zu Behörden und Institutionen versperrt ist, 
weil sie statt Unterstützung mit Repression und Ab- 
schiebung rechnen müssen. Irreguläre Zuwanderer 
haben aufgrund ihres Status auch als Opfer von Über- 
fällen große Probleme, die deutsche Polizei um Hilfe 
zu ersuchen. Dies trifft etwa zu bei den fliegenden Zi- 
garettenhändlern, die wiederholt ausgeraubt wurden 
(Mickiewicz 1994). 

Von den hier herausgehobenen und geschilderten Pro- 
blemen sind im besonderem Maße Personen betroffen, 
die auf keine Freundschaftsnetze zurückgreifen kön- 
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nen und sich deshalb auf die formellen Netze kommer- 
zieller illegaler Arbeitsvermittler und Arbeitgeber ein- 
gelassen haben. Bei den dargestellten Beispielen wird 
deutlich, daß die Probleme zum Teil erst durch den 
Status der Illegalität entstehen konnten, in jedem Fall 
aber dadurch verschärft wurden. Bei sozialen Proble- 
men und in Notlagen ist den illegalisierten Zuwande- 
rern durch die drohende Statusfeststellung mit daraus 
folgender Ausweisung die Möglichkeit verschlossen, 
bei deutschen Behörden um Hilfe und Unterstützung 
nachzufragen. Darüber hinaus sind deutsche Behörden 
auch gar nicht darauf eingestellt, irreguläre Zuwande- 
rer zu unterstützen, auch nicht bei der Durchsetzung 
ihrer gesetzlich zugesicherten Ansprüche. 
Eindrucksvoll ist die Geschichte eines abgeschobenen 
polnischen Schwarzarbeiters. der von einem deut- 
schen Bauunternehmer mit dem Versprechen legaler 
Arbeit nach Deutschland gebracht worden war. Er 
hatte einen ganzen Aktenordner mit belastenden Do- 
kumenten zusammengetragen, in denen die Aktivitä- 
ten des Arbeitgebers belegt wurden. Nachdem er 
mehrfach vergeblich versucht hatte, den deutschen 
Behörden den Sachverhalt darzustellen, wandte er 
sich an den Polnischen Sozialrat in Berlin mit der Bit- 
te um Hilfe. Bezeichnend sind die Aussagen, die er 
über die deutschen Behörden machte: »Ich kann nicht 
empfehlen. sich in dieser Angelegenheit an die ZAV 
oder die Polizei in Köln zu wenden...«. 


Warum kommt es 
zu einer Illegalisierung von ZuwandererInnen? 
Die restriktiven Beschränkungen des Zugangs und 
des Aufenthaltes von Staatsangehörigen aus Nicht-EU- 
Mitgliedsländern ist offizielle Politik der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Die Zugangsbeschränkungen in die 
Bundesrepublik Deutschland sollen gewährleisten, 
daß keine unkontrollierte Einwanderung stattfindet. 
Der Vorbehalt der erlaubnispflichtigen Beschäftigung 
soll außerdem die einheimischen Arbeitskräfte vor 
ausländischer Konkurrenz schützen (BMI: 1993). Der 
vorgenommene Überblick hat jedoch deutlich ge- 
macht, daß die aktuellen Regelungen der Zuwande- 
rungskontrolle gegenüber polnischen Staatsangehöri- 
gen keine wirksame Kontrolle mehr darstellen. Im 
hier behandelten Zusammenhang scheitert eine um- 
fassende Kontrolle der Zuwanderung aus Polen schon 
daran. daß polnischen Staatsangehörigen eine viSsa- 
freie Einreise zumeist ohne Ausweiskontrollen mög- 
lich ist. Dabei ist festzustellen, daß die Zahl der dau- 
erhaften Zuwanderung aus Polen in Berlin inzwi- 
schen rückläufig ist, Diese Entwicklung steht in dem 
Zusammenhang, daß mehrfach aufeinander folgende 
kürzere Aufenthalte (Pendelmigration) eine Alternati- 
ve zur dauerhaften Abwanderung geworden sind 
(Meister 1992; Cyrus 1994: Morokvasic 1994). 
Festzuhalten bleibt, daß die gegenwärtigen rechtlichen 
Instrumentarien eine unkontrollierte Zuwanderung 
aus Polen und eine irreguläre Beschäftigung von Polen 
durch deutsche Arbeitgeber nicht wirksam verhindern 
können, sondern vor allem zur Illegalisierung dieser 
Personen führt - mit den bereits beschriebenen Konse- 
quenzen der sozialen Ausgrenzung. Die Erkenntnis, 
daß irreguläre Zuwanderung nicht zu verhindern ist, 
wenn die deutsche Wirtschaft Wanderarbeitskraft 
nachfragt. hatte 1991 dazu geführt, daß für die Be- 


schäftigung von WanderarbeiterInnen aus Osteuropa 
zeitlich befristete Arbeitsverhältnisse eingeführt wor- 
den waren. Mit der Einführung von Saisonarbeit. 
Werkvertrag, Gastarbeitnehmer- und Grenzgängerbe- 
schäftigung waren nach Angaben der Bundesregierung 
die Ziele verbunden, bestehende illegale Beschäfti- 
gungsverhältnisse zurückzudrängen, den Wanderarbei- 
terInnen gleiche Rechte wie vergleichbaren inländi- 
schen Arbeitnehmern zu garantieren und den »Migrati- 
onsdruck« aus Osteuropa besser zu kontrollieren (Hey- 
den 1991a). Bei dieser Argumentation wird das An- 
wachsen illegaler Beschäftigungsverhältnisse in der 
BRD unmittelbar mit der hohen Migrationsbereitschaft 
in Osteuropa direkt in Verbindung gebracht - ein aller- 
dings empirisch nicht belegter kausaler Zusammen- 
hang. Die Vorstellung eines »Wanderungsdruckes« ist 
im allgemeinen Sprachgebrauch sehr populär und wird 
auch von den zuständigen Mitarbeitern des Bundesmi- 
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung verwendet, 
um die Migrationssteuerungs-Politik zu legitimieren. 
In migrationstheoretischer Perspektive ist die Vorstel- 
lung eines »Wanderungsdruckes« aber nicht aufrecht 
zu erhalten (Sassen 1991. Cyrus 1995). 

Die Notwendigkeit einer Illegalisierung der Arbeits- 
migranten wird auch damit begründet. daß durch 
schattenwirtschaftliche Aktivitäten den einheimi- 
schen Arbeitskräften Arbeitsplätze verloren gehen, 
daß der Fiskus Steuerausfälle zu verzeichnen hat und 
daß dem Sozialversicherungssystem Einnahmeein- 
bußen entstehen. Trotz dieser gesellschaftspolitisch 
einhellig negativen Beurteilung von Schwarzarbeit 
und Schwarzwirtschaft ist deren Bedeutung in einem 
größeren Zusammenhang wissenschaftlich nicht so 
eindeutig. denn auch bezüglich der Schwarzarbeit 
und Schwarzwirtschaft ist eine differenziertere Be- 
trachtung notwendig. In Studien zum Verhältnis zwi- 
schen formellen und informellen Wirtschaftssektoren 
wurde festgestellt, daß sich die Schattenwirtschaft 
meistens nicht auf Kosten der offiziellen Wirtschaft 
entwickelt. Konkurrenzeffekte waren für die unter- 
suchten Teilgebiete der Schattenwirtschaft weitge- 
hend auszuschließen. Unter Einbeziehung der Nach- 
fragewirkung der Schattenwirtschaft ergaben sich für 
die Schattenwirtschaft sogar positive Nachfrage- und 
Beschäftigungseffekte (Werner 1990. 5. 196). Auch 
wenn diese Studie nicht auf die irreguläre Beschäfti- 
sung von MigrantInnen eingeht, so sollten die Ergeb- 
nisse doch Anlaß geben, in diesem Bereich nicht zu 
einseitig und vorschnell zu bewerten. 

Die wirtschaftlichen Aktivitäten von ZuwanderInnen 
können tatsächlich ganz verschiedene Auswirkungen 
auf die Arbeitsmärkte der Aufnahmeländer haben. 
Einmal können die ausgeführten Tätigkeiten arbeits- 
marktneutral sein. Dies ist der Fall beim grenzüber- 
schreitendem Handel oder der Ausführung von Arbei- 
ten, die erst von den ZuwanderInnen eingeführt wur- 
den, etwa das Putzen von Autoscheiben auf Straßen- 
kreuzungen oder Musikdarbietungen in Kneipen. 
Dann können die Beschäftigungsverhältnisse auch 
komplementäre Wirkung haben. wenn zum Beispiel 
eine Baustelle nur dann in Betrieb bleibt. weil kurz- 
fristig einige Schwarzarbeiter dringend notwendige 
Arbeiten erledigen, für die sonst kein angemeldeter 
oder inländischer Mensch zur Verfügung stand. 
Schließlich kann die irreguläre Beschäftigung aber 


auch konkurrente Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
haben, wenn regulär Beschäftigte entlassen werden, 
weil durch den Einsatz von SchwarzarbeiterInnen die 
Produktion verbilligt und die Gewinne erhöht werden 
können. Eine solche Umwandlung tariflich abgesicher- 
ter Arbeitsplätze in »ungeschützte« Jobs mit Nied- 
riglöhnen wird unter dem Stichwort »Deregulierung« 
aber schon seit Anfang der achtziger Jahre weltweit 
betrieben und ist kein Ergebnis der Zuwanderung von 
MigrantInnen, die ihre Arbeitskraft billig anbieten. 
Durch die Umstrukturierungspolitik wird ein Teil der 
Arbeit in den informellen Sektor ausgelagert, wo ein 
Großteil der neuen Arbeitsplätze entsteht. Das Ein- 
kommen aus diesen Jobs reicht aber nicht zum Lebens- 
unterhalt, weshalb viele deutsche und ihnen gleichge- 
stellte Arbeitskräfte eine Beschäftigung hier ableh- 
nen. Statt notwendiger Lohnanhebung und Verbesse- 
rung der Arbeitsbedingungen bietet die Beschäftigung 
von WanderarbeiterInnen den Unternehmern einen 
Ausweg, um den unbefriedigten Bedarf nach flexiblen 
Billigarbeitskräften zu decken. 

Zur Zeit wird vom Bundesarbeitsministerium eine Än- 
derung der »Zumutbarkeitsregelung« angestrebt, wo- 
nach SozialhilfeempfängerInnen und Arbeitslose zur 
Arbeit in der Landwirtschaft als ErntehelferInnen oder 
zur Beschäftigung im Hotel- und Gaststättengewerbe 
gezwungen werden können. Wer sich weigert, soll 
nach diesen Plänen weniger Sozial- oder Arbeitslosen- 
hilfe erhalten. Betroffen sind von diesen Plänen auch 
die 140.000 SaisonarbeiterInnen, die bisher in diesen 
Wirtschaftsbereichen für bis zu drei Monaten eine Ar- 
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beitserlaubnis erhalten haben. Lange Jahre wurde im 
Agrarbereich ein informeller Arbeitsmarkt geduldet, 
auf dem unangemeldete Arbeitskräfte 10 bis 12 DM 
verdienen konnten. Anfang der neunziger Jahre wurde 
dieser informelle Arbeitsmarkt formalisiert und staat- 
licher Verwaltung unterworfen, wobei die bestehen- 
den schlechten Lohn- und Arbeitsbedingungen beibe- 
halten und als »ortsüblich« offiziell anerkannt wurden. 
Der 1994 von Gewerkschaft und Arbeitgebern verein- 
barte Tarifvertrag für Saisonarbeitskräfte liegt für Ar- 
beitnehmer, die überwiegend mit leichten bis mittel- 
schweren Arbeiten beschäftigt werden, bei 8,30 DM 
und für Arbeitnehmer, die überwiegend mit schweren 
Arbeiten beschäftigt werden, bei 10 DM. Nachdem die 
unattraktiven Arbeitsplätze »sichtbar« gemacht und ar- 
beitsamtlich erfaßt wurden, sollen sie nun mit inländi- 
schen Arbeitskräften besetzt werden. Die Arbeits- und 
Lohnbedingungen, die zunächst bei der Beschäftigung 
irregulärer und später legalisierten WanderarbeiterIn- 
nen durchgesetzt wurden, setzen nun den Standard 
auch für inländische Arbeitskräfte. 

Durch die Kriminalisierung der WanderarbeiterInnen 
kann Schwarzarbeit nicht verhindert werden. Die Aus- 
grenzung der MigrantInnen führt jedoch dazu, daß skru- 
pellose Arbeitgeber durch Betrug zusätzliche Gewinne 
machen können. Dazu steht deren Risiko hoher Geldstra- 
fen im Falle der Entdeckung in keinem abschreckenden 
Verhältnis. Diese Situation läßt sich nur aufheben, wenn 
die WanderarbeiterInnen entkriminalisiert werden und 
Anspruch auf allgemeinverbindliche Tariflöhne haben. 


Mögliche Alternativen 
Illegalisierung verstärkt, ja erzeugt zum Teil erst die 
Problemlagen irregulärer Zuwanderer. Um ihre unge- 
schützte Situation zu verbessern, ist deshalb eine 
konsequente Ent-Illegalisierung der Aufenthalte an- 
gebracht. Nur so kann das Recht auf körperliche Un- 
versehrtheit und Gesundheit auch für irreguläre Zu- 
wanderer gewährleistet werden. Als erster Schritt ist, 
zumindest in Krisensituationen, auf Statusfeststel- 
lung und ordnungsrechtliche Maßnahmen zu verzich- 
ten, um die Gefährdungen irregulärer Zuwanderln- 
nen zu verringern, um zu vermeiden, daß auftretende 
individuelle Probleme in Krisen oder sogar Katastro- 
phen münden. Darüber hinaus führt die rechtlich 
prekäre Lage illegalisierter ZuwandererInnen, und 
wie aufgezeigt sogar befristet legalisierter Wanderar- 
beiterInnen, zu verletzlichen Situationen in Arbeits- 
verhältnissen, die von ausbeuterischen Arbeitgebern 
immer skrupelloser zu ihrem Vorteil ausgenutzt wer- 
den. Auch in diesem Zusammenhang sollte deshalb 
von Verfolgungen abgesehen werden, um den Arbeit- 
nehmern eine Durchsetzung ihrer rechtlich zugesi- 
cherten Ansprüche zu ermöglichen. 
Um die Situation von illegalen ZuwanderInnen und 
legalen WanderarbeiterInnen zu entschärfen, sollten 
zumindest folgende Maßnahmen ergriffen werden: 
M die Einrichtung von Notfallambulanzen zur medizi- 
nischen Mindestversorgung 
M die Einrichtung bzw. der Ausbau von Beratungsstel- 
len, die ZuwandererInnen über ihre Rechte informie- 
ren und auch wirksame Unterstützung bei der Durch- 
setzung z.B. gegen ausbeuterische Arbeitgeber geben. 


WM die Einrichtung einer Unfall- und Krankenversiche- 
rung für unangemeldet Beschäftigte. 
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Diese Einrichtungen können die ihnen zugedachte 
Funktion jedoch nur bei konsequenter Wahrung der 
Anonymität bzw. der Wahrung des Datenschutzes er- 
füllen. Als überlegenswertes Modell für ein solches 
Vorgehen bietet sich - und hier beziehe ich mich nur 
auf die rechtlich-organisatorisch Struktur - die Arbeit 
mit Drogenabhängigen an, wo trotz einer strafbe- 
wehrten Rechtsnorm den konkreten Personen zuneh- 
mend Hilfe und Unterstützung statt Kriminalisierung 
und Ausgrenzung angeboten wird. Damit diese Ange- 
bote auch von den Betroffenen wahrgenommen wer- 
den, ist es deshalb unabdingbare Voraussetzung. daß 
diese sozialen Einrichtungen keine polizeilichen oder 
ausländerrechtlichen Funktionen erfüllen und als un- 
abhängige Einrichtungen behördenfern konzipiert 
werden, um das Vertrauen der Zielgruppe zu gewin- 
nen. Sinnvoll erscheint es deshalb, die Einrichtungen 
in Trägerschaft oder enger Kooperation mit Selbstor- 
ganisationen von Zuwanderern zu gestalten. Einen 
fast gleichlautenden Vorschlag hat übrigens auch der 
Rat der Evangelischen Kirche Deutschlands in einer 
kürzlich veröffentlichten Stellungnahme zu Asyl und 
Flucht gemacht (EKD 1994. S. 49). Das Ziel Ent-Illega- 
lisierung heißt, daß der irreguläre Aufenthalt im Falle 
der Inanspruchnahme dieser Einrichtungen für die 
Zuwanderer nicht mit juristischen Konsequenzen wie 
Abschiebung und Einreiseverbot verbunden wird. 
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Am Rande der Legalität 


Zur Situation von Bürgerkriegsflüchtlingen aus dem ehemaligen Jugoslawien 


Mehreren hunderttausend Menschen aus dem ehema- 
ligen Jugoslawien ist die Flucht aus dem Bürgerkrieg 
gelungen. Während die BRD nach außen ihre »huma- 
nitäre« Haltung unterstreicht. wird sie in keiner Wei- 
se den Kriegsflüchtlingen gerecht und erfüllt noch 
nicht einmal ihre eigenen, an sich schon diskriminie- 
renden Gesetze, sondern orientiert sich nur an ihren 
politischen und ökonomischen Interessen. So wird 
z.B. nach wie vor der im Rahmen des Asylkompromis- 
ses neu eingeführte $ 32a. der zumindest ein befriste- 
tes Aufenthaltsrecht für Bürgerkriegsflüchtlinge vor- 
sieht. nicht angewendet. Die Umsetzung der deut- 
schen Abschreckungs- und Abschiebepolitik zeigt sich 
in der Gesetzgebung. der Rechtssprechung und der 
alltäglichen Behördenpraxis. 

Allein in Berlin leben derzeit 40-45.000 Flüchtlinge 
aus dem ehemaligen Jugoslawien. Während es für 
Menschen aus Bosnien einen generellen Abschiebe- 
stopp bis September 1995 gibt, wurden ab Februar 
1994 in Berlin Flüchtlingen aus Rest-Jugoslawien, 
Kroatien und Makedonien keine weiteren Duldungen 
mehr ausgestellt. Dadurch befinden sich die Flüchtlin- 
ge in einem vom Staat erzwungenen halblegalen oder 
illegalen Zustand. Weitere Schikanen bestehen in der 
Kürzung der Sozialhilfe. Verhaftung durch die Bullen 
in den Heimen bei Ablauf der Grenzübertrittsbeschei- 
nigung und dem Einsammeln von Pässen durch das 
Landeseinwohneramt bzw. die Polizei, um die Flücht- 
linge abhängiger und jederzeit »verfügbar« zu ma- 
chen. Diese Zermürbungstaktik führt zu einer perma- 
nenten Angst. von der Polizei abgeholt oder aufgegrif- 
fen und in Abschiebehaft genommen zu werden. 


Berliner Spezialitäten 
—- Psychoterror durch Behörden 
Nach Rest-Jugoslawien sind derzeit faktisch keine Ab- 
schiebungen möglich, da Belgrad abgeschobene 
Flüchtlinge nicht einreisen läßt. Dies bestätigt auch 
der BGS am Flughafen Schönefeld in Berlin: Es kön- 
nen nur »kontrolliert freiwillige Ausreisen« nach 
Rest-Jugoslawien durchgeführt werden. Aufgrund der 
»tatsächlichen Abschiebehindernisse« erteilen fast al- 
le anderen Bundesländer diesen Flüchtlingen Duldun- 
gen. Der Berliner Innensenat spricht jedoch von ei- 
ner »grundsätzlichen Abschiebemöglichkeit« und ver- 
leugnete bisher diese Unmöglichkeit der Abschiebun- 
gen. allein mit dem Ziel. den Flüchtlingen Duldungen, 
die ihnen rechtlich zustehen. verweigern zu können. 
Die von den Behörden als »Abschiebungen« bezeich- 
neten Ausreisen über Ungarn und Bulgarien waren je- 
doch im rechtlichen Sinne »freiwillig«. Das bedeutet, 
die Flüchtlinge haben für ihre Ausreise (freiwillig 
oder erzwungen) eine schriftliche Bereitschaftser- 
klärung abgegeben. Eine - sogar offizielle - Begrün- 
dung des Innensenats für die Vorenthaltung der 
Duldungen hat finanzielle Hintergründe: Flüchtlinge 
mit Grenzübertrittsbescheinigungen fallen unter das 
Asylbewerberleistungsgesetz. somit stehen ihnen ge- 
ringere Geld- und Sozialleistungen als Flüchtlingen 
mit Duldung zu. 
Eine Kammer des Verwaltungsgerichts hat nun auf- 
grund offizieller Auskünfte entschieden, daß Abschie- 


bungen nicht möglich sind und Duldungen zu erteilen 
sind. Entsprechend der Einschätzung dieser Kammer 
wird vermutlich sogar freiwilligen RückkehrerInnen 
die Einreise verweigert. Darüberhinaus ist nicht be- 
kannt, ob beispielsweise denjenigen. die über Sofia 
oder Budapest ausgereist »wurden«, tatsächlich die 
Einreise in Rest-Jugoslawien genehmigt wurde. Aller- 
dings ist diese Entscheidung vom Verwaltungsgericht 
allgemein nicht übernommen worden, was zu folgen- 
der absurden Situation führt: Flüchtlinge, deren Na- 
me mit Buchstaben von A bis J beginnt, fallen unter 
die Zuständigkeit der 0.g. Kammer: ihnen werden im 
Klageverfahren Duldungen zugestanden. Flüchtlinge, 
deren Name mit Buchstaben von K bis Z beginnt. fal- 
len unter die Zuständigkeit einer anders entscheiden- 
den Kammer, ihnen werden im Klageverfahren mögli- 
cherweise keine Duldungen zugestanden. Noch steht 
eine Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts aus, 
in der die Erteilung von Duldungen eventuell wieder 
zurückgenommen wird. 

Trotz allem erhalten viele Flüchtlinge derzeit Briefe 
von der Ausländerbehörde, in denen sie aufgefordert 
werden, sich mit maximal 20 kg Gepäck zur Abschie- 
bung in der Gothaer Straße (»Polizeigewahrsam«) ein- 
zufinden. Dies ist eine bewußte Irreführung durch die 
Ausländerbehörde, die genau weiß, daß Abschiebun- 
gen nicht durchgeführt werden können. Durch diese 
Maßnahme werden die Flüchtlinge nicht nur weiter 
verunsichert: Wenn sie der Aufforderung, sich in der 
Gothaer Straße zu melden, tatsächlich nachkommen, 
werden von ihnen »freiwillige Ausreisen« erzwungen. 
indem sie in Haft genommen werden und ihnen dort 
eine Unterschrift für die freiwillige Ausreise abge- 
preßt wird. Durch die gute Aufklärungsarbeit der Be- 
ratungsstellen und die Weitergabe von Informationen 
unter den Flüchtlingen kommen zum Glück wenige 
diesen Aufforderungen nach. Es gibt jedoch Festnah- 
men in Heimen und auf den Ämtern: so leisten auch 
Sozialämter »Amtshilfe«, indem sie bei Flüchtlingen 
ohne Aufenthalt die Bullen rufen. Die Flüchtlinge 
werden in Abschiebehaft genommen und sollen ihre 
freiwillige Ausreise unterschreiben. Darüber. welche 
Methoden die Bullen anwenden, um diese Unter- 
schriften zu erhalten, gibt es bislang keine Informa- 
tionen. Häufig wirken der psychische Druck und die 
Angst, denen die Flüchtlinge sowieso schon seit Mo- 
naten ausgesetzt sind, oder auch die Unkenntnis über 
die tatsächliche Situation. Oft wissen die Flüchtlinge 
gar nicht, was sie unterschreiben (Amtssprache: 
deutsch). Die Inhaftierung, die Irreführung und die 
»Amtsautorität« der Behörden tun ihr übriges. so daß 
die Flüchtlinge es häufig nicht wagen oder keine Mög- 
lichkeit sehen, sich zu widersetzen. 

Eine weitere zynische Strategie der Kriminalisierung: 
Einige Flüchtlinge erhalten Strafanzeigen wegen »ille- 
galen« Aufenthalts, selbst wenn sie sich noch im ge- 
richtlichen Verfahren hinsichtlich der Regelung des 
Aufenthaltstitels befinden. Das bedeutet nicht unbe- 
dingt, daß die betreffenden Personen inhaftiert wer- 
den, sie werden meist zu Geldstrafen verurteilt. Dies 
kann sich später, wenn z.B. Altfallregelungen getrof- 
fen werden, negativ auswirken. Schon 180 Tagessätze 
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reichen, um als StraftäterIn abgestempelt zu werden 
und jegliches Aufenthaltsrecht zu verlieren. Bei den 
ehemaligen VertragsarbeiterInnen aus Vietnam wur- 
de diese Strategie schon exemplarisch vorgeführt. 


Der neue Meilenstein des staatlichen 
Rassismus: das »Ausländerleistungsgesetz« 
Das geplante, von Bundesgesundheitsminister Seeho- 
fer ausgeklügelte Ausländerleistungsgesetz soll das 
erst 1993 in Kraft getretene Asylbewerberleistungs- 
gesetz ersetzen und dessen »Schwächen« bereinigen. 
Gerade für Bürgerkriegsflüchtlinge, aber auch für an- 
dere »AusländerInnen«, die zum Teil schon seit Jah- 
ren in der BRD leben, wird dieses rassistische Sonder- 
gesetz gelten. »Leistungsberechtigt« sollen sein: 
Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge, die eine Aufent- 
haltsbefugnis nach $ 32 oder $ 32a AuslG oder eine 
Duldung nach $ 55 AuslG besitzen, Asylsuchende für 
die gesamte Dauer des Asylverfahrens und »sonstige 
ausreisepflichtige Ausländer« (z.B. mit einer Grenzü- 
bertrittsbescheinigung). Entsprechend Schätzungen 
von Georg Classen (Berlin) werden sich die drasti- 
schen Leistungsbeschränkungen, die nach dem Asyl- 
bewerberleistungsgesetz bis jetzt schon ca. 90.000 
AsylbewerberInnen zugemutet wurden, möglicher- 
weise auf bis zu 1.000.000 Personen ausweiten. 


Statt der Sozialhilfe werden die »leistungsberechtig- 
ten« Personen in Analogie zum Asylbewerberlei- 
stungsgesetz nur noch folgende Leistungen erhalten: 

EM einen um bis zu 50% abgesenkten Leistungssatz - 
bedingt durch die Streichung einmaliger Beihilfen 
(wie Kleidung, Hausrat, Mehrbedarf etc.) und das 
Sachleistungsprinzip (die Flüchtlinge finanzieren Ver- 
waltungs- und Lieferkosten für die Essenszuteilung 
und auf diesem Wege auch die Profiteure mit!); 

EM ein Taschengeld von 80.-DM im Monat; 

M Zwangsweise Unterbringung in Heimen (billigere 
Privatunterkünfte werden nicht finanziert!): 

EM medizinische Behandlung nur bei akuten Erkran- 
kungen und Schmerzzuständen: 

M Bürgerkriegsflüchtlinge sollen bei Behinderung 
oder chronischer Krankheit nun zwar versorgt wer- 
den, zynischerweise allerdings nur dann, wenn die Be- 
hinderung oder die chronische Krankheit nachweis- 
lich Folge eines Krieges oder Bürgerkrieges ist. Das 
bedeutet, daß Flüchtlingen oder Asylsuchenden, die 
keinen Status als Kriegsflüchtlinge erhalten (serbische 
und kroatische Deserteure, Opfer von Haft und Folter 
aus Ländern wie Türkei, Algerien ...), oder auch 


nn en 


Kein 
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non 


Ur Abschiebungen nach 


Flüchtlingen mit einer Erkrankung oder Behinderung, 
die von Geburt an besteht oder durch einen Unfall 
verursacht wurde, keine medizinische Behandlung 
oder Versorgung mit Hilfsmitteln zugestanden wird. 

M Darüberhinaus besteht ein Arbeits- und Ausbil- 
dungsverbot. 

Neben der massiven Verschlechterung der Leistungen 
soll eine erkennungsdienstliche Erfassung eingeführt 
werden: Generell sollen Lichtbilder und Abdrücke al- 
ler zehn Finger genommen werden, ans Bundeskrimi- 
nalamt weitergeleitet, dort computermäßig erfaßt 
und mit den vorhandenen Dateien über Ausländerln- 
nen und Kriminelle abgeglichen werden. Darüberhin- 
aus »bietet« das Ausländerleistungsgesetz umfangrei- 
che Möglichkeiten zum Datenaustausch zwischen Aus- 
länder-/Asylbehörden und Sozialämtern ebenso wie 
die analoge Anwendbarkeit des umstrittenen $ 117 
BSHG zum automatisierten Datenabgleich zwischen 
Sozialämtern und allen anderen staatlichen und 
halbstaatlichen Stellen (z.B. kommunale Wohnungs- 
unternehmen, Energieversorger etc.). 

Obwohl die Sozialhilfebedürftigkeit der meisten 
Flüchtlinge nicht zuletzt durch ein faktisches Arbeits- 
verbot künstlich erzeugt ist, wird ihre Lebenssituati- 
on nun weiter verschärft. Hier ist jedoch anzumer- 
ken, daß in einigen Bundesländern auch Flüchtlinge, 
die nicht unter das Asylbewerberleistungsgesetz fal- 
len, bereits jetzt rechtswidrig mit Sachleistungen ver- 
sorgt werden (Brandenburg, Thüringen, NRW, Rhein- 
land-Pfalz), in anderen Bundesländern wurde diese 
Praxis gerichtlich gestoppt. Somit wird mit diesem 
Gesetz zum Teil nur eine rechtswidrige Behördenpra- 
xis legalisiert. Dieses Ausländerleistungsgesetz ist ein 
weiteres Instrument der staatlichen Diskriminierung 
und rassistischen Ausgrenzung von Flüchtlingen und 
wird für diese längerfristig nicht nur zu einer Ver- 
elendung und sozialen Isolierung führen, sondern 
wird viele auch zwingen, sich auf eigene Faust, jen- 
seits der bundesdeutschen Legalität, ihre Existenz zu 
sichern. Womit wir wieder beim Thema »lllegalisie- 


rung« angelangt wären. 


Widerstand der Flüchtlinge 
— das Komitee der Flüchtlinge aus dem 
ehemaligen Jugoslawien 


Das »Komitee der Flüchtlinge aus dem ehemaligen Ju- 
soslawien« gründete sich im Frühjahr 1994. Ein we- 
sentlicher Beweggrund zur Gründung des Komitees 
war die Erkenntnis, daß sich die Berliner Abschiebe- 
politik nur noch durch einen breiteren öffentlichen 


er 


un 


Jugoslawien 


Druck beeinflussen läßt. Ziel war und ist vor allem, 
die aufenthaltsrechtliche Situation zu verbessern. 
Dementsprechend wurden Demonstrationen in der 
Berliner City, Mahnwachen vor dem Innensenat, Pro- 
testkundgebungen zu Innenministerkonferenzen und 
Informationsveranstaltungen durchgeführt. Im letz- 
ten Jahr traf sich das Komitee zusammen mit einigen 
wenigen UnterstützerInnen von Beratungsstellen und 
Initiativen wöchentlich. Nach einer längeren Pause 
Anfang des Jahres, die sicherlich auch durch eine Re- 
signation über die unveränderte Situation nach den 
vielen Aktivitäten bedingt war, wurden die Treffen 
des Komitees vor kurzem wieder ins Leben gerufen, 
um Vorbereitungen für die Innenministerkonferenz 
am 18. Mai in Berlin zu treffen. 


Solidarität 
—- das Aktionsbündnis für Bleiberecht 
Um das Komitee zu unterstützen und in Anbetracht 
der zunehmenden Abschiebungen (auch anderer 
Flüchtlinge), gründete sich Anfang des Jahres in Ber- 
lin das »Aktionsbündnis für Bleiberecht«. Dieses setzt 
sich aus verschiedenen politischen und antirassisti- 
schen Gruppen zusammen. Ziel des Bündnisses ist es, 
durch Öffentlichkeitsarbeit und Aktionen auf die Si- 
tuation der Flüchtlinge hinzuweisen und mit ihnen 
gemeinsam auf politischer Ebene für einen sicheren 
und gleichberechtigten Aufenthalt zu kämpfen. 
Zur Innenministerkonferenz in Berlin am 18./19. 5. 
1995 sind verschiedene Aktionen geplant, u. a. eine 
gemeinsame Demonstration mit vielen Flüchtlingen 
und ImmigrantInnen. 
Wir sind nicht bereit, die Abschiebe- und Illegalisie- 
rungspolitik widerstandslos hinzunehmen. 
Verhindert Abschiebungen, unterstützt die Flüchtlin- 
ge, bekämpft den staatlichen und institutionellen 
Rassismus! 
ARI, AG gegen Abschiebung 
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DER RECHTE RAND 


liefert zweimonatlich Informatio- 


nen von und für Antifaschistin- ® 


nen. Er bündelt die Informatio- 


nen, die vielerorts über Aktivitä- \E 


ten der Rechten in unserem Land 


gesammelt werden. Errichtetsei- 


nen Blick auf die terroristischen 
und Anti-Antifa-Aktionen der 
Neonazi-Gruppen wie auf die 
Versuche, sich parlamentarisch 
zu etablieren. Er meldet, wie or- 
ganisierter Revanchismus mit 
Steuergeldern floriert und was in 
Richtung auf schwarz-braune 
Koalitionen angeschoben wird. 
Er ist ein Forum für antifaschisti- 


sche Diskussion und Aktion, er f 


arbeitet strömungsübergreifend. 


Für 20,- DM bzw. 25,-DM imAus- 
land (6 Ausgaben, incl. Porto) 
kann DER RECHTE RAND 
abonniert werden: Postfach 
1324, 30013 Hannover. 


| Leseprobe (3 ältere Hefte) für 5,- 


DM (bar oder in Briefmarken). 
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Höhe der Transportkosten für die Abschiebung bzw. Rückführung von Aus- 
länderInnen in Begleitung des BGS: 


Flugkosten Kosten für begleitenden BGS 
1990: 98.628,50DM 2.400.222,-DM 
1991: 91.046,87DM 3.996.495,—-DM 
1992: 351.538,41DM 5.212.079,-DM 
1993: 9.774.165,77DM 8.113.651,-DM 


1994: 6.884.029,-DM 11.832.615,.-DM 


17.199.408,55DM 31.555.062,-DM 

’Die konsequente Rüchführung ausreisepflichtiger Ausländer ist eine der wichtigsten Maßnahmen, um die 
illegale Zuwanderung zu bekämpfen. Würde es in das Belieben des einzelnen Ausländers gestellt, ob er sei- 
ner Ausreisepflicht nachkommt, wäre dies ein deutlicher Anreiz, zum Erreichen eines faktischen Dauerauf- 
enthaltes nach Deutschland zu streben. (...) 

Die Zunahme nach 1992 beruht nicht unwesentlich auf dem Einsatz von Charterflugzeugen zur Zurückschie- 
bung illegal eingereister Rumänen. Diese kostengünstige Transportart hat sich gegenüber der Nutzung des 
Landweges oder der Buchung von Linienflügen als zweckmäßig und geeignet erwiesen.(...)« 


Quelle: Antwort auf die schriftliche Frage Nr.3 des Abgeordneten Manfred Such vom 14.2.1995, 
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Vieinamesische 
Asylbewerberlinnen 


Noch vor einem Jahr wurden vietnamesische Asylbe- 
werberInnen in der Öffentlichkeit kaum wahrgenom- 
men. Jahrelang ging es ausschließlich um die Situation 
der ehemaligen VertragsarbeiterInnen und die Kam- 
pagne für ihr Bleiberecht. Vor knapp einem Jahr 
machten sie erstmals von sich reden. Fälle von polizei- 
lichen Mißhandlungen bei Razzien und Festnahmen 
wegen Zigarettenverkauf hatten derart zugenommen, 
daß einzelne - mit Unterstützung von »Reistrommel 
e.V.« und der »AG gegen polizeiliche Mißhandlungen« 
- entschieden, sich zu wehren. Die ersten Mißhand- 
lungsfälle, die bekannt wurden, hatten sich im Berli- 
ner Vorort Bernau zugetragen. Vietnamesen waren 
dort von Polizeibeamten derselben Schicht derart 
mißhandelt worden, daß bei einigen von ihnen von 
Folter gesprochen werden kann. Bei denjenigen, die 
sich zu einer Anzeige entschlossen, war deutlich spür- 
bar: Hier war eine Grenze überschritten worden, die 
die Angst vor Repressalien in den Hintergrund rücken 
ließ. Die Angst vor Rache war dennoch sehr groß. 
Schließlich gibt es für jemand, der sich unerlaubt in 
Berlin aufhält und Zigaretten verkauft keinen eröße- 
ren »natürlichen« Feind als die Polizei. Denkoch ent- 
schlossen sich 14 Vietnamesen, ihre Peiniger auf der 
Bernauer Wache anzuzeigen. Im Herbst wird vor dem 
Landgericht Frankfurt/Oder die Verhandlune gegen 
acht angeklagte Polizisten eröffnet. 

Weitere Recherchen ergaben, daß auch in Berlin Fälle 
von polizeilichen Mißhandlungen und Gelddieb- 
stählen extrem zugenommen hatten. Auch hier ent- 
schlossen sich, ermutigt durch die Bernauer Landsleu- 
te, etwa 30 VietnamesInnen zur Anzeige, etwa genau 
soviele stellten sich als ZeugInnen zur Verfügung. Von 
Anfang an liefen die Ermittlungen im Gegensatz zu 
Brandenburg äußerst schleppend, teilweise wurden 
VietnamesInnen der Falschaussage beschuldigt und 
versucht, die Opfer zu Tätern zu machen. Bei einigen 
Ermittlungsbeamten kam deutlich ein Corpsgeist zum 
Vorschein, der ihnen unterstellte, sie wollten mit den 
Anzeigen späte Rache üben an denjenigen, die sie 
schon so oft festgenommen hatten. Von 72 eingeleite- 
ten Ermittlungsverfahren wurden inzwischen über 40 
eingestellt. Die Sonderkommission »AG Vietnam« wur- 
de bereits Ende 94 wieder aufgelöst. Ein Vietnamese, 
der Anfang Februar auf einem Polizeirevier in Prenz- 
lauer Berg mißhandelt wurde, und danach sagte, er 
möchte Anzeige erstatten, wartet heute noch, um sei- 
ne Anzeige zu erstatten. Über die »Reistrommel«-An- 
wälte bekam er jetzt einen Termin für Juni ... In Berlin 
wurde in vielen Fällen sehr ungenügend ermittelt, 
teilweise wurden VietnamesInnen nicht einmal nach 
vorhandenen ZeugInnen befragt. In den Fällen, wo sie 
durch Rechtsanwälte vertreten werden, wurden Ein- 
stellungen deshalb auch regelmäßig an die Staatsan- 
waltschaft zurückgegeben mit Hinweisen auf Ermitt- 
lungsmängel. In den meisten Fällen wurden die Er- 
mittlungen daraufhin wieder aufgenommen. In den 
Fällen, in denen die Ermittlungen abgeschlossen sind, 
weigert sich jedoch die Staatsanwaltschaft, Anklage zu 
erheben. Sie ist der Ansicht, daß die Ergebnisse nicht 
für eine Anklage ausreichen. Wer denkt, über Schuld 
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oder Unschuld hätten hier Richter zu entscheiden, hat 
also weit gefehlt. Verantwortlicher Oberstaatsanwalt 
ist übrigens Carlo Weber, ehemals Leiter der unter 
dem rot-grünen Senat aufgelösten »P-Abteilung«. In 
Berlin besteht die große Gefahr, daß viele Ermittlun- 
gen solange verschleppt werden, bis die betroffenen 
VietnamesInnen bereits abgeschoben und damit kaum 
mehr erreichbar sind. Womit mal wieder bewiesen wä- 
re, daß der ganze Spuk doch nur eine Kampagne 
gegen die Polizei war. 


Was bewegt vietnamesische 
Asylbewerberlnnen, in die BRD zu kommen? 
Noch vor wenigen Jahren galt Vietnam als das dritt- 
ärmste Land der Welt. Der durchschnittliche Monats- 
verdienst liegt derzeit bei 30-50 DM. Dieser Verdienst 
reicht auch in Vietnam nicht zum Überleben. So kom- 
men viele in der Hoffnung, ihre Lebenssituation etwas 
zu verbessern, etwas Geld auf die Kante zu legen für 
das Alter, um nicht von den Kindern abhängig zu sein, 
oder, um ihren Kindern eine Ausbildung finanzieren 
zu können. Viele AsylbewerberInnen sind jedoch ehe- 
malige VertragsarbeiterInnen oder Jugendliche, die 
zur Ausbildung in der DDR waren. Nicht wenige von 
ihnen haben bereits zehn Jahre hier gelebt, sprechen 
perfekt deutsch, mußten dann jedoch zurückkehren, 
weil ihr Vertrag nicht verlängert wurde. Viele der 
nach der Wende zurückgekehrten VertragsarbeiterIn- 
nen haben nach ihrer Rückkehr nach Hause festge- 
stellt, daß sie sich mit dem Geld aus ihrer Abfindung 
keine neue Existenz aufbauen können. Oft war das 
Geld schnell von der gesamten Familie aufgebraucht 
und sie selbst waren arbeitslos. Andere kehrten be- 
wußt einem Land den Rücken, das sie übereinstim- 
mend als korrupt und undemokratisch bezeichnen. Sie 
haben jedoch so gut wie keine Chance, hier zu blei- 
ben. Die Anerkennungsquote für vietnamesische Asyl- 
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bewerberInnen liegt derzeit bei 0,5%. Nur sehr weni- 
ge der ankommenden AsylbewerberInnen bleiben in 
den Unterkünften, die ihnen zugewiesen wurden. 


Sie fühlen sich in den Asylbewerberheimen 
wie im Gefängnis 

Betreten ist nur mit einem Heimausweis erlaubt. Be- 
sucherInnen müssen ihren Ausweis an der Pforte ab- 
geben. Nach 22 Uhr ist kein Besuch mehr erlaubt. Lie- 
gen die Wohnheime in kleinen Orten, haben sie dort 
keinerlei Möglichkeit, etwas Geld zu verdienen. Es 
gibt dort keine ausreichende Infrastruktur, Bera- 
tungsstellen mit einem vietnamesischen Dolmetscher 
oder eine Auswahl von Anwälten für das Asylverfah- 
ren. Die meisten leben in größeren Städten und fah- 
ren nur ab und zu in die Heime, um nach ihrer Post zu 
sehen. Auch wenn sie bereits länger als ein Jahr hier 
sind, wird ihnen in der Regel nur ein Taschengeld in 
Höhe von 80 DM ausgezahlt. Meist sind die Fahrtko- 
sten höher, so daß es wenig in Anspruch genommen 
wird. Nur wenige bekommen die ihnen nach einjähri- 
gem Aufenthalt zustehende gekürzte Sozialhilfe aus- 
gezahlt. 
Geraten die VietnamesInnen an einem anderen Ort in 
eine polizeiliche Kontrolle, wird ihnen die Aufent- 
haltsgestattung abgenommen und an die Ausländer- 
behörde der Meldestelle geschickt. Sie müssen diese 
dort 1-2 Wochen später wieder abholen. Oft bekom- 
men sie Geldstrafen für diesen Verstoß. In den Berli- 
ner Wohnheimen finden häufig Kontrollen statt. Ent- 
weder im Heim selbst oder, oft abends bei Dunkel- 
heit, an den Eingängen. 
In den Wohnheimen teilen sich manchmal zwei, meist 
jedoch vier Leute ein Zimmer. In der Havemannstraße 
(Berlin), die in Kürze endgültig aufgelöst wird, gibt es 
kleine Wohneinheiten. Eine Einzimmerwohnung Ko- 
stet über 600 DM, eine Dreizimmerwohnung 1200 DM 
und eine Vierzimmerwohnung über 1400 DM. In der 
Gehrenseestraße (Berlin) kostet ein Zimmer (16 qm) 
490 DM. Dort sind auf jedem Flur 20 Zimmer. Es gibt 
jeweils für Frauen und Männer drei Toiletten. In der 
Gemeinschaftsküche stehen drei Herde, die seit der 
Wende nicht mehr repariert wurden und entspre- 
chend aussehen. In der Gehrensee- und Rhinstraßse 
(beide Berlin) sind Waschmaschinen, Kochplatten. Bü- 
geleisen. Tauchsieder etc. verboten. Bei Routinekon- 
trollen in Abwesenheit der BewohnerInnen werden 
ihnen diese Geräte immer wieder entwendet. 


Was bleibt, ist der Zigarettenverkauf 
5-6000 Dollar kostet die Fahrt nach Deutschland. 
Mindestens ein Jahr dauert es, bis die Vietnamesin- 
nen dieses Geld zurückgezahlt haben, wenn sie Ziga- 
retten verkaufen, oft auch wesentlich länger. Die mei- 
sten leihen sich dieses Geld zuhause, oft zu horren- 
den Zinsen. Uns ist ein älteres Ehepaar bekannt, die 
ihr mühsam erspartes Häuschen für 3000 Dollar ver- 
kauft haben. Sie mußten hier feststellen. daß sie kei- 
ne Zigaretten verkaufen können, da sie bei Kontrol- 
len nicht schnell genug weglaufen können. Die Frau 
betreibt jetzt eine kleine Suppenküche auf ihrem Zim- 
mer, was selbstredend verboten ist. Ihr Häuschen ha- 
ben sie jedoch verloren, ihre Reisekosten können sie 
niemals zurückzahlen. Viele hatten die Illusion. in 


a Deutschland auf Baustellen oder in Restaurants arbei- 
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ten zu können. Auf Baustellen würden sie als Asiaten 
jedoch sofort die Aufmerksamkeit der Bauaufsicht auf 
sich lenken, und die Kontrollen in den China-Restau- 
rants sind sehr streng. So bleibt den meisten kein an- 
derer Ausweg als der Zigarettenverkauf. Nur wenige, 
vor allem Frauen mit Kindern, finden eine Verdienst- 
möglichkeit in der gut funktionierenden Infrastrukur 
der Wohnheime: als Friseuse, Schneiderin, Obst- und 
Gemüseverkäuferin, mit dem Verleih von vertonten 
Videos aus der Hongkonger Filmproduktion. 


VerkäuferliInnen zahlen oft drauf 
Die Vorstellungen, wieviel Geld sich mit dem Zigaret- 
tenverkauf verdienen läßt, sind oft völlig überhöht. 
Die Gewinnspanne pro Stange liegt bei 2-3 DM. Es 
gibt jedoch Monate, wo die VerkäuferInnen draufzah- 
len. Oft »verlieren« sie Zigaretten bereits auf dem 
Weg zu ihrer Verkaufsstelle, weil sie Hals über Kopf 
weglaufen müssen vor Polizisten oder dem Zoll. Oft 
werden sie natürlich mit den Zigaretten festgenom- 
men. Viele Zivilpolizisten haben das Outfit der ent- 
sprechenden Umgebung, das geht bis zu Arbeiterkla- 
motten oder Army-Look. Häufig wehren sich Vietna- 
mesInnen bei ihrer Festnahme, weil sie die Zivilpoli- 
zisten für rechte Jugendliche halten, was ihnen zu- 
sätzlich eine Anzeige wegen Körperverletzung ein- 
bringt. Die VerkäuferInnen müssen auch stets auf der 
Hut sein vor Jugendlichen: einmal vor der Generation 
der 14 bis 16-jährigen, die teilweise in Schulpausen 
oder auf dem Nachhauseweg von der Schule Leute 
überfallen und vor der älteren Generation von rech- 
ten Jugendlichen oder den Faschos. Die meisten Ver- 
kaufsstellen werden von diesen Jugendgruppen be- 
droht und überfallen, viele VerkäuferInnen wurden 
bereits schwer, einige sogar lebensgefährlich ver- 
letzt. Viele wehren sich gegen die Überfälle, oft sind 
ihnen die Angreifer jedoch zahlenmäßig oder mit 
ihren Waffen überlegen. 
Werden die VietnamesInnen von der Polizei festge- 
nommen, wird ihnen ihr gesamtes Bargeld abgenom- 
men. Dabei taucht nicht immer der gesamte Betrag 
auf dem Beschlagnahmeprotokoll auf, teilweise be- 
kommen sie kein Protokoll ausgehändigt. Uns sind 
VietnamesInnen bekannt, die auf dem Weg zum Su- 
permarkt festgenommen und denen dabei ihr gesam- 
tes Bargeld abgenommen wurde. 


»Schutzgeld« 
Es gibt inzwischen sicher nur noch wenige Verkaufs- 
stellen, an denen die VerkäuferInnen kein »Schutz- 
geld« bezahlen müssen an eine der konkurrierenden 
Gruppen. Es gibt nicht »die Mafia«, sondern mehrere 
miteinander konkurrierende Gruppen. Es ist Unsinn, 
wenn behauptet wird, diese Gruppen schickten »ihre« 
Leute an die jeweiligen Verkaufsstellen. Diese Gruppen 
werden von den VerkäuferInnen als »Räuber« bezeich- 
net und von ihnen gehaßt. An den größeren 
S-Bahn-Stationen und vor großen Einkaufszentren 
mußte schon lange »Schutzgeld« entrichtet werden. Bei 
den anderen Verkaufsstellen kamen nach und nach 
Mitglieder dieser Gruppen an und stellten die Verkäu- 
ferInnen vor die Alternative: bezahlen oder verschwin- 
den. Meist bleibt diesen nichts anderes übrig, als zu be- 
zahlen, da sie sich bereits in der Gegend auskennen 
und sie dort ihre feste Kundschaft haben. 
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Härtere Strafen 
Die verhängten Strafen für »gewerbsmäßige Steuer- 
hehlerei« haben seit vergangenem Herbst ungeheuer 
zugenommen. Durch eine Strafrechtsänderung ist es 
seitdem möglich, »Wiederholungstaten« nicht mehr zu 
einer Gesamtstrafe zusammenzuziehen, sondern, die- 
se einzeln abzuurteilen. Mögliches Strafmaß: eine 
Strafe, die auf 3 Monate zur Bewährung ausgesetzt 
wird. Wurden im vergangenen Jahr noch für 5, 6 oder 
7 Festnahmen Geldstrafen verhängt, bekommen viele 
inzwischen schon für ihren zweiten, dritten oder vier- 
ten Aufgriff eine Bewährungsstrafe. Für neu Angekom- 
mene, die seit 3 oder 4 Monaten Zigaretten verkaufen, 
bedeutet dies, daß sie bereits jetzt eine Bewährungs- 
strafe haben oder kurz davor stehen. Sie werden es 
nicht mehr schaffen, ihre Reiseschulden zurückzuzah- 
len. Beschleunigt wurde dieser Prozeß außerdem 
durch die in Berlin stattfindenden Schnellgerichtsver- 
fahren, bei denen Festgenommene von der Straße weg 
zum Bereitschaftsgericht gebracht werden. 
Was die Bestrafung der KäuferInnen betrifft, ging die 
Entwicklung den umgekehrten Weg. Obwohl auch der 
Kauf von Zigaretten den Tatbestand der Steuerhinter- 
ziehung erfüllt, wurde dieses Delikt zeitgleich zu ei- 
ner Ordnungsstrafe heruntergestuft. 


Kriminalisierungskampagne 
In Kürze wird die vietnamesische Regierung das 
»Rückführungsabkommen« mit der BRD unterzeich- 
nen. Noch steht die Kohl-Reise nach Hanoi aus. Um 
die geplanten Massenabschiebungen propagandi- 
stisch vorzubereiten und zu legitimieren als »Abschie- 
bung von Kriminellen«, findet seit Monaten eine un- 
geheure Kriminalisierungskampagne statt, die sich 
teilweise pauschal gegen alle hier lebenden Vietna- 
mesInnen richtet. Von »40.000 Illegalen« ist die Rede. 
Abgelehnte AsylbewerberInnen und Vertragsarbeite- 
rInnen, die keine Aufenthaltsbefugnis bekommen ha- 
ben, sind jedoch nicht »illegal«. Eine Plakatserie des 
Finanzministeriums suggeriert, mit dem Kauf von un- 
versteuerten Zigaretten würde »die Mafia« und ein 
Geschäft mit »Kokain und Kanonen« finanziert. Bei 
Razzien und Festnahmen werden die beschlagnahm- 
ten Zigaretten seit jeher in Stückzahlen angegeben. 
Wer hat jemals »200 Stück« Zigaretten gekauft? 
Die Stimmungsmache zeigt Wirkung: In Chemnitz 
wurden am 7. April in der Innenstadt alle sich dort 
aufhaltenden VietnamesInnen von der Polizei zusam- 
mengetrieben, ohne Unterschied, ob sie Zigaretten 
verkauften oder VertragsarbeiterInnen waren. Dabei 
20g ein Polizist seine Pistole und schoß. Es lag dabei 
keinerlei bedrohliche Situation vor. Die Kugel traf ei- 
ne ehemalige Vertragsarbeiterin in den Hals, die ge- 
rade mit Kindern unterwegs war und verletzte sie le- 
bensgefährlich. Die dortige »Vereinigung der Vietna- 
mesen« gab sofort eine Presseerklärung heraus, in 
der sie gegen das Verhalten der Polizei protestierte. 
Von diesem Vorfall war jedoch in kaum einer überre- 
sionalen Zeitung zu lesen. In Berlin wurde am U- 
Bahnhof Samariterstr. am 5.5. ein Zigarettenverkäu- 
fer von einem Polizisten niedergeschossen und dabei 
lebensgefährlich verletzt. 
Es gibt die unterschiedlichsten Zahlenangaben darü- 
ber, wieviele VietnamesInnen von den geplanten Ab- 
schiebungen betroffen sind. Sicher ist jedoch, daß es 


»Entschließung zur Ausweisung 
von vietnamesischen Immigranten 
aus der EU« 


Das Europäische Parlament, 

() 

1. verurteilt jeden Versuch eines EU-Mitgliedstaates, 
den Tausch von Menschen gegen Geld im Rahmen ei- 
nes Kooperationsabkommens mit einem Entwick- 
lungsland durchzusetzen; 

2. fordert die Gleichbehandlung von Vertragsarbeit- 
nehmern in West- und Ostdeutschland; 

3. ist der Ansicht, daß Entwicklungszusammenarbeit 
bzw. finanzielle Hilfe nicht als Gegenleistung für die 
Zwangsrückführung der Menschen in ihr Herkunfts- 
land angeboten werden dürfen;(...)« 


nicht 40.000, sondern höchstens ein Drittel davon 
sind. Es handelt sich um höchstens 4000 ehemalige 
VertragsarbeiterInnen, die keine Aufenthaltsbefugnis 
bekommen haben, und, rechnet man die Angaben der 
Ausländerbeauftragten zusammen, höchstens 7000 
AsylbewerberInnen. 


Berliner Wohnheime 
Nach der Auflösung des Wohnheims Havemannstraße 
bleiben in Berlin nur noch die Heime Rhin- und Geh- 
renseestraße übrig, in denen vietnamesische Asylbe- 
werberInnen leben können. 
In der Gehrenseestraße beginnt die ARWOBAU der- 
zeit Eingangskontrollen einzuführen, analog einem 
Asylbewerberheim. Dies geschieht auf Druck der Aus- 
länderbeauftragten Barbara John, die eine Auflösung 
der ghettoartigen Heime fordert in der Annahme, da- 
mit den Mafiagruppen zu Leibe zu rücken. Eine Inter- 
essenvertretung von VietnamesInnen, die sich dort 
bildete, um die Eingangskontrollen zu verhindern, 
hatte keinen Erfolg. 
Als wir einigen VietnamesInnen davon erzählten, daß 
wir etwas über ihre Situation schreiben werden, hat- 
ten sie eine Bitte: wir sollen mitteilen, daß sie sich 
dafür entschuldigen möchten, daß sie Zigaretten ver- 
kaufen. Sie bitten um Verständnis, da sie keine ande- 
re Wahl haben. Und sie hoffen, daß sie nicht alleine 
bleiben, wenn es ernst wird mit den Abschiebungen. 


Foto: Umbruch-Bildarchiv 


HE ie un 


Wie kommt die HB 


unter die Jannowitzbrücke? 
Zur politischen Okonomie eines deregulierten Suchtstoffmarktes 


Die Konterbande, der in Stangen abgepackte Stoff für 
die Berliner Nikotinsüchtigen, passiert gar keine 
Grenze - ein Schmuggel im engeren Sinne findet also 
nicht statt; das organisierte Verbrechen ist schlecht 
bis unverantwortlich leichtsinnig organisiert; der oil- 
legale: Zigarettenhandel ist vom »legalen« kapitalisti- 
schen Geschäftsgebaren im Graubereich des Im- und 
Exportwesens über weite Strecken nicht zu unter- 
scheiden und die als Mafiosi verfolgten vietnamesi- 
schen Zigarettenhändler sind die schwächsten und 
folglich schlechtverdienendsten Teilnehmer dieses 
besonders freien Marktgeschehens. So etwa lassen 
sich die wesentlichen Erkenntnisse aus einem Straf- 
verfahren wegen »gewerbsmäßiger Steuerhinterzie- 
hung« vor dem Berliner Landgericht zusammenfas- 
sen, bei dem im Frühjahr 1993 exemplarisch die eher 
improvisierte und in mehrere voneinander unabhän- 
gige Distributionsstufen aufgeteilte Abwicklung des 
steuerfreien Zigarettenhandels zu Tage Kam. 

Weder Mafia, noch vietnamesisch, eher ein multikultu- 
reller Haufen dilletantischer Ganoven und Geschäfts- 
leute: Im verhandelten Fall kamen die Zigaretten vom 
(Hamburger) Tabakkonzern BAT, der über den (polni- 
schen) Hauptangeklagten R. zum Export bestimmte« 
Zigaretten zum üblichen steuerfreien Preis von 56 
Pfennig pro Packung verkaufte - sattelschlepperweise 
und nach allen Regeln des Exportgeschäfts. Die betei- 
ligte (Bremer) Spedition BDS - nach dem Prozeß um- 
benannt in ODS - war honorig, besaß aber wenig eige- 
ne Sattelschlepper und ließ deshalb Subunternehmer 
fahren. Die (polnische) Bestellfirma war hingegen 
eher unbekannt, was dem BAT-Vorstand allerdings 
wenig Kopfzerbrechen bereitete, weil die Rechnung 
ohnehin an R. ging, der die (aus jeweils 50.000 Stan- 
gen Zigaretten bestehende) Ladung ohne Umstände 
und Verzug in bar bezahlte - kofferweise. 


Legal —- illegal -— scheißegal: 

Hauptsache versichert 

Statt sich nun die - auf den ersten Blick als nicht ganz 
sauber erkennbare - Umsatzsteigerung entgehen zu 
lassen, schloß der Konzern bei LLOYD’S in London ei- 
ne Versicherung der besonderen Art ab: Für den Fall, 
daß das Geschäft aufflöge und nachträglich Tabak- 
steuer fällig geworden wäre. Mit dieser Forderung 


hätte sich der Fiskus nämlich an den Konzern gehal- 
ten. 


Final (extra-) profit 
Das Geschäft flog dann tatsächlich auf. Übrigens, weil 
der plötzliche Reichtum eines kleinen (deutschen) 
Zöllners am Autobahngrenzübergang Pomellen, ein 
schmucker neuer OPEL Omega, seine auch nicht we- 
sentlich besser bezahlten Vorgesetzten vor Neid er- 
blassen ließ. Anstatt nun allerdings eine Steuernach- 
zahlung für frühere »Exporte« nach Berlin zu fordern, 
verkauften die Zollfahnder die beschlagnahmten Zi- 
garetten aus dem letzten, abgefangenen LKW wieder 
an BAT zurück. Zum Vorzugspreis von 20 Pfennig pro 


db Schachtel. 


Von Hamburg nach Königs-Wusterhausen .. 
steigt der Preis der Ware um etwa das Anderthalbfa- 
che: Auf einem Autobahn-Parkplatz bei Königs-Wu- 
sterhausen am Berliner Ring wird sie nächtens zum 
Preis von jetzt 1,40 DM pro Schachtel an Verteiler 
(unterschiedlicher Nationalität) verkauft und in de- 
ren Kleintransporter umgeladen. Etwa 0,80 DM pro 
Schachtel (etwa 400.000 DM für die komplette La- 
dung) sind also an die (deutschen und polnischen) 
Organisatoren des Deals gegangen, eher durch- 
schnittlich windige Speditionen und Import/Export- 
Firmen. Daraus bestritten sie die Kosten für die ge- 
ringfügig gezinkten Ausfuhrpapiere: Besagter Zöllner 
in Pomellen setzte für 10.000 DM Ausfuhrstempel 
darauf. 

Die Verteiler, auch wieder eher autonom agierende 
Zwischenhändler, fahren ihre Ware nun in die Stadt, 
um sie für 2,00 DM oder etwas mehr an die vietname- 
sischen StraßenhändlerInnen weiter zu verkaufen, 
sind also mit 60 bis 70 Pfennig recht ordentlich am 
Geschäft beteiligt. 

Den EndverkäuferInnen, den VietnamesInnen, die 
(entgegen der auch in diesem Punkt völlig tatsachen- 
fremden offiziellen Demagogie) ebenfalls einzeln und 
auf eigene Rechnung arbeiten, bleibt also eine mickri- 
ge Einzelhandelsspanne von gerade mal 0,20 bis 0,40 
DM pro Schachtel, den der Straßenpreis liegt zwi- 
schen 23.- und 25.- DM pro Stange. Und das bei Ge- 
schäftsrisiken, die ungleich höher sind als die aller 
anderen (europäischen) Beteiligten. Sie verlieren 
ständig Ware durch Polizeirazzien und sind brutal 
agierenden Schutzgelderpressern ausgesetzt. 


Ernie und Bert 
gegen rassistische Plakate: 


“NATÜRLICH KAUFEN 
WIR UNSRE FLUPPEN 
STEUERFREI 


Solidarität mit den auf Schwarzhandel 
| angewlesenen Zigarettenverkäuferinnen! 
‚Gleiche Rechte und Verdienstmöglichkeiten für alle! 
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® Thema: Illegalisierung 


Der mit Abstand größte Teil des dem Finanzamt vor- 


enthaltenen Kuchens geht jedoch an die KäuferInnen: 
Ihre Ersparnis gegenüber den Ladenpreisen liegt zwi- 
schen 2.00 und 2.30 DM, ist also höher als die gesam- 
te »kriminelle« Handelsspanne, während die Tabak- 
industrie im Normalfall keinerlei Extraprofit macht, 
sondern nur in Form von Umsatzsteigerung profi- 
LIEerL, 

In Betracht gezogen, daß schattenwirtschaftliche, 
überausgebeutete Arbeitskraft von MigrantInnen 
nicht nur in diesem Sektor, sondern auch in der Ga- 
stronomie, der Prostitution und der bezahlten Haus- 
arbeit zur vorherrschenden Erscheinung wird, läßt 
sich folgern: Die Ausbeutung dieser ImmigrantInnen 
ist funktional vor allem dadurch, daß einer breiten, 
ökonomisch absteigenden Bevölkerungsschicht wei- 
terhin Teilhabe an gewissem, bürgerlichem Luxuskon- 
sum (incl. Hausangestellter) suggeriert, und sie damit 
bei der Stange gehalten wird. 

Ernie und Bert, wollten sie also tatsächlich Solida- 
rität mit den vietnamesischen Händlern üben, anstatt 
sich dieser materiellen rassistischen Spaltung zu un- 
terwerfen, müßten pro Schachtel Fluppen ohne Ban- 
derole nochmal eine Mark an entsprechende Migran- 
tInnen-Organisationen spenden, um sich die hinterzo- 
genen Steuern zumindest gerecht mit den vietnamesi- 
schen Straßenhändlern zu teilen. 

Was hiermit gefordert sei! 


Spendenkonto: Antirassislische Initiative e.V., 
Stichwort „wet, Bank für Sozialwirt- 


schaft, Nr. 3039606 , Bankleitzahl. 


Bahamas: 


Zirkular der Gruppe K, erscheint alle 3 Monate 
Antinational, anlikapitalistisch, marsisiisch 


Statt Befreiung von Deutschland: 
Deutsche Befreiung 


Deutsen und antideutsch: Autonome Probleme. 
mit‘ “Antideutsch” £ Deutscher Sonderweg ’ 
Tschechlen-Politik - ‚Deutsche Kün ıstler. Neuer 
“German Pop" * Trottas Heimatfilm-* Johannes 
RR. Bechers Nationalismus - Außerdem: Die 
: Neue Rechte ‘ Kohls Lieblingsmaid: Claudia 
Nolte * Italien: Selbstabschaffung der Linken " 
FAZ-Autor gegen “Parteiensiaat” 
Abonnement DM 18 für drei Ausgaben; Einzelpreis 
DM 6 (nur Ve orauskasse/Brieimarken) 


Büro K, Postfach 306 237; 20328 Ham- 
burg. Fon/Fax: 040-43 88 46. Konto: 


Roisch/Dreyer, HaSpa BLZ 200 505 50, 
Kto.Nr. 1228/122 386 


Schwarzer 
Faden 


Vierteljahresschrift 
für Lust und Freiheit 
Nr.53 (2/95) enthält u.a.: 
%* 
Interview mit der autonomen 
L.U.P.U.S.-Gruppe 
yxr | 
Foul - der Bananen-Multi Geest 
von Boris Scharlowski 
* 
Chiapas - Erst die Vertreibung, 
dann Verhandlungen? 
von Herby Sachs 
%* 
Der Widerstand der ITF gegen 
den Nationalsozialismus, Teil 1 
von Dieter Nelles 
> 
Weiter: Mexiko am Scheideweg von Stefan | 
rmborst; Anonymer Augenzeugenbericht | 
aus Chiapas; Social Beat von Moritz Milch; 
Architektur ist mehr als Philosophievonr Jür- | 
gen Mümken, Nachruf auf George Woodcock 
von Heiner Becker ; Zum letzten Mal: Vorhang | 
auf für Guy Debord; Fraueninternierungs- | 
lager in Frankreich ab 1939 von Marianne 
Kröger; Rezensionen von Ribo, Gabriel Kuhn 
und Herby Sachs zu L.U.P.U.S - Lichterketten, 


Michail Bakunin und den Straßenkindern Bra- 
siliens, etc. 


= 
ABONNIERT! 


(5 Nrn a. 68 S.): 30.- 
Einzelpreis: 7.- 


Neu: Michail Bakunin: 


Gott und der Staat 
176 S., 19,80 DM 


Übernahme:Claude Lanzmann: 


SHOAH 


Dokumentation zur 
Massenvernichtung 
280 S., (nur noch)16.-DM 


SF%Redaktion/Trotzdem | 
PF 1159, 71117 Grafenau 
Fax 07033-452064 
Tel, 07033-44273 


8 Wie aus 
» einem leeren Blatt 


ein Molli wird 
- Interview mit Gule von Navca Kurd 
| (Kurdisch-Deutsches Kulturzentrum) in Berlin. 


Die Staatsfeierlichkeiten zum 50. Jahrestag des 8.Mai 
in der wiedererstarkenden Reichshauptstadt Berlin 
waren für die hiesigen Sicherheitsbehörden erneut ein 
willkommener Anlaß auf das Überdeutlichste klarzu- 
stellen, was sie von der politischen Meinungsfreiheit 
in bezug auf oppositionelle Selbstorganisation von Mi- 
granntInnen halten. Einen Tag vor unserem Interview 
mit Gule von Navca Kurd durchsuchten am Abend des 
4.5. über 150 Bullen, Lka’ler und ein Oberstaatsanwalt 
zum zweiten Mal innerhalb eines knappen Jahres das 
Kurdistan-Haus in Berlin Kreuzberg. Das in einem Hin- 
terhof gelegene Gebäude, das neben zahlreichen kurdi- 
schen Vereinen (der Vereinigung kurdischer Frauen, 
das Kurdistan Institut sowie und der Verband der In- 
tellektuellen Kurdistans) auch eine Bücherei, einen 
Sportverein, Kleingewerbe und eine Kantine beher- 
bergt und von einem sehr offenem Charakter geprägt 
ist, wurde diesmal komplett durchsucht. Parallel dazu 
fielen die Bullen auch in einem kurdischen Jugend- 
treffpunkt ein, der nur wenige Straßen entfernt liegt. 
Offizieller Vorwand waren die Ermittlungen gegen 
kurdische Jugendliche wegen des Verdachtes der Be- 
teiligung an Brandanschlägen gegen türkische Ein- 
richtungen und die Suche nach Molotowcocktails 
bzw. Bauanleitungen für selbige. 

Gefunden werden konnte zwar nichts, das Vorgehen 
der Bullen und die Beschlagnahmungsprotokolle 
sprechen jedoch eine eindeutige Sprache. Da wurden 
mit inquisitatorischer Genauigkeit nicht nur Poster 
von den Wänden gerissen, Fotos, Filme und zahlrei- 
ches Informationsmaterial beschlagnahmt, sowie Ar- 
beitsmaterial, Bücher und sämtliche Computer. Nach 
Ansicht der Bullen bedrohten selbst ein Feuerzeug 
mit ERNK-Symbol und 5 unbeschriebene Blätter die 
innere Sicherheit und Ordnung. Vorwand der Durch- 
suchung war, nach gesuchten Personen in dem Ge- 
bäude zu fahnden. Gesucht wurde dann unter Teppi- 
chen und zwischen Fensterrahmen, recht absurde 


| . 
Le 1 Stellen. um nach Menschen zu suchen. 
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War es bisher nicht gelungen, durch eine vehemente 
Medienhetze und intensive Kriminalisierungsstrate- 
gie eine Entsolidarisierung innerhalb der kurdischen 
MigranntInnen zu erreichen, so scheint jetzt seitens 
des staatlichen Repressionsapperates eine weitere 
Stufe der Eskalation eingeläutet zu sein, indem u.a. 
versucht wird, mittels relativ beliebiger Vorwände 
die Arbeitsfähigkeit bestehender Strukturen massiv 
zu beeinträchtigen bzw. komplett zu verunmöglichen. 
Die umfangreichen Beschlagnahmungen, die Schlies- 
sung der erwähnten Kantine und des Jugendtreffs, so- 
wie das brutale Vorgehen der Berliner Polizei bei der 
Demo am 7.5., wo selbst Frauen und Kinder nur auf- 
grund des Mitführens von kleinen ERNK-Papierfähn- 
chen angegriffen und verhaftet wurden, sind deutli- 
che Zeichen dieser Eskalation. 

Eine Entwicklung jedoch, der unsere Interviewpart- 
nerinnen zwar entschlossen, aber auch relativ gelas- 
sen entgegensehen, und die auch diesmal nicht zur 
gewünschten Einschüchterung führte. 


ZAG: Beschreibt doch mal kurz, was in diesem Zentrum so gemacht wird 
und was die Schwerpunkte eurer Arbeit sind. 

Gule: Wir sind Navca Kurd, das Kurdisch-Deutsche 
Kulturzentrum in Berlin. Das Zentrum gibt es jetzt seit 
circa einem Jahr. In diesem Zentrum trifft sich ein 
großer Teil der kurdischen Bevölkerung, um über ihre 
Probleme zu sprechen. Sie können sich hier darüber 
informieren, was aktuell in Kurdistan passiert. Durch 
diese Diskussionen ergibt sich natürlich auch, daß 
man zusammen zu Demonstrationen geht, wie bei- 
spielsweise nach der Militärinvasion in Südkurdistan. 
Andererseits reden sie auch über ihre Probleme hier 
in Deutschland. Es kommen auch viele deutsche 
Freunde hierher, um über das, was in Kurdistan pas- 
siert, informiert zu werden. 


Wie hat sich für euch das politische Klima seit dem Verbot der kurdischen 
Vereine in der BAD Anfang 1994 einmal für euch als politische Vereinigung, 
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andererseits auch für KurdInnen in der BRD allgemein, verändert? 

Vor den Verboten der kurdischen Vereine und der 
PKK gab es bei Demonstrationen und Feiern keine 
Auseinandersetzungen mit der Polizei, danach schon. 
Kurden wurden als terroristisch, gewalttätig und wild 
dargestellt. Der kurdischen Bevölkerung wird verbo- 
ten, in ihre Vereine zu gehen, um sich zu informieren 
und zu diskutieren. Das wird natürlich als Einschnitt 
in die Gedanken- und Meinungsfreiheit gesehen. Daß 
auch eine Festlichkeit wie Newroz nicht erlaubt wird, 
erinnert an die Situation in der Türkei. 

Man kann von einer Kriminalisierung der Kurden re- 
den. Seit den Verboten ist es so, daß Kurden, die wie 
andere Bürger auch an Demonstrationen teilnehmen 
wollen, generell durchsucht werden, auch wenn sonst 
keine Personenkontrollen durchgeführt werden. Wer 
rot-gelb-grüne Sachen anzieht, wird gleich als Terro- 
rist angesehen und oft erst einmal verhaftet. 


Was sind denn nun die konkreten Auswirkungen für euch ? Du hast ge- 
sagt, daß das Zentrum ein Ort ist, an dem sich in der Hauptsache Kurdin- 
nen und Kurden treffen, um über Kurdistan und ihre Situation hier zu re- 
den. Was hat sich daran seit den Verboten verändert ? 

Ergebnis der Politik der Bundesregierung ist, daß im- 
mer mehr Kurden zu uns kommen. Die deutsche Poli- 
tik muß ja im Zusammenhang mit der türkischen Poli- 
tik gegen die Menschen im kurdischen Gebiet be- 
trachtet werden. Je extremer der Krieg dort wird, de- 
sto mehr Menschen kommen auch hier zu uns, um 
über die Situation dort etwas zu erfahren. Die Paral- 
lelität der deutschen und der türkischen Politik führt 
dazu. daß sich auch hier immer mehr Menschen mit 
dem Thema befassen. 

Vor allem Kurden, die bisher mit Vereinen nichts zu 
tun hatten und nicht zu ihrer Identität gestanden ha- 
ben, kommen jetzt zu uns. Sie wissen, daß auch sie ei- 
nes Tages hier verhaftet werden können. Schon jetzt 
sind fast alle Kurden hier kriminalisiert, was sie aber 
in Kauf nehmen und trotzdem weiter arbeiten. 


Was sind die alltäglichen Auswirkungen der Medienhetze und der Krimi- 
nalisierungen? Inwieweit bedeutet das auch für einzelne Leute eine Ver- 
änderte Lebenssituation ? 

Natürlich ist das eine Einengung der Lebensmöglich- 
keiten hier. Die nicht vorhandenen Existenzmöglich- 
keiten in Kurdistan hat die Menschen als Flüchtlinge 
hierher getrieben. Hier ist es nun so, daß sie in vie- 
lerlei Hinsicht genau so behandelt werden wie in der 
Türkei. 

Konkrete Einengungen der Lebensmöglichkeiten betref- 
fen vor allem kurdische Jugendliche. Sie werden hier 
besonders auf Demonstrationen sehr schnell verhaftet. 
Oft kommt es dazu, daß sie von der Polizei geschlagen 
werden. Die Schwelle zur Gewalt ist bei der Polizei 
gegenüber kurdischen Jugendlichen sehr niedrig. 


Ist dies eine neue Qualität, die erst seit der Kriminalisierung kurdischer 
Vereine eingetreten ist? 

Ja. das ist in der letzten Zeit stärker geworden. 

Seit circa anderthalb bis zwei Jahren wird sehr viel 
über Kurden geschrieben und das in einer Weise, daß 
die Schwelle zu Gewalttätigkeiten gegenüber Kurden 
aufgehoben wurde. So gab es Anfang '94 in einer Po- 
lizeizeitschrift einen Artikel mit der Überschrift 
»Wann fällt der erste Schuß?« und der ist ja dann im 


Juni auch gefallen, als der 15-jährige Halim Dener in 
Hannover von Polizisten erschossen wurde. 


Hat durch die aktuelle Aufhebung des Abschiebestopps und die Abschie- 
bungen aus Bayern ein Gefühl der Bedrohung und der Angst innerhalb der 
kurdischen Bevölkerung zugenommen oder sind die Reaktionen bis jetzt 
eher gelassen ? 

Natürlich besteht jetzt Sorge darum, abgeschoben zu 
werden. In Berlin sind gegenwärtig 41 Kurden davon 
bedroht. 

Das schreckt jedoch die kurdische Bevölkerung nicht 
ab. Das sieht man auch daran, daß sich immer mehr 
Menschen zum kurdischen Befreiungskampf beken- 
nen und sich dafür einsetzen, trotzdem sie mit Ab- 
schiebungen konfrontiert werden. 

Die Aufhebung des Abschiebestopps signalisiert ja 
schon klar, wie hier in Zukunft mit Kurden umge- 
gangen werden soll. Die deutsche Regierung liefert 
weiterhin Kurden in Folter und Tod aus. obwohl der 
türkische Menschenrechtsverein IHD seit längerem 
bekannt gemacht hat, daß Kurden auch in der westli- 
chen Türkei vor Verfolgung nicht sicher sind. Aber 
die Asylbewerber müssen ja auch hier unter un- 
menschlichen Umständen leben. 


Was hat sich seit den Verboten im alltäglichen Leben, auf der Straße, in 
Wohnungen, auf Ämtern oder in der U-Bahn im Verhältnis zu Polizei und 
Behörden verändert? 

Dort gibt es genauso Übergriffe. Menschen erzählen 
uns hier von Vorfällen bei Wohnungsdurchsuchun- 
gen. Beispielsweise ist bei einer Wohnungsdurchsu- 
chung ein weinendes Kind erst einmal in die Küche 
gesperrt, dann die Mutter geschlagen worden. 


Finden denn in der letzten Zeit öfter Wohnungsdurchsuchungen statt, 
und wenn ja, mit welchen Begründungen ? 

Ja, in letzter Zeit vermehrt mit der Begründung, an- 
geblich mit den Anschlägen auf türkische Einrichtun- 
gen in Verbindung zu stehen. Wie auch der Angriff 
der Polizei auf das kurdische Haus hier. 

Das ist vor allem Abschreckung. Sie kriminalisieren 
die kurdische Bevölkerung. vor allem die zweite Ge- 
neration, die hier aufgewachsen ist. Nach dieser Kri- 
minalisierung bekennen sich auch diese Jugendli- 
chen. die eher mit einer deutschen Identität aufge- 
wachsen sind, stärker zu ihrem Kurdischsein. 

Man sieht auch in der U-Bahn, daß die Farben rot- 
gelb-grün bei der Polizei schon einen solchen Haß be- 
wirken, daß Leute mit solcher Kleidung gleich durch- 
sucht oder angegriffen werden. Das ist nicht normal, 
sondern eher wie in der Türkei. 

Ein weiteres Beispiel für die Einschüchterungspolitik 
ist auch, daß auf Demonstrationen auch türkischspra- 
chige Polizisten Aufgaben übernehmen. Dadurch 
fühlt sich die kurdische Bevölkerung beobachtet. Sie 
befürchten, daß diese Personen auch Informationen 
an den türkischen Staat weitergeben. 


Wie begegnet ihr dieser Kriminalisierungskampagne? 

Die deutsche Öffentlichkeit hat bisher nicht bemerkt, 
wie gegen die Kurden hier vorgegangen wird. Wir zei- 
gen in Erklärungen die Kriminalisierungskampagne 
auf und fordern, daß dem Einhalt geboten wird. 

Wir lassen uns nicht einschüchtern und uns nicht von 
unseren Befreiungsbestrebungen abhalten. 


Der türkische Staat geht immer stärker gegen die kur- 
dische Bevölkerung vor und wenn man sich vor Au- 
gen führt, wie die Bevölkerung dort gerade behandelt 
wird, dann läßt man sich nicht abschrecken und will 
ganz im Gegenteil nur noch stärker eine friedliche 
politische Lösung herbeiführen. 


In den deutschen Medien ist außer der wiederkehrenden drastischen Ver- 
knüpfung: Kurde gleich Terrorist über politische Aktivitäten von kurdi- 
schen Vereinen nicht zu finden. Liegt dies nur an der Ignoranz der Medi- 
en, oder geht ihr nicht offensiv genug an die Öffentlichkeit? 

Das stimmt schon. Unsere Anliegen kommen in der 
Öffentlichkeit nicht richtig durch. Das hält uns aber 
nicht davon ab, unsere politischen Wege zu gehen. 

Es gibt genug Erklärungen und Veranstaltungen von 
unserer Seite, in denen wir aufzeigen, welche Art von 
Kriminalisierung hier zur Zeit stattfindet. 


Die Gründung des kurdischen Exilparlaments neulich ist ein Beispiel für 
eine Öffentlichkeitsarbeit, die mir nicht ganz einleuchtet. Da werden in- 
ternational Wahlen unter kurdischen Emigrantinnen abgehalten, aber ei- 
ne außerkurdische Öffentlichkeit bekommt davon nichts mit. Erst zur 
Gründung gibt es die ersten Meldungen. Mich hat gewundert, daß kurdi- 
sche Vereine damit nicht offensiver umgegangen sind, warum ihr nicht 
sagt: Wir wählen jetzt unser Parlament. 

Man muß hier natürlich erwähnen, daß versucht wur- 
de, zu verhindern, daß wir wählen können. Es gab 
keine Möglichkeiten für uns, Räumlichkeiten zu mie- 
ten. Wenn dann doch Räume gefunden wurden, hat 
teilweise die Polizei die Durchführung der Wahl ver- 
hindert, wie das in Hannover passiert ist. Ein Grund 
für die fehlende Öffentlichkeitsarbeit ist auch, daß 
der türkische Staat auch hier Einfluß hat. Wenn wir 
sagen, wir wählen an dem und dem Tag, wird es noch 
wahrscheinlicher, das die Türkei alles tut, um solche 
Wahlen zu verhindern. Auch so waren die Versuche 
der türkischen Regierung, die Wahlen zu verhindern, 
schon massiv. 


Wo lagen die Prioritäten eurer Politik in den letzen zwei Jahren hier? 
Spielt der Widerstand gegen Kriminalisierung hier nur eine unbedeutende 
Rolle angesichts des Befreiungskampfes in Kurdistan ? 

Der Befreiungskampf ist auch hier das wichtigste. Die 
Entwicklung dieses Kampfes hat die Kriminalisierung 
hier mit sich gebracht. In Erklärungen von uns er- 
wähnen wir sie natürlich auch. 


Wo seht ihr denn Bündnispartner in der BRD, um der Kriminalisierung 
entgegenzusteuern? Arbeitet ihr mit deutschen Gruppen, Vereinen oder 
Parteien zusammen? 

Es finden Gespräche mit deutschen Vereinen und 
Gruppen statt. Dort sprechen wir auch die Kriminali- 
sierung an. Das größte Problem ist ja, daß eine Infor- 
mationslücke in der Öffentlichkeit besteht. Wenn wir 


die Situation ansprechen, finden wir auch meistens 
Gehör. 


Ist es denn in den letzten Jahren für euch durch die Diffamierung: Kurde 
gleich Terrorist schwieriger geworden, mit deutschen Menschenrechts- 
organisationen in Kontakt zu kommen? 

Die Arbeit ist dadurch natürlich schwieriger gewor- 
den. Andererseits wollen auch immer mehr Menschen 
etwas über den Krieg in Kurdistan mitbekommen. 
Viele deutsche Gruppen arbeiten eher mit kurdischen 
Gruppen zusammen, die nicht eindeutig Stellung im 
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Befreiungskampf beziehen. Das liegt wohl auch daran, 
daß die Deutschen Probleme damit haben, mit PKK- 
Sympathisanten zusammenzuarbeiten. Das kommt vor 
allem bei etablierteren Organisationen vor. 


Sag doch mal genauer, wo das politische Spektrum liegt, mit dem ihr zu- 
sammenarbeitet. 

Wir arbeiten mit Gruppen und Menschen zusammen, 
die sich für den Frieden in Kurdistan und das Selbst- 
bestimmungsrecht der Kurden einsetzen. Das ist uns 
am wichtigsten. 
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nicht von der Beratung ausschließen! 


Auch viele MitarbeiterInnen von Beratungsstellen für 
Flüchtlinge und Ausländer erschreckt der Begriff »Il- 
legale«. Es schließt sich die Gedankenkette an: illegal, 
gegen Gesetze verstoßend. also Verbrecher. Dabei 
gehört die Beratung »Illegaler« zur alltäglichen Ar- 
beit. wenn man diese ernst nimmt. 

Dieser Bereich wird in Zukunft immer größere Bedeu- 
tung gewinnen, weil die Zahl der Menschen, die hier 
keinen Aufenthaltstitel und keinen Schutz vor Verfol- 
gung erhalten. weiter steigen wird. Seit der Abschaf- 
fung des allgemeinen Grundrechts auf Asyl ist z.B. bei 
allen. die nicht »vom Himmel gefallen sind«, eine Prü- 
fung der Fluchtgründe überflüssig, weil die Ableh- 
nung aufgrund des Reiseweges (über ein »sicheres« 
Drittland) schon feststeht. In Zukunft werden daher, 
verständlicherweise, immer weniger Flüchtlinge 
überhaupt einen Asylantrag stellen. Eine immer 
größere Zahl von »Illegalen« ist die Folge. 

Nach dem derzeitigen Stand werden Beratungsstellen 
aber zumeist erst dann von Ausländern aufgesucht, 
wenn es »brennt«. Bezieht sich das Problem auf Auf- 
enthalts- oder Asylfragen ist man schon mittendrin in 
der »Illegalenberatung«. Unabhängig von der Frage, 
wie akut sich das Problem einer Abschiebung, also ei- 
ner zwangsweisen Verbringung ins Ausland stellt, 
sollte man sich über Folgendes klar sein: 

MM Alle »Ausländer« sind in Deutschland vom Ansatz 
der Gesetze her zunächst »illegal« hier. Dieser Zu- 
stand kann nur - mehr oder weniger vorübergehend 
- aufgehoben werden, wenn ein Aufenthaltstitel er- 
teilt wird. 

MI Es gibt keinen Aufenthaltstitel für Ausländer. der 
nicht wieder weggenommen werden kann, auch wenn 
dies bei manchen schon sehr schwierig ist. 


Beratungsstellen haben zumeist mit dem Übergangs- 
bereich zwischen legalem Aufenthalt (mit Aufent- 
haltserlaubnis, -berechtigung, -bewilligung oder -be- 
fugnis) oder halblegalem Status (z.B. Duldung oder 
Aufenthaltsgestattung im Asylverfahren) zur »Illega- 
lität« zu tun. Es geht also meistens darum, zu verhin- 
dern oder wenigstens zu verzögern, daß jemand ei- 
nen bereits erreichten legalen oder halblegalen Sta- 
tus verliert oder Wege zu finden, diesen zu erreichen 
oder wieder zu erreichen. 

Als erstes muß man also prüfen, welche rechtlichen 
Möglichkeiten vorhanden sind, um einen Aufenthalts- 
titel zu erhalten. damit entsprechende Empfehlungen 
gegeben werden können (wie und wo Widerspruch 
oder Klage eingelegt und ggf. vorläufiger Rechts- 
schutz beantragt werden kann). Die Erfolgsaussichten 
müssen den Betroffenen nach bestem Wissen darge- 
legt werden. Auch wenn sich (nur) ein Aufschub errei- 
chen läßt, wird oft ein Interesse daran bestehen, 
Rechtsmittel einzulegen, selbst wenn sie nur ganz ge- 
ringe Erfolgschancen in der Sache selbst haben. Es 
gilt dann, den Aufenthalt solange wie möglich »legal« 
zu halten, weil es für viele eine Beruhigung ist, ein 
Stück Papier zu haben, und es für sie die Angst ein 
Stückchen kleiner macht. 

Auch in der Phase bis zu einer rechtlichen Klärung 


der Aufenthaltsangelegenheit sind die Betroffenen in 
der Regel »illegal«. Sind alle Rechtsmittel ausge- 
schöpft, bleibt nur die Ausreise oder eben ein illega- 
ler Aufenthalt. 

Es ist eine grundsätzliche Entscheidung, ob Bera- 
tungsstellen eine Grenzlinie ziehen, indem sie für »Il- 
legale« nichts mehr tun. Bei letzterer Entscheidung 
machen sie sich dann von Vorgaben der Ausländer- 
behörden und Gerichte abhängig und akzeptieren sie 
auch für den eigenen Bereich. Wer derartiges »Wohl- 
verhalten« für richtig hält, ist - unserer Ansicht nach 
- in einer ernstzunehmenden Beratungsstelle fehl am 
Platz. Wer für die Beratung von Ausländern und ins- 
besondere von Flüchtlingen ernsthaft tätig sein will. 
hat sich weder nach den offiziellen bundespolitischen 
Interessen noch anderen ähnlichen Vorgaben zu rich- 
ten, sondern allein auf der Seite der Ratsuchenden zu 
stehen und deren Anliegen zu unterstützen. 

Von einer Bewertung der Gründe der Betroffenen. 
aus denen sie sich nach Deutschland begeben haben 
oder hier bleiben wollen. ist abzuraten, wenn man 
sich nicht zu einem weiteren Bundesamt oder einer 
weiteren Ausländerbehörde machen will. Es ist oft 
schwierig genug, deren Bescheide inhaltlich zu ver- 
mitteln (eine Aufgabe, um die sich die Behörden. Ge- 
richte und politisch Verantwortlichen sehr gerne 
drücken, oft mit der Floskel, man »habe rein mensch- 
lich« »Verständnis«, aber ... - eine entlarvende Formu- 
lierung für unmenschliche Entscheidungen). Diese 
müssen Beratungsstellen nicht auch noch mittragen. 
Es ist also keineswegs angebracht »Illegale«. bei de- 
nen von vornherein keine Möglichkeiten zur Erlan- 
gung eines legalen Status erkennbar sind oder deren 
Verfahren abgeschlossen ist. von einer Beratung aus- 
zuschließen. 

Es stellt sich allerdings die weitere Frage, was man für 
solche Menschen überhaupt noch tun kann. Hier sol- 
len einige typische Probleme angesprochen werden: 
Wer keinen Aufenthaltstitel hat, weil ihm z.B. mit Un- 
terstützung einer eigenartigen Rechtsprechung eine 
Duldung verweigert wurde, ist nicht immer aktuell 
von Abschiebung bedroht. Oftmals läßt sich diese von 
Seiten der Ausländerbehörde nicht durchsetzen, etwa 
EM wenn kein Paß oder anderes Reisepapier vorhan- 
den ist, 

EM wenn keine Reiseverbindung besteht (z.B. zeitwei- 
se Somalia, Rest-Jugoslawien), 

M wenn der Herkunftsstaat die Einreise verweigert 
(z.B. zeitweise Vietnam, Eritrea oder Rest-Jugoslawien). 
In diesen Fällen muß eine Beratung über die Tunlich- 
keit und Möglichkeit einer eigenen Paßbeschaffung 
und den Grad der Gefährdung durch eine Abschie- 
bung ebenso erfolgen wie Hinweise auf Möglichkeiten 
der Anordnung von Abschiebehaft und die Strafbar- 
keit des weiteren Verbleibes. 

Auch wenn die rechtlichen Möglichkeiten ausge- 
schöpft sind, gibt es Fälle akuter Gefährdung für Leib 
und Leben im Falle einer Rückkehr, die es gebieten - 
im Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten - weitere 
Bemühungen zu leisten. z.B. Kirchenasyl zu suchen. 
Auch wenn dies schwierig ist. weil die »Kapazitäten« 
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angesichts der zigtausenden von Abschiebung be- 
drohten Flüchtlinge gering sind, muß man es doch 
versuchen. 

Im übrigen muß auch eine Beratung dahingehend er- 
folgen, welche Konsequenzen ein »illegaler« Aufent- 
halt für die Betroffenen hat, einschließlich der Ab- 
schiebung (von der Abnahme aller Barmittel bis auf 
20 DM über Knebelung und Fesselung bis zu einer Be- 
ruhigungsspritze und Erstickungstod). Ein »Leben« in 
Ungewißheit ohne jegliche Perspektive mit ständiger 
Angst, ziehen dann allerdings viele eine »freiwillige 
Rückkehr« mit Hilfe des DRK vor. 

Mit Ausländern, die eine Rückkehr ablehnen, müssen 
die Beschränkungen und Gefahren eines »illegalen« 
Aufenthaltes erörtert werden. Dazu gehören insbeson- 
dere schlichte Informationen wie die, daß viele Illega- 
le beim »Schwarzfahren« aufgegriffen werden. Man 
sollte nachdrücklich darauf hinweisen, daß Schwarz- 
fahrer gegen Gesetze verstoßen und dies durch den 
Kauf eines Fahrscheines vermieden werden kann. 
Beratern ist allerdings zu empfehlen, den Bereich 
strafbarer Handlungen zu meiden, die bei Förderung 
und Unterstützung des illegalen Aufenthaltes von 
Ausländern drohen. 

Wer einem »Illegalen« Unterkunft gewährt, sollte dies 
nicht mit dem Ziel tun, ihn dem Zugriff der Behörden 
zu entziehen. Allerdings ist Obdachlosigkeit ein von 
der Rechtsordnung nicht gebilligter Zustand. Wenn 
aus diesem Beweggrund - in privater Initiative - Ab- 
hilfe geschaffen wird, sieht das wohl etwas anders 
aus. Und: Es ist auch in unserer Gesellschaft nicht üb- 
lich, von einem Gast als erstes den Paß oder Perso- 
nalausweis und Auskünfte über die Staatsangehörig- 
keit oder den Aufenthaltsstatus zu verlangen. Dies 
wäre sogar ausgesprochen unhöflich. 

Weiterhin ist oft der Bezug von Sozialhilfe problema- 
tisch. Diese ist aber nicht grundsätzlich von einem le- 
galen Aufenthaltsstatus abhängig. Hilfe nach dem Asyl- 
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bewerberleistungsgesetz steht nach dem Wortlaut 
auch ausreisepflichtigen Ausländern zu. Hierzu gibt es 
unterschiedliche Interpretationen der Sozialämter 
und Gerichte. Die Beratung und Unterstützung von »Il- 
legalen« ist auch in diesem Bereich angezeigt. 

Wer keine Sozialunterstützung erhält oder erhalten 
will, hat besondere Probleme im Krankheitsfall. Bei 
akuten Erkrankungen muß eine Behandlung durch 
Ärzte und Krankenhäuser erfolgen. Der Hinweis auf 
den Straftatbestand der unterlassenen Hilfeleistung 
ist manchmal recht hilfreich, wenn die Suche nach 
dem Kostenträger allzu umfangreiche Formen an- 
nimmt. Besser ist es natürlich Kontakt zu Ärzten su- 
chen, die ihre Hilfemöglichkeiten ernst nehmen. 

Wer sich hier »illegal« aufhält, hat keine Möglichkeiten 
zu einer legalen Erwerbstätigkeit. Wird trotzdem gear- 
beitet, besteht keine Sozialversicherung und kaum die 
Möglichkeit sich dagegen zu wehren, wenn man um 
den Lohn betrogen wird. Auf diesen besteht nämlich 
auch bei einem Arbeitsverhältnis Anspruch, wenn eine 
Arbeitserlaubnis nicht vorlag. Allerdings machen sich 
dann auch die Arbeitgeber strafbar. Da gibt es sicher 
noch größeren Handlungsspielraum, den viele aus 
Angst vor dem Entdecktwerden nicht nutzen. 
Überhaupt befinden sich »Illegale« im Zustand einer 
weitgehenden Schutzlosigkeit gegenüber Straftaten, 
die sich gegen sie richten, da sie sich nicht an die Po- 
lizei und Gerichte wenden können, wenn ihnen Fest- 
nahme und Abschiebung droht. 

Hiergegen ist kaum Abhilfe möglich. Die Existenz 
neuer »Vogelfreier« ist unserem Ausländerrecht 


immanent. 

Es konnten hier nur einige Problemkreise angespro- 

chen werden. Aber auch diese geben einen Eindruck 

davon, wie schwierig die Lage »Illegaler« ist. Dies 

spricht nach unserer Ansicht dafür, daß sich nur weni- 

ge ohne triftige Gründe diesen Problemen aussetzen. 
Renate Wilson-Gemkow, Christoph Gemkow 
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Die Harmonisierung geht weiter 


»Entwurf eines Rechtsaktes des (Europäischen) Rates zur An- 
nahme einer gemeinsamen Maßnahme zur Harmonisierung der 
Mittel zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung und der Il- 
legalen Beschäftigung sowie zur Verbesserung der einschlägi- 
gen Kontrollverfahren«, vom 11.1.1995 und 8.2.1995. 


... Die Mitgliedsstaaten, die einem starken Migrations- 
druck ausgesetzt sind, haben bereits besondere Maß- 
nahmen erlassen, um die Wanderungsbewegungen bes- 
ser zu regeln und um zu vermeiden, daß Ausländer, die 
in ihr Hoheitsgebiet eingereist sind oder sich dort ille- 
gal aufhalten, dort weiterhin rechtswidrig verbleiben. 
Die Effizienz dieser Aktionen setzt jedoch voraus, daß 
die Mitgliedstaaten abgestimmte und untereinander 
kohärente Maßnahmen ergreifen. (...) 


Art. 3 


Wird ein Ausländer einer Identitätskontrolle gemäß 
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften unterzogen, 
so überprüfen die zuständigen Behörden systema- 
tisch seinen aufenthaltsrechtlichen Status. (...) 

— vorbeugende Identitätskontrollen, die bei bestimmten 
Anlässen oder an bestimmten Orten durchgeführt wer- 
den, um eine Störung der öffentlichen Ordnung zu ver- 
hindern, z.B. Demonstrationen, Sportveranstaltungen, 
Freiluftkonzerte, sensible Stadtviertel, Metrostationen. 

— Identitätskontrollen in Grenzgebieten und in den für 
den internationalen Verkehr geöffneten Häfen, Flughä- 
fen und Bahnhöfen, unbeschadet der Grenzkontrollen. 


Art. 5 


Anträge von Ausländern auf Leistungen, die von ei- 
nem öffentlichen Dienst eines Mitgliedstaates insbe- 
sondere in den Bereichen Gesundheitsfürsorge, Al- 
tersversorgung, Familienleistungen und Arbeit ge- 
währt werden, darf erst stattgegeben werden, nach- 
dem überprüft worden ist, ob der Betroffene und sei- 
ne Familienangehörigen in Anbetracht ihres aufent- 
haltsrechtlichen Status leistungsberechtigt sind. 

(...) Diese Überprüfungen werden durch die leistungs- 
gewährenden Stellen erforderlichenfalls mit Unter- 
stützung der für die Ausstellung der Aufenthaltser- 
laubnis oder der Arbeitserlaubnis zuständigen Behör- 
den durchgeführt, (...) 

Die für die Eheschließung zuständigen Behörden sind 
auf die Gefahr der Schließung von Scheinehen auf- 
merksam zu machen. 


Art. 6 


Arbeitgeber, die einen Ausländer einzustellen wün- 
schen, haben zu überprüfen, ob der betroffene Aus- 
länder über einen ordnungsgemäßen aufenthalts- und 
arbeitsrechtlichen Status verfügt, (...) indem sie er- 
forderlichenfalls eine entsprechende Überprüfung 
bei den für die Ausstellung der Aufenthaltserlaubnis 
oder der Arbeitserlaubnis zuständigen Behörden ver- 
anlassen, die ihnen die entsprechenden Angaben 
nach Verfahren machen, (...) 


Art. 7 
Gegen Personen, die direkt oder indirekt Ausländer 
ohne Arbeitserlaubnis gegen Entgeld beschäftigen, 
können entsprechende Sanktionen bis hin zu Frei- 


heitsstrafen, Geldstrafen oder der Beschlagnahme 
des Arbeitsgeräts oder der Erlöse aus unerlaubter Be- 
schäftigung ergriffen werden.(...) 


Art. 9 


In jedem Mitgliedstaat kann(...) eine Zentraldatei für 
ausländische Staatsangehörige eingeführt werden. 


Art. 13 


Illegal in einem Mitgliedsstaat befindliche Ausländer, 
deren Rückführung beschlossen wurde, werden in 
Räumlichkeiten, die nicht für den Strafvollzug be- 
stimmt sind, lang genug in Gewahrsam gehalten, um 
ihre Identifizierung - insbesondere durch die konsu- 
larischen Vertretungen der Länder, die sie aufneh- 
men könnten - zu erleichtern. 

Gegen Ausländer, die bewußt zu ihrem illegalen Sta- 
tus beitragen, indem sie insbesondere die Vorlage 
von Reisedokumenten verweigern, können Ab- 
schreckungsmaßnahmen - insbesondere in Form von 
strafrechtlichen Maßnahmen - ergriffen werden. (...)« 
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Von »Schlepperbanden« Eindeutiger könnte das Bild nicht sein: Kaum ist es 
und der Reaktion gelungen, durch die Veränderung des Grundgesetzes 


den vielbeschworenen »Asylmißbrauch« wirksam 


des Staates :.inudimnen, schon zeigt sich eine neue Gefahr, die 


.n: die »/nnere Sicherheit« unseres Landes bedroht: Ob- 
oder: Die VERSCHLEPPUNG wohl sich Deutschland mit einem Puffer sicherer 


des »Flüchtlingsproblems« Drittstaaten umgeben hat, gelingt es immer noch tau- 
senden von Flüchtlingen die Grenze unseres Gemein- 
wesens illegal zu übertreten und sich einzunisten. 
Schuld daran sind skrupellose »Schlepperorganisa- 
fionen«, die inzwischen international operieren und 
den Zustrom von Illegalen steuern (!) (so nachzule- 
sen bei Herrn Hellenthal, dem Leiter der Grenzschutz- 
direktion Koblenz). Auch Herr Kanther ist sich natür- 
lich dieser Gefahr bewußt, daher will auch er alles 
tun, um das »Schleuserunwesen« zu bekämp- 
fen, denn »Schleusertum ist organisierte Kri- 
‚ minalität. Schleuser sind gewissenlose Ver- 
brecher, die andere Menschen aus blankem 
Gewinnstreben in bittere Not und oft in die 
Kriminalität treiben.« (Pressemitteilung des 
BMI v. 5.10.94) 

Was steckt hinter derartigen Verlautbarungen? 
Zunächst die Feststellung, daß es immer noch 
einer beachtlichen Anzahl von Flüchtlingen ge- 
lingt, in die BRD und damit in die »Festung Eu- 
4  ropa« zu gelangen, und dies obwohl die deut- 
0: sche Ostgrenze zwischenzeitlich zu den am be- 
Di sten überwachten Grenzen auf der Welt 
; gehören dürfte. Zum Vergleich: An den Gren- 
zen zu Frankreich und den BENELUX-Staaten 
(mit 1316 km Grenzlänge) waren zu keinem 
| Zeitpunkt mehr als 785 BGS-Beamte und ca. 
“ 1800 Zollbeamte stationiert. Heute tummeln 
sind an der gesamten Ostgrenze (mit 1265 km 
Grenzlänge) allein 4660 BGS-Beamte, 132] 
= »Grenzpolizeiliche  Unterstützungskräfte« 
2000 Zollbeamte und ca. 680 Beamten der Bayeri- 
schen Grenzpolizei. In Form von 456 mobilen Gren- 
züberwachungstrupps wird mit Hilfe von Wärmebild- 
geräten, Hubschraubern und Booten rund um die Uhr 

nach »Illegalen« gefahndet. 
Trotzdem sind sich selbst die obersten Grenzschützer 
WER ee an en zn RR _ darüber im klaren, daß eine vollständige Ab- 
| | schottung nur mit Hilfe einer Mauer erreicht 
werden könnte. Dies dürfte in einer Gesell- 
schaft wie der Bundesrepublik, die auf einer 
kapitalistischen Ordnung und damit auf freiem 
Waren- und Kapitalverkehr basiert, weder öko- 
nomisch noch ideologisch durchsetzbar sein. 
Allerdings - und hier erleben wir sicherlich erst 
die Anfänge - wird man sich in Zukunft unter- 
halb der Schwelle einer hermetischen Abschot- 
tung noch einiges einfallen lassen, um den Zu- 
zug nicht gewollter Flüchtlinge schon an der 
Grenze abzuschwächen. Daß hier mit skrupel- 
‚ losen Mitteln vorgegangen wird und durch die 
Art der Überwachung auch Tote in Kauf genom- 
|| men werden, hat sich nicht zuletzt im August 
| letzten Jahres gezeigt, als bekannt wurde, daß 
in der Neiße mindestens 6 tamilische Flüchtlin- 
ge beim Versuch, die Grenze zu überqueren, er- 
‚ tranken (siehe ZAG Nr. 13), Die genauen Um- 
stände sind bis heute nicht geklärt. Sicher ist 
nur eines: Hätten die Flüchtlinge keine Angst 
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davor gehabt, vom BGS aufgegriffen und zurückge- 
schoben zu werden, hätten sie es wohl vorgezogen, 
über eine Brücke zu gehen, als nachts an einer gefähr- 
lichen Stelle durch den Fluß zu waten. 

Der Widerspruch, in den sich Kanther und Konsorten 
mit ihrer Lamentiererei über das »Schlepperunwe- 
sen« verstricken, ist der folgende: Gäbe es die Grenze 
in dieser Form nicht, gäbe es auch kein Betätigungs- 
feld für entsprechende Organisationen. Dieser Zu- 
sammenhang erscheint so offensichtlich, daß es fast 
ein bißchen naiv klingt, hier darauf zu verweisen. Al- 
lerdings bleibt uns nichts anderes übrig, denn im Öf- 
fentlichen Diskurs bleibt diese einfache Binsenwahr- 
heit außen vor. Genauso der folgende Zusammen- 
hang: Je stärker die Grenze überwacht und abgeschot- 
tet wird, desto stärker sind Flüchtlinge auf die Hilfe 
von kommerziellen Fluchthilfeorganisationen ange- 
wiesen, die ihnen gegen Geld das notwendige Know- 
how zur Verfügung stellen, um diese Grenze so 
schnell wie möglich zu überwinden. 

In welchem Ausmaß dies geschieht, wie die Fluchtwe- 
ge aussehen, wie der Grenzübertritt organisiert ist, 
dies sind alles Fragen, über die wir nur spekulieren 
können. Dies muß übrigens auch so bleiben, denn je- 
de systematische Untersuchung in diesem Bereich 
würde automatisch zum Herrschaftswissen verkom- 
men, kann also von unserer Seite weder angestellt 
noch veröffentlicht werden. 

Wir müssen uns jedoch einer Tatsache bewußt sein, 
ohne die dabei entstehenden Widersprüche wegzuwi- 
schen: Der überwiegende Teil kommerzieller Flucht- 
hilfeorganisationen agiert nicht als Wohltäter der 
Menschheit zur Verminderung des Elends von Flücht- 
lingen. Solche Organisationen wickeln ihre Geschäfte 
in einem rechtsfreien Raum ab, und was wahrschein- 
lich noch schwerer wiegt: Die Menschen, die auf diese 
Organisationen angewiesen sind, dürften i.d.R. kaum 
die Macht haben, ihre Interessen gegenüber diesen 
Organisationen durchzusetzen. 

Trotz dieser Widersprüche muß eines mit aller Deut- 
lichkeit festgehalten werden: Das System der Grenzsi- 
cherung und Abschottung schafft den Raum in dem 
sich kommerzielle Fluchthilfeorganisationen ent- 
wickeln, sie sind für viele Flüchtlinge die einzige 
Möglichkeit, diese Grenze zu überwinden und damit 
ein notwendiger Bestandteil des Grenzsystems. 

Doch zurück zu unseren obersten Grenzschützern, die 
in letzter Zeit in verstärktem Maße von der Einsicht 
geplagt werden, daß die Grenzen nicht hundertpro- 
zentig abzuschotten sind. Damit verbunden ist die Er- 
kenntnis, daß es mit der Überwachung und Kontrolle 
an den Grenzen alleine nicht getan ist. Die Suche 
nach Illegalen und ihren UnterstützerInnen im Inne- 
ren wird damit zum zweiten Standbein der Grenzsi- 
cherung. Diese Bewegung von der »Grenzsicherheit« 
zur »Inneren Sicherheit« ist nicht nur in der öffentli- 
chen Diskussionen ablesbar, sie manifestiert sich 
auch materiell in verschiedenen organisatorischen 
und gesetzlichen Veränderungen. Dies will ich an ei- 
nigen Beispielen verdeutlichen: 


Das Bundesgrenzschutzneuregelungs- 
gesetz (BGS-Gesetz2): 


Das neue BGS-Gesetz trat im November 94 in Kraft. 
Darin wird dem BGS eine umfassende Datenerhe- 


bungs- und Datenverarbeitungskompetenz zugestan- 
den. Damit ist der BGS nun offiziell berechtigt, eigen- 
ständig polizeiliche Vorfeldmethoden anzuwenden. 
die denen der Landespolizeien weitgehend ähneln. 
Damit kann er längerfristige Observationen durch- 
führen und ist zum Einsatz von akustischen und opti- 
schen Mitteln der Überwachung berechtigt. Diese Be- 
fugnisse sind dabei nicht an einen Strafkatalog ge- 
bunden, sondern an unbestimmte Formulierungen 
wie die folgende: »Soweit der BGS im Rahmen seiner 
sonderpolizeilichen Zuständigkeit Aufgaben der Ge- 
Jahrenabwehr wahrnimmt, ist für Datenerhebungs- 
maßnahmen das Vorliegen einer konkreten Gefahr 
nicht erforderlich, eine allgemeine Gefahr ist viel- 
mehr ausreichend.« (aus der Begründung zu $ 20 
Abs. 1 des BGSNeuRegG). 

Daß der BGS sich nun bei seinen eigenständigen 
Fahndungen nicht nur auf das Grenzgebiet im enge- 
ren Sinne beschränken muß, ermöglichen schon 
früher in die Wege geleitete Entwicklungen: 

Zur Erinnerung: Im förderalistischen Staat Bundesre- 
publik sind die Polizeien den einzelnen Ländern 
unterstellt. Dies gilt jedoch nicht für den BGS. er ist 
direkt dem Innenministerium zugeordnet. Vor allem 
seit den 70er Jahren entwickelte sich der BGS von ei- 
nem eher paramilitärischen Truppenverband zu einer 
Eingreiftruppe des Bundes, die auf Anfrage der Län- 
der zur Unterstützung der einzelnen Länderpolizeien 
herangezogen werden darf. Die Entwicklung zu einer 
eigenständigen Bundespolizei beschleunigte sich mit 
den »Sachzwängen« der deutsch/deutschen Vereini- 
gung. Bis zur Aufstellung voll einsatzfähiger Bereit- 
schaftspolizeien im Osten war es nämlich der BGS. 
der über die »Feierlichkeiten zur Wiedervereinigung« 
wachte, besetzte Häuser räumte oder bei Demonstra- 
tionen eingesetzt wurde. Gleich mit dem Einigungs- 
vertrag wurde ihm für Ostdeutschland die bahnpoli- 
zeilichen und Luftsicherungsaufgaben übertragen, 
was seit April 92 auch für das westdeutsche Gebiet 
gilt. Daneben übernimmt der BGS noch weitreichende 
Aufgaben des Personen- und Objektschutzes. 

Damit expandierte der BGS über Jahre hinweg konti- 
nuierlich: Aus einer Sonderpolizei des Bundes, die 
formal für die Grenzen zuständig war, entwickelte 
sich eine Bundespolizei. die ihre Aufgabenfelder quer 
durch die Republik hat. Diese jahrelange Entwicklung 
kommt nun den neu formulierten Anforderungen an 
die Institution zugute. Denn, lassen sich nicht alle 
Flüchtlinge an den Grenzen aufhalten, so müssen sie 
innerhalb des Staatsgebietes ermittelt, aussortiert 
und ausgegrenzt werden. Der BGS bringt zwi- 
schenzeitlich die besten Voraussetzungen für diese 
Aufgabe mit. 


Zwischenbehördliche Zusammenarbeit 
und die Falldatei Schlepper: 
Nun ist der BGS nicht die einzige Behörde, die sich 
mit dem Problem des »verabscheuungswürdigen 
Schlepperunwesens« (Kanther) beschäftigt. Aufgrund 
des Stellenwertes für den Stand unserer »/nneren $i- 
cherheit«, ist eine deutliche Zunahme zwischen- 
behördlicher Ermittlungsaktivitäten festzustellen. 
So stellte das Landeskriminalamt Berlin und das 
Grenzschutzpräsudium Ost Anfang Februar dieses 
Jahres in einer gemeinsamen Pressekonferenz die 


neu eingerichtete Ermittlungsgruppe »Schlepper und 
Schleuser« vor. (JW 9.2.95/Tagesspiegel 9.2.95) Auf- 
gabe der bisher fünf BGS- und sechs LKA-Beamten sei 
es, Informationen aus allen Quellen, die bei der Poli- 
zei und beim Bundesgrenzschutz zur Verfügung ste- 
hen, zu sammeln und Namen, Organisationen, Kom- 
munikationsverläufe sowie illegal genutzte Grenz- 
übertrittswege auszukundschaften. 

Darüberhinaus wird auch auf übergeordneter Ebene 
in verstärktem Maße gesammelt, verdatet und ausge- 
tauscht. Auf Beschluß der Innenministerkonferenzen 
vom Mai 91 und Mai 92 wurde die Aufgabenstellung 
der »Zentralstelle zur Bekämpfung der unerlaubten 
Einreise von Ausländern« in Koblenz verändert und 
präzisiert. 

Ging es bisher lediglich darum, die einschlägigen In- 
formationen über Art und Umfang illegaler Einreisen, 
Reisewege und Schleusungsaktivitäten zu sammeln 
und bei Bedarf an andere Polizeibehörden der Länder 
und des Bundes weiterzuleiten (vgl. BGS Bericht 
1991), so ist es nun Aufgabe der Zentralstelle, »ein 
umfassendes Lagebild über illegale Schleusertätigklei- 
ten und damit zusammenhängende Staftaten sowie 
über die illegale Einreise und den illegalen Aufenthalt 
von Ausländern zu erstellen, auszuwerten und daraus 
geeignete Bekämpfungsstrategien und -maßnahmen 
im Zusammenwirken mit allen anderen damit befaß- 
ten Stellen des Bundes und der Länder zu entwickeln 
und umzusetzen.« (vgl. BGS Tätigkeitsbericht 1992) 
Um diese umfangreiche Aufgabenstellung auch or- 
dentlich erledigen zu können, richtete die Zentral- 
stelle eine »Falldatei Schleuser« ein, die seit Februar 
93 im Probebetrieb ist. Diese Falldatei soll den Infor- 
mationsaustausch zwischen der Zentralstelle und den 
einzelnen Behörden institutionalisieren und formali- 
sieren. Bei den angesprochenen Behörden handelt es 
sich neben den Landeskriminalämtern, die wiederum 
eigene »Landeslagebilder« erstellen sollen. um die 
Polizeien der Länder, um alle mit grenzpolizeilichen 
Kontrollen beauftragten Behörden. die Ausländer- 
behörden, Auslandsvertretungen. das Bundesamt für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge. die Lan- 
desarbeitsämter sowie die Sozialbehörden. 
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Das Verbrechensbekämpfungsgesetz 


Auch im juristischen Bereich hat man sich dem Kom- 
plex Illegale / Fluchtunterstützung angenommen. Da 
»Schleppertätigkeiten« im Öffentlichen Diskurs im 
Kontext der vielbeschworenen »OK« (Organisierten 
Kriminalität) angesiedelt sind. überrascht es nicht, 
daß auch dieser Bereich im »Verbrechensbekämp- 
fungsgesesetz« berücksichtigt wurde. Dieses Gesetz, 
das Ende 94 verabschiedet wurde, ist ein sog. Arti- 
kelgesetz. mit dem einzelne Teile schon bestehender 
Gesetze verändert und - da es um die Bekämpfung 
des Verbrechens geht - natürlich verschärft werden. 
Die für unseren Zusammenhang zentrale Vorschrift, 
der Paragraph 84 des Asylverfahrensgesetzes, war 
zuletzt im Juni 92 geändert worden. Schon seit die- 
sem Zeitpunkt galt die Verleitung zur »mißbräuchli- 
chen Antragstellung« als besonders schwerer Fall, 
wenn »grob eigennützig« oder wenigstens »gewerbs- 
mäjßig« gehandelt wurde. Doch dies reichte anschei- 
nend nicht aus. Mit dem neuen Verbrechensbekämp- 
fungsgesetz liegt ein »besonders schwerer Fall« 
auch dann vor, wenn »wiederholt oder zugunsten 
von mehr als fünf Ausländern« gehandelt wird. D.h. 
auch wenn kein Geld im Spiel ist, kann die wieder- 
holte »Verleitung zur mißbräuchlichen Antragstel- 
lung« als ein Vergehen gewertet werden, worauf ei- 
ne Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren ausgespro- 
chen werden kann ($ 84 Abs. 2 AsylVerfG.). Offen- 
sichtlich geht es hier nicht um die »Bekämpfung« 
kommerzieller Fluchthilfe, sondern es wurde ganz 
nebenbei die Möglichkeit geschaffen, auch andere 
Formen der Unterstützung von Flüchtlingen wie bei- 
spielsweise eine kontinuierliche Beratungsarbeit zu 
kriminalisieren. 

Für das erklärte Ziel, der »Bekämpfung des Schlepper- 
unwesens« wurde $ 84a eingefügt. Er soll bei »ge- 
werbs- und bandenmäßiger Verleitung zur miß- 
bräuchlichen Asylantragstellung« Anwendung fin- 
den. Die Strafandrohung liegt hier bei einer Frei- 
heitsstrafe zwischen einem Jahr und zehn Jahren 
($ 84a Abs. 1 AsylVerfG.). Auch neu eingefügt wurde 
$ 92b des Ausländergesetzes, der sich mit »gewerbs- 
und bandenmäßigem Einschleusen von Auslän- 
dern« befaßt und bei »schweren Fällen« ebenfalls 
die gleiche Strafhöhe androht ($ 92b Abs. 1 AuslG.). 
Darüberhinaus wurde mit der Erweiterung des $ 100 
der Strafprozeßordnung dafür gesorgt. daß der Ver- 
dacht auf entsprechende Straftaten als Vorausset- 
zung zur Überwachung und Aufzeichnung des Fern- 
meldeverkehrs gilt. 

Diese verschiedenen organisatorischen und gesetzli- 
chen Veränderungen machen deutlich, in welchem 
Maße die bisherigen Abwehrstrategien gegenüber 
Flüchtlingen ergänzt und verändert werden. Neben 
den vielfältigen Maßnahmen, die darauf ausgerichtet 
sind, daß Flüchtlinge die BRD und somit West-Europa 
erst gar nicht erreichen. wird nun auch versucht. das 
Fahndungssystem im Inneren zu ergänzen. Dies ist 
der Einsicht geschuldet, daß ein Land wie die BRD. als 
auch die anderen west-europäischen Staaten nicht 
gegen Flüchtlinge hermetisch abzuriegeln sind. Damit 
wird die Fahndung nach »Illegalen« im Inneren zum 
zweiten Standbein der »Grenzsicherung«. 
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UNITED for Intercultural Action startete im März diesen Jahres eine Kampagne mit dem Titel: 
Fortress Europe: No more deaths! 
Open borders — Open minds 


Flüchtlinge ertrinken im Meer oder in Grenzflüssen. 
sie erfrieren bei nächtlichen Grenzübertritten, er- 
sticken in Containern oder begehen Selbstmord in 
Abschiebegefängnissen. Die »Festung Europa« wird 
immer stärker abgeschottet. Der Preis, den Flüchtlin- 
ge bezahlen müssen. um in die »Festung« hineinzuge- 
langen, wird immer höher. Über Todesfälle gab es 
bisher nur vereinzelte Meldungen, die nirgends zu- 
sammengetragen worden sind. 

Mit einer langfristigen Kampagne will UNITED diesen 
Zustand ändern. 

UNITED ist das größte unabhängige europäische Netz- 
werk gegen Nationalismus, Rassismus, Faschismus 
und zur Unterstützung von MigrantInnen und Flücht- 
lingen. Inzwischen haben sich 310 Gruppen aus 38 
europäischen Ländern dem Netzwerk angeschlossen. 
Die europaweite Kampagne, die inzwischen von 
Gruppen und Einzelpersonen aus 18 Ländern getra- 
gen wird, verfolgt zwei Ziele: 

Erstens sind die Gruppen in den einzelnen Ländern 
aufgefordert, ihnen zugängliche Informationen über 
den Tod von Flüchtlingen zusammenzutragen, die an 
der »Festung Europa« gescheitert sind. UNITED sam- 
melt diese Informationen und veröffentlicht sie in re- 
gelmäßigen Abständen. Auf diese Weise konnten in- 
nerhalb von zwei Monaten 121 Todesfälle dokumen- 
tiert werden. 

Zweitens soll auf verschiedenen Ebenen politischer 
Druck aufgebaut werden. Gemeinsame Grundlage 
sind dabei die 21 Forderungen des Basso Tribunals. 
Deren Ziel ist es, die »Harmonisierung« der europäi- 


schen Asylpolitik dahingehend zu beeinflussen, daß 
Kriegsdeserteure und Bürgerkriegsflüchtlinge das 
Recht auf Asyl bekommen. Flüchtlinge und Asylsu- 
chende von der Visapflicht befreit werden. die Ab- 
schiebehaft aufgehoben und die Drittstaatenregelung 
abgeschafft wird. 

Zur Unterstützung und Mitarbeit der Kampagne sind 
jedoch auch Gruppen explizit aufgefordert, die sich 
mit einzelnen Forderungen des Basso Tribunals nicht 
identifizieren können. 

Neben der weiteren Sammmlung, Aufarbeitung und 
Veröffentlichung von Informationen über Todesfälle 
sind in nächster Zeit folgende Schritte geplant: 

-in den einzelner Ländern werden parlamentarische 
Anfragen gestellt. um mehr Informationen über zu 
Tode gekommene Flüchtlinge zusammenzutragen. 

M am 16. Juni, dem Jahrestag der Unterzeichnung 
der Genfer Flüchtlingskonvention, sollen die Bot- 
schaften der Länder mit den restriktivsten Gesetzge- 
bungen das Ziel von Protestbriefen. -faxen. -telefo- 
naten sowie Kundgebungen sein. 

M UNITED wird zur Unterstützung der Kampagne 
30.000 Plakate drucken lassen, die von den Gruppen 
abgerufen und benutzt werden können. 


Wer direkten Kontakt zu UNITED herstellen will: 
UNITED for Intercultural Action 

European Network against Nationalism. Racism, Fas- 
cism and Support of Migrants and Refugees 

PB 413. NL-1000 AK Amsterdam 

Tel: 0031-20-683 4778, Fax: 0031-20-683 4582 
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01/01/93 TGerıy Johnson 
Be Dar BIRHERRR 
EBENE BEER 
04/01/98 |N.N. (man) 


26/01/93 | Wasantha di Barrova 


Sonia nenne nnnennnnenn. 


_[N.N. (man) 
N.N. (child-1year) 


N.N. (child-2year 


26/05/93 N.N. (child-4year) 

17706193 | 

Jul 93 Tn.nN. (woman) sulcide In prison Berlin (D) after being 
Spa __|NN_ _____ 

10/09/93 ___|N.N. (man) _ 

ca0ct 93 |N.N. c. 

011093 Joy Gardner died after struggle wit 


1rtiantıamn [an .e 19 - "YA! 4JI-8 


drowned on the way to Otranto (Med. Sea) before reaching Italy 


drowned on the way to Otranto (Med. Sea) belore reaching Italy Corriere della Sera/Migr.NS 


drowned on the way to Otranto (Med. Sea) before reaching Italy 
drowned on the way to Otranto (Med. Sea) before reaching Ita 


suicide after being told he was to be deported (D) 


suffocated on the refuge, while hidden in a bus near Wien (A) 
suttocated on the refuge, while hidden in a bus near Wien (A) 
suffocated on the refuge, while hidden in a bus naar Wien (A) 
ge, while hidden in a bus near Wien (A) 


Sri Lanka suffocated on the refuge, while hidden in a bus near Wien (A) 
Turkey | Suicide by setting fire to himself at Immigration Office Croydon (GB) 
run over by night train, when walking on the trace at the border CH/I |Festung Europa 


suffocated on the refu 


drowned In river Seine (F) on his flight from police / residence check 


deportation Irom Switzerland, murdered by militiamen In Kurdistan 


-ntlaun no. 


ran __________|died after deportation from Austria in the Evin-prison in Teheran __ |Asykoordination Austria | 
Corriere delia Sera/Migr.NS 
Corriere della Sera/Migr.NS 


Abana ________|drowned on the way to Otranto (Med. Sea) before reaching Italy orriere della Sera/Migr.N 
Albania _______Jdrowned on the way to Otranto (Med. Sea) before reaching Ital Corriere_della_Sera/Migr.NS 


drowned on the way to Otranto (Med. Sea) before reaching Italy 


Corriere della Sera/Migr.NS 
Corriere deila Sera/Migr.NS 


Danish Red Cross / CARF 
Danish Red Cross / CARF 


Asylk. Austria/Spiegel TV 
Asyik. Austria/Spiegei TV 
Asyik. Austri/Spiegel TV 
Asylk. Austria/Spiegel TV 
Asylk. 4 Austria/Spiegel TV 
3B) |institute of Race Relations 


2 .N. run over by night train, when walking on the trace at Ihe border CH/I |Festung Europa 
20090938 Inn. 22 _jAtbana________[run over by night train, when walking on the trace at the border CH/l 


asylum-seeker was found hanged In a police cell In Eislingen (D) IRR /CARF 


died In suspected fascist arson attack in Heppenheim (D) 


CARF 
CARF 


Carltas/Arbeitsstelle CH 
h immigration/deportat. officlals in London/GB | Institute of Race Relations 
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Auszug aus der (unvollständigen) Liste, die bis heute mehr als 120 Namen zu Tode gekommener Flüchtlinge enthält 
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Vom »Tamilenbatzen« zur Asylcard: 
Alles unter behördlicher Kontrolle 


Leben auf Abruf 
Immer breitere Kreise werden, trotz Rechtsanspruch 
auf Anwesenheit und Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben, illegalisiert. Die »Asylcard«, welche Innen- und 
Sozialministerium derzeit per Machbarkeitsstudie 
entwickeln, ist geeignet, die Illegalisierung weiter ab- 
zusichern. Denn wo Behörden im Verbund mit Priva- 
ten und Unternehmern jederzeit Zugriff auf die Le- 
bens- und Bewegungsdaten ungeliebter Personen er- 
halten, finden sich im digitalisierten Lebenslauf auch 
die zur weiteren Illegalisierung nötigen »dunklen 
Flecken«. 
In den 80er Jahren war er zum stolzen Erfinder des 
»Tamilenbatzen« geworden. Walter Rösli, ein gutmei- 
nender Sozialdemokrat, wollte dem aufkeimenden 
Rassismus im lieblichen Berner Ort Thum begegnen, 
wo das Kleinbürgertum die tamilischen asylsuchen- 
den Flüchtlinge immer häufiger in teure Lederjacken 
gekleidet glaubte. Statt Fürsorgegelder gab Rösli an 
die Tamillnnen künftig Blechmünzen ab, mit welchen 
sie Brot, Tee und Jeans in speziell bezeichneten Ge- 
schäften zu bezahlen hatten. Erst als Widerstands- 
gruppen den Tamillnnen ihre »Tamilenbatzen« ab- 
kauften und selber damit einkaufen wollten, ward 
dem Spuk ein Ende bereitet. 
Europaweit hatte der Schweizer Sozialarbeiter damit 
möglicherweise die Initialzündung für sichtbare Zu- 
gangskontrollen und faktische Ladenverbote gege- 
ben. Die computergestütze und verfeinerte Variante 
findet sich heute in den USA. Die »Benefit secutity 
card« dient angeblich FürsorgeempfängerInnen ohne 
Bankverbindung. Sie erhalten in diesem Pilotprojekt 
ihre Hilfeleistung per Chip, können damit Gesund- 
heitsdienste in Anspruch nehmen oder ihre Lebens- 
mittel bezahlen. In Washington denkt eine eigens er- 
richtete polizeiliche »Task Force« darüber nach, wie 
sich die auf der Karte registrierten Geldbeträge ver- 
schiedenen Haushaltsposten zuordnen und auf be- 
stimmte ausgewählte Geschäfte zur Abbuchung be- 
schränken lassen. Ausgeschlossen wären zum Beispiel 
Dealer auf der Straße - die Benefit security card als 
Schutzmaßnahme für Suchtabhängige sozusagen. 


Das digitalisierte Leben von Asylsuchenden 
Dies allein schon könnte Anlaß vielschichtiger Prote- 
ste sein. Dennoch bedeutet es einen Klecks in der 
Landschaft. verglichen mit der »Asylcard« von Innen- 
minister Kanther und Sozialminister Seehofer. Die 
»Asylcard«, dank einer Indiskretion Anfang 1995 öf- 
fentlich geworden. wird derzeit in einer behördlichen 
Arbeitsgruppe bis Jahresende still vorangetrieben. 
Dank der öffentlichen Empörung können Kanther 
und Seehofer die Kritiken - von Datenschutzbeauf- 
tragten, Asylbasisorganisationen und Hilfswerken - 
in der zweiten Fassung gleich auffangen und einarbei- 
ten lassen. 

Ihre »Asylcard« soll gigantisch viel mehr können als 
Schweizer und US-Modelle. »Der auf der Asylcard ent- 
haltene Chip räumt den beteiligten Behörden die 


Möglichkeit ein. sowohl Identifizierungs- und Verfah- 
rensdaten als auch Leistungsdaten zu speichern. Die- 
se können bei Bedarf durch individuelle Fensterlö- 
sungen für die einzelnen Behörden lesbar gemacht 
werden«, heißt es in dem vertraulichen Papier aus 
dem Innenministerium, welches die »Frankfurter 
Rundschau« öffentlich gemacht hat. Dies biete »einen 
weitestgehenden Schutz vor Mißbräuchen« durch 
Asylsuchende: »Kein Antrag auf Asyl ohne erken- 
nungsdienstliche Behandlung, ohne erkennungs- 
dienstliche Behandlung keine Asylcard, ohne Asyl- 
card keine Leistungen.« Die im Papier gewählte Spra- 
che ist bezeichnend: Die Asylcard würde »eine Opti- 
mierung des Verfahrens durch Minimierung der Ver- 
waltungskosten bei permanenter, bedarfsorientierter 
Verfügbarkeit von Informationen« über die Asylsu- 
chenden schaffen. Zu speichernde Daten könnten 
demgemäß etwa folgende Bereiche betreffen: »Identi- 
fizierung, Zutrittskontrollfunktionen, Aufenthalts- 
kontolle, Verfahrensdaten (Antrag, Anhörungen 
usw.), Empfang von Sachleistungen (z.B. Essensemp- 
fang), Empfang von Unterstützungsleistungen, Arbeit- 
serlaubnis, Leistungen von Dritten (z.B. Abrechnun- 
gen privater Unterkunftsbetreiber)« 

Mit anderen Worten: Wie der Schweizer »Tamilenbat- 
zen« und die »Benefit security card« würde auch die 
deutsche Chipkarte als Geldersatz dienen, was den 
politischen Behörden erlauben würde zu bestimmen, 
wo und zu welchem Zweck die Asylsuchenden ihr auf 
die Chipkarte aufgespeichertes Geld einsetzen dürfen 
- sofern sie überhaupt noch freie Quoten erhalten sol- 
len. Darüberhinaus kann aber jeder weitere Lebens- 
vorgang der betroffenen Flüchtlinge aufgespeichert 
sein - wann und soweit er bloß für die Behörden 
wichtig scheint. Kein Arztbesuch, keine Sozialhilfe- 
ausgabe, nicht einmal eine Fahrt per städtischem 
Transportmittel braucht mehr individuell zu bleiben, 
wenn der Beamte oder die Beamtin es nicht will. 
Sämtliche Bedürfnisse eines Kosovo-Albaners oder ei- 
ner Kurdin sind überschaubar, registrierbar, vernetz- 
bar, prüfbar. Die Daten können juristisch und poli- 
tisch ausgewertet und der Person jederzeit ent- 
gegengehalten werden. 

Das System der Asylcard sichert somit aus Behörden- 
sicht perfekt die bestehende Grundhaltung ab, Men- 
schen in die Illegalität zu drängen und in der Illega- 
lität zu halten. Dies ist insoweit nützlich, als es sich 
um Personen handelt, die politisch unerwünscht sind. 
rechtlich aber (vorläufig) in der Gesellschaft egehal- 
ten werden müssen - beispielsweise, weil die staatli- 
che Imagepflege auf den äußeren Schein eines »Asyl- 
rechts« (noch?) nicht verzichten kann. 


Digitale Abbildung des Lebenslaufs 
Solche Illegalisierung beginnt bei den Schikanen, 
welche Einreisewillige an den Außengrenzen erlei- 
den. Sie zieht sich fort während der Zeit des Asylver- 
fahrens, wo Flüchtlinge unter dem Vorwand zur Aus- 
länderbehörde aufgeboten werden, damit sie unge- 
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hindert in Abschiebehaft genommen oder direkt ab- 
geschoben werden können, ohne daß ihnen die Mög- 
lichkeit bleibt, ihre Rechtsmittel voll auszuschöpfen. 
Illegalisierung zeigt sich schließlich dort, wo Behör- 
den die Kompetenz zukommt, Flüchtlinge noch 
während anhängiger Asylverfahren in sogenannte 
Vorbereitungs- und/oder Abschiebehaft zu nehmen. 
Überall nützt es aus einer rein bürokratischen men- 
schenverachtenden Sicht, die »Rechtsbetroffenen« 
ständig zur Hand zu haben beziehungsweise an der 
langen Leine zu halten. Die Asylcard verschafft hierzu 
die technische Möglichkeit. Sie ist geeignet, sozusa- 
ven lückenlos Aufenthalt und Verhalten von Asylsu- 
chenden digital abzubilden. Es ist wohl nicht verwe- 
sen, dahinter die Absicht zu vermuten, die Behörden 
wollten auf Schwachstellen stoßen, welche die fak- 
tisch ausgeübte Illegalisierung im geeigneten Moment 
auch bürokratisch-rechtlich rechtfertigen kann. Tau- 
sende von SozialhilfeverfügerInnen und Asylentschei- 
derInnen dürfen froh sein um solche willkommene 
Unterstützung bei der schweirigen Suche nach Able- 
hungsgründen gegenüber unbescholtenen Menschen. 
Daß dies im Verbund mit Privaten geschehen kann - 
man denke an den typischen Kleinbürger als Spitzel 
oder den Arbeitgeber als Denunzianten - liegt auf der 
Hand. Aus anderen Zusammenhängen kennt man den 
gemeinsamen staatlich-nichtstaatlichen Willen zur 
Denunziation von AusländerInnen in jenem Moment, 
in dem sie einem nicht mehr nützlich sind, weil bei- 
spielsweise ihre Schwarzarbeit auf dem Bau nicht 
mehr gebraucht wird. 


Deutsche Asylcard als Vorbild für Europa? 
Der Trend, der sich mit der Asylcard abzeichnet, ist 
überall in Europa derselbe: Personen, die nicht ins 
EU-Gefüge passen wollen, sollen unter ständiger Kon- 
trolle stehen, an der langen Leine gehalten werden 
und jederzeit prüf- und abrufbar sein. Sie sind stets 
bloß auf Abruf geduldet. Die Asylcard paßt so gese- 
hen ideal zur Illegalisierung im Aufenthaltsbereich ei- 
nerseits, aber auch zum französischen Modell der 
Ausreisevisumspflicht. Die Asylcard ist beliebig auf 
Bereiche außerhalb des Asylrechts übertragbar: 

MI Per »Ausländercard« könnten die Schritte legal an- 
wesender nichteinheimischer ArbeitnehmerInnen je- 
derzeit überwacht bleiben. In Frankreich beispiels- 
weise sind die faktischen und rechtlichen Vorausset- 


zungen dazu bereits geschaffen. Innenminister Char- 
les Pasqua hat 1994 gegenüber sämtlichen Auslände- 
rInnen das polizeiliche Recht auf Personenkontrollen 
zu jeder Zeit und ohne jeden Tatverdacht eingeführt, 
außerdem den Ausreisevisumszwang gegenüber legal 
und seit langem ansässigen AusländerInnen »aus dem 
arabischem Raum«. Somit können beispielsweise Al- 
gerierInnen in den vernachlässigten Pariser Vorarten 
zwar legal arbeiten und der französischen Wirtschaft 
zur Anhäufung des Bruttosozialproduktes verhelfen, 
sind aber jederzeit unter Aufsicht der Behörden, Kön- 
nen in ihren Bewegungen stets kontolliert und letzt- 
lich an der legalen Ausreise gehindert werden - sie, 
die legal einreisen konnten. 

M Künftig könnten über BürgerInnen, die als behin- 
dert oder arbeitslos registriert sind, via »Behinderten- 
karte< oder »Arbeitslosenkarte« jederzeit Bewegungs- 
daten gesammelt werden. Neben den Ämtern könnten 
auch ArbeitgeberInnen, ÄrztInnen und Krankenhäu- 
ser Zugriff auf persönliche Daten erhalten. Mit der 
Gesundheitskarte ist in Deutschland ein erster Schritt 
bereits gemacht (vgl. »Chipkarten für alle(s)?«, in »off 
limits« Nr. 6, Okt./Nov. 1994). 

Für weitere Formen von Chipkarten ist die Überwa- 
chungsgesellschaft im übrigen bereits gerüstet. Von 
der Kontrolle der Sehgewohnheiten vor dem Bild- 
schirm bis zur Registrierung des individuellen Kom- 
munikationsverhaltens sind die technischen Möglich- 
keiten geschaffen. So gesehen kann es sich bei der 
Asylcard und den daraus abgeleiteten Kontrollmög- 
lichkeiten dereinst auch darum handeln, die Kaui- 
kraft der Betroffenen gezielt zu steuern und zu »ver- 
walten«. Eine Möglichkeit, die auf die Privatwirtschaft 
- angesichts anderer Personenkreise mit höherer 
Kaufkraft als jener Asylsuchenden - hochgradig ver- 
lockend wirken muß. 


Beat Leuthard ist Jounalist und Autor des Buches »Festung 
Europa - Asyl, Drogen, »Organisierte Kriminalität« Die »In- 
nere Sicherheit: der 80er und 90er Jahre und ihre Feindbil- 
der«. Er arbeitet derzeit an einem neuem Buch zum obigen 
Thema mit dem Titel »Leben online - Von der Chipkarte bis 
zum Europol-Netz: Der Mensch unter virtuellem Verdacht«, 
das Ende des Jahres in Hamburg erscheinen wird. 


England: Asylbegehren reicht als Haftgrund 


Interview mit Kalpana Wilson von der Migrant Support Unit über den englischen Immigration 


Detention Act 


Die Migrant Support Unit (MSU) ist eine unabhängige Initiative 
von Migrantinnen in London. Sie besteht seit 1991 und bringt die 
Zeitung Crossing Borders heraus. Sie wird vom Londoner Stadt- 
rat gefördert, verfügt über Büroräume und hat vier Festan- 
gestellte. Ihre Aufgaben und Ziele sind die Unterstützung von 
Einwanderern, Kampagnenarbeit und die Vernetzung von Flücht- 
lingsgruppen. Sie betreibt die Kampagne gegen das Einwande- 
rungshaftgesetz (Campaign against Immigration Detention Act). 
Die britischen Einwanderungsgesetze wurden von 1962 an mit 
dem Commonwealth Immigration Act sukzessive einge- 
schränkt, seit 1971 erhalten Migrantinnen nicht mehr wie da- 
vor die Bürgerrechte, sondern einen den hiesigen »Auslände- 
rInnen« vergleichbaren Rechtsstatus. Darüberhinaus ist die 
Einreise von Verwandten oder Besucherinnen erschwert. Die 
Zahl der Asylbewerber lag seit 1988 mit durschnittlich 25.000 
jährlich erheblich unter jenen der Bundesrepublik. Seit 1980 
beträgt die Zahl der durchschnittlichen jährlichen Abschie- 
bungen rund 2.700 Menschen (10.8 %). 


Franck Düvell: Seit wann ist der Immigration Detention Act (Gesetz über 
die Inhaftierung von Einwanderern) in Kraft und auf wen wird es ange- 
wendet? 

Kalpana Wilson: Es trat zusammen mit dem Immigra- 
tion Act 1991 in Kraft und erweiterte die Möglichkeit, 
Einwanderer zu inhaftieren. Dies geschieht unter ver- 
schiedenen Bedingungen. Fühlt sich das Innenmini- 
sterium blamiert, weil der Antragsteller aus einem 
Land kommt, zu dem Britain eine gute Beziehung hat, 
dann wird der Antragsteller inhaftiert, während der 
Fall geprüft wird. Für einen Zairer beispielsweise ist 
es sehr wahrscheinlich, daß er inhaftiert wird. Außer- 
dem kann man am Einreiseort verhaftet und inhaf- 
tiert werden, wenn das Innenministerium die Recht- 
fertigung der Einreise für unglaubwürdig hält. Wenn 
du zum Beispiel als Besucher kommst. und sie anneh- 
men, daß der tatsächliche Grund die Niederlassung 
ist, dann wird man entweder umgehend deportiert, 
oder für die Zeit der Überprüfung inhaftiert. Gegen 
die Entscheidung gibt es keine Widerspruchsmöglich- 
keit. Ein weiteres wichtiges Gesetz ist das Gesetz der 
tatsächlichen Absicht (Immidiate Purpose Act). wo- 
nach jede Person, die mit einem britischen Staatsbür- 
ger verheiratet ist. nachweisen muß, daß die Ehe und 
nicht die Einwanderung die eigentliche Absicht ist. 
Deshalb muß die Ehe nachweislich über ein Jahr an- 
dauern. Dies betrifft vor allem Frauen, wir haben vie- 
le Fälle, in denen sie hierher zu ihrem Ehemann kom- 
men. feststellen, daß er sehr grausam ist und deshalb 
die Ehe beenden. In solchen Fällen sind sie von sofor- 
tiger Abschiebung bedroht. Viele Frauen kämpfen 
gegen dieses Gesetz, weil es sexistisch und rassistisch 
ist. Zudem können Leute innerhalb des Landes inhaf- 
tiert werden. Verschiedene Ämter arbeiten eng mit 
der Einwanderungsbehörde zusammen, die jeweili- 
gen Beamten haben zu entscheiden, ob Verdacht auf 
Verstoß gegen das Einwanderungsgesetz besteht, den 
müssen sie dann dem Innenministerium anzeigen. So 
gibt es viele Fälle, wo Leute Sozialhilfe beantragt ha- 
ben, zu einem weiteren Termin vorgeladen wurden 
und dort von 5-6 Einwanderungsbeamten erwartet 
und weggebracht wurden. Die Wohnungsbehörden 


verfahren ebenso. So werden Sozialleistungen ver- 
weigert und Überwachung und Schikane verstärkt. 


Welche Rechte haben Asylhäftlinge? 

Sie haben das Recht. einen Anwalt zu nehmen. Aber in 
der Praxis erhalten sie entweder keine Rechtsbeleh- 
rung, oder aber sie bekommen ihre Rechte so schnell er- 
zählt, daß jemand, der gerade erst ankommt - oft durch 
Haft oder Folter traumatisiert - sich diese Belehrung 
entweder nicht merken kann oder nicht versteht. Wirk- 
lich besorgniserregend ist, daß es für die Dauer der In- 
haftierung keine zeitliche Beschränkung gibt. Auch die 
Übersetzer sind ein Problem, oft sprechen sie nicht den 
Dialekt der Gefangenen, während der Anhörung durch 
das Innenministerium üben sie Druck auf die Asyluchen- 
den aus und beschimpfen sie sogar. Diese Inhaftierung 
ist schändlicher als die herkömmliche Haft. 


Wo werden solche Menschen inhaftiert und wievielesind es? 

Früher gab es ein Gefängnisschiff. Im Zuge des neuen 
Asyl-Gesetzes wurde in der Nähe von Oxfard eine Haft- 
anstalt für 300 Personen eröffnet. Ebenso gibt es in 
Harmondsworth, nahe des Londoner Flughafens Hea- 
throw eine Anstalt für 200 Personen. Auch normale 
Gefängnisse werden benutzt, so die Pentonville- und 
Ashford-Untersuchungsgefängnisse, wo rund 80, bzw. 
117 Einwanderer untergebracht werden. Familien wer- 
den häufig getrennt, Frauen und deren Kinder kom- 
men dann in das Frauengefängnis Holloway in London. 


Unter welchen Bedingungen leben die Inhaftierten? 

Die inhaftierten Einwanderer sind Gefangene und wer- 
den wie die anderen im geschlossenen Vollzug gehal- 
ten. Die Untersuchungsgefängnisse sind die schlimm- 
sten Anstalten. Zum Beispiel Pentonville ist ein altes 
viktorianisches Gebäude, heruntergekommen, schmut- 
zig, depressiv und demoralisierend. Untersuchungsge- 
fangene sind dort nur wenige Wochen, bis ihr Fall ver- 
handelt wird. Aber Menschen, die aufgrund des Immi- 
gration Detention Acts einsitzen, sind dort zwischen 6 
und 18 Monaten. Damals wie heute war es so überfüllt, 
daß Leute auf der Erde oder auf Tischen schlafen müs- 
sen. Es gibt keine sanitären Anlagen in den Zellen, son- 
dern übel stinkende Fäkalieneimer, die nur einmal täg- 
lich geleert werden können. Sie sind bis zu 23 Stunden 
täglich unter Verschluß, oft mit bis zu drei Personen in 
Einpersonen-Zellen. Es gibt kaum Sport, keine Arbeits- 
oder Freizeitmöglichkeiten. Die Besuchsrechte sind 
sehr beschränkt, es müssen Änträge gestellt werden, 
Community-Groups sollen vom Zugang abgehalten 
werden. Sie bekommen keine Kleidung und kein Ta- 
schengeld für den persönlichen Bedarf, duschen ist 
nur einmal die Woche erlaubt. Besonders benachteiligt 
sind Moslems: sie duschen zum Beispiel nicht gemein- 
sam, einzeln wird ihnen dies verwehrt, so hatten zum 
Beispiel Algerier bis zu drei Wochen lang nicht du- 
schen können, Sie erhielten täglich Schweinefleisch, 
das sie nicht essen können, wurden von ihren Gebeten 
abgehalten und waren rassistischen und anti-moslemi- 
schen Beschimpfungen ausgesetzt. Die allgemeinen 
Einrichtungen der Gesundheitsversorgung werden 


Flüchtlingen im allgemeinen vorenthalten. Das klassi- 
sche Beispiel ist die Verabreichung von Paracetamol 
(ein starkes Schmerzmittel) gegen Malaria oder sogar 
innere Blutungen. Außerdem fanden wir heraus, daß 
Ärzte mit der Einwanderungsbehörde unter einer 
Decke stecken. Immer wieder verweigern sie die Be- 
handlung von Leuten. die aufgrund von Folter ernst- 
haft krank sind. Ein sudanesischer Häftling konnte auf- 
erund der Folterverletzungen keine feste Nahrung zu 
sich nehmen, trotzdem wurde ihm keine Diät gewährt. 
Häufig stufen sie Asylsuchende als »psychisch krank« 
ein - dies schränkt ihre Rechte innerhalb der Anstal- 
ten weiter ein - und behandeln sie mit Psychopharma- 
ka. die ihre Fähigkeiten beeinträchtigen. sich um ihre 
Rechtsangelegenheiten zu kümmern. Wir hatten einen 
Fall, wo ein Arzt schrieb, es wäre besser, einen Mann 
in seinem eigenen Land behandeln zu lassen, obwohl 
er gerade von dort geflohen war. 


Gibt es Proteste von den Insassen? 

Tatsächlich begann diese Kampagne mit der Unter- 
stützung einer protestierenden Gruppe moslemischer 
algerischer Häftlinge in Pentonville, die dort mißhan- 
delt wurden. Kontinuierlich protestieren Leute auf 
die verschiedenste Art, es gibt Hungerstreiks, sit-ins 
oder Widerstand gegen Verlegungen, sogar zur 
Selbstverbrennung von Kurden ist es 1988 gekom- 
men. Die Anlässe sind neben Abschiebungen die Tren- 
nung von Angehörigen und Freunden. Im Mai 1993 
traten algerische Gefangene in Pentonville in den 
Hungerstreik und wurden tatsächlich freigelassen. 
Dieser Fall erhielt sehr viel Publicity. eher weil darü- 
ber die Haftbedingungen bekannt wurden, als wegen 
der Asylverfahren selber. 


Wie reagiert die schwarze Community auf Festnahmen oder Abschie- 
bungen? 

Das Thema der Einwanderung, Inhaftierung oder Ab- 
schiebung berührt uns alle. Sogar wenn Leute seit Jah- 
ren hier leben, können sie verhaftet und abgeschoben 
werden. Joy Gardener. die im August 1993 während 
ihrer Festnahme durch eine Abschiebeeinheit getötet 
wurde, hat vielen deutlich gemacht, daß dies auf der 
Basis regulärer Bestimmungen stattfand. Nur wenige 
Wochen später gab es einen weiteren Fall: eine junge 
asiatische Frau, 23 Jahre alt, die seit 5 Jahren hier 
lebt, hatte ihr Verfahren verloren. Um 6 Uhr morgens 
kamen 10 Einwanderungsbeamte, durchsuchen ihr 
Haus und zerrten sie an den Haaren die Treppe herun- 
ter. Sie brach zusammen und mußte in ein Kranken- 
haus gebracht werden. Jetzt ist sie im Gefängnis und 
wartet auf die Berufung. So etwas ereignet sich regel- 
mäßig. Sogar schwarze britischer Staatsbürger, die Be- 
suchsrechte für ihre Familie beantragen, sehen sich 
von Beamten der Einwanderungsbehörden rassistisch 
behandelt. Seit 20 Jahren bringen Kampagnen für die 
Familienzusammenführung, gegen Abschiebungen, sO- 
wie Demonstrationen gegen weitere Gesetzesver- 
schärfungen die schwarzen Communities immer wie- 
der neu zusammen und auf die Straße. Die schwarze 
Community hat eine lange Geschichte im Widerstand 
gegen Polizeischikane, Rassismus usw., diese Ge- 
schichte wiederholt sich jetzt in den Flüchtlings-Com- 
munities, die mehr und mehr Teil der schwarzen Gom- 
munities werden. 


Was sind die Ziele von Migrant Support Unit? 
Eine Seite ist, Gefangenen Unterstützung anzubieten, 
also Anwälte zu finden. unabhängige medizinische 
Untersuchung zu organisieren, Leute zu besuchen und 
herausfinden, wer überhaupt einsitzt. Darüberhinaus 
ist es wegen der Isolierung und Verletztlichkeit wich- 
tig, Proteste von außen zu unterstützen. 
Die andere Seite ist die Kampagne gegen die ganze 
Praxis der Inhaftierung überhaupt. die hauptsächlich 
eine Demütigung der Menschenrechte darstellt. Es ist 
ein juristischer Bereich, wo Leute nicht dieselben 
Rechte haben wie sonst im britischen Rechtswesen. 
Sonst gilt, daß unschuldig ist, wessen Schuld nicht er- 
wiesen ist. Dies wird im Einwanderungsrecht nicht an- 
gewandt, du mußt beweisen. daß du ein echter Asyl- 
suchender bist. daß du gewissermaßen unschuldig 
und kein illegaler Einwanderer bist. 
Unseres Erachtens sind diese Inhaftierungen Teil ei- 
nes umfassenden Angriffs auf die schwarze Communi- 
ty, auf Flüchtlinge und auf einen wichtigen Aspekt 
des Alltages der britischen schwarzen Bevölkerung. 
Die Absicht der Behörde ist nicht. Flüchtlinge kom- 
plett auszuschließen, sondern sie zu einem vollkom- 
men rechtlosen Teil der schwarzen Communities zu 
machen, um sie umfassend ausbeuten zu können. Des- 
halb stehen diese Kämpfe gegen die Inhaftierung und 
Abschiebungen ganz vorn in den allgemeinen antiras- 
sistischen Kämpfen. 
Adresse: 

Migrant Support Unit, 20 John’s Mews. London. WC 1 N 2XN 

0044 (0)71 9161646 


Das Interview führte und übersetzte Franck Düvell 


4 Seiten im taz-Format in hoher Auflage zum Verteilen: 


Atomkonsens 
ist Nonsens 


Aktionszeitung für die sofortige Stillegung aller Atomanlagen 


Die Anti-AKW-Bewegung ist wieder da. Zur Unterstützung alter und neuer 
Initiativen, Gruppen und aktiver Einzelpersonen gibt es ım Frühjahr '95 von 
der Graswurzelrevolution die Anti-Atom-Aktionszeitung - zum Verteilen als 
ausführliches Flugblatt bei Aktionen und Veranstaltungen ın nächster Zeit. 
Die Themen: 


« Atomkonsensgespräche 
°e Neuer CASTOR-Alarm? 
e Siemens-Boykott 
e AKWs machen krank 
e Folgen von Tschernobyl 
« geplante Anti-Atom-Aktionen 
» slowakisches AKW Mochovce 


Wir vertreiben die Zeitung nur gegen Vorkasse (bar, Scheck, Bnefmarken, 
Einzugsermächtigung). Mindestabnahme: 20 Stück Die Preise: (inkl. Ver- 
sandkosten) 20 Ex.: 10 DM, 50 Ex.: 20 DM, 100 Ex.: 30 DM, 200 Ex.: 50 
DM, 300 Ex.: 70 DM, 500 Ex.: 100 DM, 1000 Fx.: 160 DM, weitere Preise 
auf Anfrage 


Bestellungen an GWR, Kirchstr. 14, 29462 Wustrow 


»>Deutscher Antirassimus:« Reaktionen 


In der Tat müßte man im publizistischen Bereich zum 
Thema Migration und Rassismus etwas Neues wagen. 
Wir sollten uns endlich einmal Gedanken über eine 
Tagung machen, zu der wir alle Redaktionen der Blät- 
ter sowie Journalisten und Autoren einladen, die sich 
mit dem Thema befassen. 

Beim Lesen eures gemeinsamen Heftes habe ich eine 
gewisse Verklemmung und Müdigkeit beobachtet. Ei- 
ne Art Aufforderung zur Kapitulation vor dem Neoli- 
beralismus und seiner »Neuen Weltordnung:«. Mit eini- 
gen Gedanken, was zum Beispiel den Zusammenhang 
zwischen Ethnischem und Sozialem angeht, werden 
wir uns auch in der nächsten Ausgabe der »Brücke« 
auseinandersetzen. Mich stören da vor allem diese 
linken Pauschalisierungen ... Ich behaupte, im deut- 
schen Identitätsgelände der »Freiheit-Demokratie- 
Menschenrechte« bewegt sich kaum etwas Neues. Der 
Konkurrenzkampf geht weiter in jener zivilisatori- 
schen, dennoch einer Raubritterburg ähnlichen »Fest- 
ung Okzident«. Aber auch der Kampf der postkolonia- 
listischen Einheitsfront, gerichtet gegen jene, die ver- 
suchen, aus dem global-sozialen Unten herauszutre- 
ten. Vor denen als eine Weltkatastrophen-Drohung 
für die Menschheit gewarnt wird. Gibt es nun keine 


andere Zukunft als die Scharlatanerie des weißen Hu- 
manitarismus und der kannibalistischen Gewalt? Es 
wird viel Mitleid für die Elenden in der südlichen He- 
misphäre vermarktet. Ein Mitleid, das in der Tat dar- 
auf zielt, die Ausgeplünderten, Entwürdigten für eine 
Welt der Ungerechtigkeit in die Verantwortung zu zie- 
hen. Oder Mitleid, um das Menschenrecht auf Leben 
zu negieren. Oder, um eine »revolutionäre« Auseinan- 
dersetzung mit den angeblich drohenden »neuen Völ- 
kerwanderungen« zu verdrängen. 
Was ich euch schließlich vorschlagen möchte: Einen 
Beitrag der ZAG-Redaktion in der nächsten »Brücke« 
zur Debatte: »Ethnisierung des Sozialen in der »Neuen 
Weltordnung«: Ist die Negation der ethnischen sowie 
nationalen Minderheiten der einzige Weg zum Wider- 
stand gegen die »Rassisierung« gesellschaftlicher 
Strukturen?« 
Im Zeitalter des multimedialen Absolutismus und der in- 
formativen Manipulation menschlicher Beziehungen 
sollten wir die Donquichotterie nicht als Beleidigung 
empfinden, sondern vielmehr als Herausforderung, 
menschliches Abenteuer zu wagen. Gerade in einer Zeit, 
in der Solidarität mit Subsidiarität verwechselt wird. 
Necati Mert, DIE BRÜCKE, Saarbrücken 


Antifaschismus und Antirassismus — 
was sind die Unterschiede? 


Betrifft: Antifaschismus und Antirassismus — Was geht da zusammen ? OFF LIMITS und ZAG 1. Quartal 1995. 


Eine Erwiderung der Hochschul-Antifa Hamburg 


Der Artikel »Antifaschismus und Antirassismus - was 
geht da zusammen« bedarf unserer Meinung nach ei- 
ner kritischen Diskussion, die wir hiermit anregen 
möchten. Da der Autor als Mitglied der ZAG-Redaktion 
kennzeichnete und da das gesamte Heft unter dem 
Motto: »Antirassistische Gruppen ziehen Bilanz«, 
steht, nehmen wir an, daß die Argumentation von 
Thomas von der Redaktion weitgehend geteilt wird. 
Uns blieb unklar, an wen sich der Artikel genau rich- 
tet, da es weder den linksradikalen Antifaschismus 
noch seine dementsprechenden AnhängerInnen gibt. 
Allerdings ist es auch schwierig, auf zwei Seiten das 
Verhältnis der beiden Bewegungen eingehend zu be- 
leuchten. Eine ausführliche Diskussion wäre sicher- 
lich förderlich, zumal wir natürlich auch nur die ge- 
samte Problematik anreißen können und nur ein paar 
Anregungen bieten wollen für eine fruchtbare Ausein- 
andersetzung zwischen Antifas und Antiras, welche 
möglichst in einer gemeinsamen Praxis mündet. In 
diesem Sinne begrüßen wir ausdrücklich den Aufruf 
für eine kritische Zusammenarbeit. 


Mißverständnisse 
Zuerst möchten wir auf ein paar Mißverständnisse hin- 
weisen, welche sich in dem Text befinden und die so- 
mit zu einer falschen Einschätzung von AntifaschistIn- 
nen führen können. Der Begriff »Revisionismus« ist 
vieldeutig und wird dementsprechend auch von ver- 
schiedenen Personen in unterschiedlichen Kontexten 
benutzt. Viele AntifaschistInnen, so auch einige Auto- 
ren der Zeitschrift »Der Rechte Rand«, meinen damit 


die Auschwitzleugner, weil diese Ende der 80er Jahre 
selbst mit dieser Selbstbezeichnung offensiv an die Öf- 
fentlichkeit getreten sind (z.B. die Veranstaltung 
»Wahrheit macht frei« am 21.4.1990). Die Leugnung 
von Auschwitz ist allerdings so alt wie die BRD. Es ist 
jedoch falsch zu unterstellen, »Der Rechte Rand« wür- 
de nicht andere Arten der Geschichtsfälschung erken- 
nen und angreifen. In dieser Publikation wurde z.B. 
schon sehr früh, bevor z.B. »Konkret« u.a. das Thema 
aufgriffen, auf die Historisierungsbestrebungen der 
Autoren Backes, Jesse und Zitelmann hingewiesen. 

Der Begriff »Neue Rechte«, übrigens eine neofaschisti- 
sche Selbstbezeichnung aus den 60er Jahren, wird 
tatsächlich heute in verwirrender Art für alle mögli- 
chen reaktionären und rechtsextremistischen Strö- 
mungen verwendet. Wir nehmen, an Thomas bezieht 
sich auf den Artikel »Die »Neue Rechte: - mehr als nur 
eine Determinante der NS-Restauration?« von Rai- 
mund Hethey, ebenfalls im »Rechten Rand« erschie- 
nen. Die dort vertretene Reduktion der »Neuen Rech- 
ten« auf ihre ideologischen, personellen und organi- 
satorischen Wurzeln in der »Alten« ist in der Antifabe- 
wegung umstritten, viele, so auch wir begreifen die 
»Neue Rechte« sehr wohl als eigenständiges Projekt 
innerhalb faschistischer Optionen. 


Rassismus und Faschismus in Theorie ... 
Unserer Meinung nach ist Rassismus, genau wie Natio- 
nalismus, Teil von bürgerlicher Herrschaft, also so- 
wohl im Faschismus wie auch im Liberalismus in un- 
terschiedlicher Form und Ausprägung verankert. In 


diesem Sinne ist Rassismus sowohl ein eigenständiges 
Phänomen wie auch Bestandteil von Faschismus und 
Imperialismus. Sicherlich ist die Dimitroffsche Fa- 
schismustheorie sehr auf das Ökonomische verkürzt 
und kann nicht den heutigen Neofaschismus hinrei- 
chend erklären. Die Interpretation von Thomas ist je- 
doch auch verkürzt, wenn er sie auf das Ziel der »be- 
sonders brutalen Unterdrückung der Arbeiterklasse« 
reduziert. Die von Dimitroff aufgegriffene und ergänz- 
te These der Kommunistischen Internationalen, wel- 
che Grundlage für die gesamte traditionelle, marxisti- 
sche Faschismusforschung bildete, lautete: Der Fa- 
schismus an der Macht sei »die offene, terroristische 
Diktatur der reaktionärsten, chauvinistischen, am 
meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapi- 
tals«. Neben den hier erwähnten Elementen hat der 
Faschismus weitere ideologische Grundpfeiler wie: 
Volksgemeinschaft und Führerprinzip, Privateigentum 
trotz verbalem Antikapitalismus in Verbindung mit so- 
zialer Demagogie, Sexismus, Rassismus und Antisemi- 
tismus, Militarismus und Imperialismus. Alle diese 
Bausteine sind in der bürgerlichen Gesellschaft und 
Ideologie angelegt, im Faschismus werden sie jedoch 
mit brutalsten Mitteln unter der Ausschaltung jegli- 
cher Opposition, auch der liberalen und konservati- 
ven, umgesetzt. Warum »die Bedeutung von Rassismus 
und Antisemitismus in Ideologie und Praxis für den 
Faschismus im Mittelpunkt stehen« müßten, ist für uns 
nicht ersichtlich. Alleine die revanchistischen und im- 
perialistischen Ziele die von der »Neuen Rechten« un- 
ter dem Stichwort Geopolitik diskutiert werden und 
von der Bundesregierung durch die Auslandseinsätze 
der Bundeswehr ermöglicht werden, machen deutlich, 
daß eine umfassende Analyse und Praxis durch die an- 
tifaschistischen Bewegung nötig ist. 

Bei der Rezeption der traditionellen marxistischen Fa- 
schismustheorie in Thomas’ Artikel wird auch unter- 
schlagen, daß diese sehr wohl diskussionswürdige 
Beiträge zur Erklärung des »Faszinosums Faschismus« 
leistete, z.B. von Joachim Petzold »Die Demagogie des 
Hitlerfaschismus« oder Reinhard Opitz »Die faschistische 
Massenbewegung«. Schlichtweg falsch ist die Behaup- 
tung, diese hätte die »systematische Verfolgung und Ver- 
nichtung der europäischen Juden« ausgeklammert. 


„. und Praxis 
Die oben versuchte Definition von Faschismus hat be- 
deutende Konsequenzen für die antifaschistische Pra- 
xis, welche nicht mit einer antirassistischen identisch 
ist. Da der Faschismus als die brutalste Form bürgerli- 
cher Herrschaft jegliche Opposition vernichtet, gibt 
es neben linksradikalen AntifaschistInnen natürlich 
auch welche im bürgerlichen Lager bis hinein in die 
CDU/CSU. Eine Zusammenarbeit mit letzteren ist 
natürlich abwegig, trotzdem gibt es Kampagnen, z.B. 
gegen faschistische Zentren, bei denen es möglich ist, 
mit Grünen oder Sozialdemokraten punktuell zusam- 
menzuarbeiten, bzw. bei denen, ob gewollt oder 
nicht, eh gemeinsam demonstriert oder agiert wird. 
Dieses Spektrum ist einerseits gegen einen offenen 
mörderischen Rassismus der Stiefelnazis und unter- 
stützt gleichzeitig den institutionalisierten Rassismus 
der BRD oder agiert auf anderer Ebenen selbst rassi- 
stisch. Teile der linksradikalen Bewegung meinen, 
daß diese Art von Antifaschismus reine Heuchelei sei, 


die dazu dient, das Gewissen zu beruhigen. Wir mei- 
nen dagegen, daß dieses ein Widerspruch ist, den die 
bürgerliche Gesellschaft in sich trägt, und den sie 
nicht lösen kann, wenn sie ihn ernsthaft hinterfragt. 
Genau an diesem Widerspruch sollte die linksradikale 
Antifa anknüpfen, jedoch ohne den Kampf gegen den 
institutionellen und strukturellen Rassismus aufzuge- 
ben. Diese Gratwanderung ist schwierig und muß 
ständig überprüft und den aktuellen Bedingungen an- 
gepaßt werden. Eine antifaschistische Linke, die je- 
doch die Widersprüche in der bürgerlichen Gesell- 
schaft nicht analysiert oder sie nicht sehen will und 
daraus nicht die entsprechenden Konsequenzen 
zieht, hat den Kampf um die Köpfe aufgegeben. 
Hochschul-Antifa Hamburg 
— GrossPoint v3.02 
* Origin: OFF-LIMITS (69:1/99.28) 


RASSISMUS IN DEUTSCHLAND 
- DAS BEISPIEL EBERSWALDE 


Die Auseinandersetzung mit einer Stadt und 
deren Umgang mit rassistisch motivierter 
Diskriminierung und Gewalt 
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Dokumentation 
zum Mord an Amadeu Antonio 
aus dem Inhalt: 
Rassismus und Rechtsextremismus vor Gericht 
Das Verhalten der Polizei 
Eine antirassistische Demonstration 
Die Reaktionen einer Stadt 
Zur Situation der ehemaligen VertragsarbeiterInnen 


Wir räumen die Regale - die Broschüre ist jetzt, 
statt bisher für 10,-DM, für 5,-Dm zu beziehen. 


Die Broschüre kann bei der Antirassistischen 
Initiative Berlin bestellt werden und ist gegen 
Überweisung von 5,-DM plus Porto zu beziehen. 
Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft Berlin, 

Kto.-Nr.: 3039602, BLZ: 100 205 00 


w Berlin,.den 27% .02.1995 
GRENZSCHUTZPRASIDIUM OST 
Sachbereich Ööffentlichkeits- Hausadresse: Schnellerstraße 139 a 
i 12439 Berlin 
und Pressearbeit Postfadhadresse:  Postfadı 37 - 39 
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Telefon: (030) 63981 -O (Vermn.) 
Hausapparat: 
Telefax: (030) 63981 - 446/447 
Telex: 302892 


ZAG/Antirassistische Initiative e.V. 
Yorckstraße 59, HH 


10965 Berlin 


Betr.: Ihre Zeitschrift "za" 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


mit großem Interesse habe ich eine Ausgabe Ihrer Zeitschrift 
"ZAG" mit dem Themenschwerpunkt "Justiz und Polizei" gelesen. 
Es gehört u.a. zu meinen Aufgaben, verschiedenste Zeitschriften 
Im Hinblick auf die Berichterstattung über den Bundesgrenz- 
Schutz auszuwerten. Leider ist es mir aus haushaltsrechtlichen 
Gründen nicht möglich, Ihre Zeitschrift zu abonnieren. 

Ich würde mich deshalb freuen, wenn Sie mir in Zukunft ein Be- 
legexemplar zur Verfügung stellen könnten. 


Für Ihre Bemühungen danke ich Ihnen im voraus und verbleibe 


mit freundlichen Grüßen 


RZ 


Plank 
Polizeikommissar im BGS 


ANTIRASSISTISCHE INITIATIVE E.V. 
ANTIRASSISTISCHES TELEFON 
ZAG REDAKTION 


- Antirassistische Initistive e.V. Yorckstr.59 10965 Berkn - 


Grenzschutzpräsidium Ost 
Sachbereich Öffentlichkeits- 
und Pressearbeit 

z.Hd. Herrn Plank 
Schnellerstraße 139 a 


12439 Berlin 


Berlin, den 20. März 1995 


Betr.: Ihr Schreiben vom 23.Februar 1995 - ZAG -Freiabo 


Sehr geehrter Herr Plank, 
sehr geehrte Damen und Herren, 


zunächst bedanken wir uns für Ihr Interesse an unserer 
Zeitschrift ZAC. Wir bedauern sehr, daß der Sachbereich 
Öffentlichkeitsarbeit des Grenzschutzpräsidium Ost kein Geld für 
Zeitschriftenabonnements zur Verfügung hat. Wir schlagen vor, nur 
eines der Nachtsichtgeräte an der Grenze zu Polen zu Gunsten der 
besseren Information des Sachbereichs Öffentlichkeits- und 
Pressearbeit abzuschaffen. Sollte dies - wie wir vermuten - so 
schnell nicht zu verwirklichen sein, bieten wir an, bis dahin die 
ZAG im Austausch gegen die "Zeitschrift des Bundesgrenzschutzes" 
zu liefern. Belegexemplare werden nur an AutorInnen gegeben. 


In Erwartung Ihrer Entscheidung verbleiben wir mit 
freundlichen Grüßen 


Mi 


»Zuckerhut, Aids und Straßenkinder« 


— Neues von Media Watch 


1991 wurde die medienkritische Initiative Media 
Watch vom Dritte-Welt-Journalisten-Netz e. V. (DWJN) 
gegründet und seit 1993 von der Heinrich-Böll-Stif- 
tung (Köln) gefördert, wo sie auch organisatorisch 
angesiedelt ist. Die ZAG berichtete über Media Watch 
im Schwerpunktheft »Rassismus und Medien« (Ausga- 
be Nr. 7, Mai-Juli 1993). Anläßlich des vierjährigen 
Bestehens ein Überblick über die bisherigen Aktivitä- 
ten und Entwicklungen innerhalb der Initiative. 
Vorbild für Media Watch war das in Osteuropa von 
den Bürgerbewegungen praktizierte Prinzip »Bürger 
beobachten« mit dem Ziel, Medienkritik in der brei- 
ten Öffentlichkeit zu verankern. Im Mittelpunkt der 
Aktivitäten stand zu Beginn die Beobachtung der Süd- 
berichterstattung in den Medien. Mitglieder von Me- 
dia Watch sind vor allem JournalistInnen, die kritisch 
über Länder und Themen der »Dritten Welt« arbeiten 
oder selbst von dort stammen und hier tätig sind. Sie 
übernehmen ehrenamtlich eine laufende Beobach- 
tung verschiedener Medien nach Kriterien wie euro- 
zentristisch, ausländerfeindlich, rassistisch, militari- 
stisch, chauvinistisch, frauenfeindlich, oberflächlich, 
nepotistisch und subaltern. Sie machen dann einer 
siebenköpfigen Jury Vorschläge, wo und wie Media 
Watch mit einer bestimmten Kritik an die Öffentlich- 
keit gehen soll. Gegenfalls erstellen Experten 
»Schlechtachten«. 

Die Mitglieder der Initiative sind Verfechter der »Mo- 
skitomethode«, d.h. zu bestimmten Themen Leser-, 
Hörer- und Zuschauerbriefe, manchmal auch Ketten- 
briefaktionen in Gang zu setzen. Das hört sich unef- 
fektiv an. Wer jedoch einmal im Inneren einer Redak- 
tion erlebt hat, wie aufmerksam solche Briefe gelesen 
werden, weiß um die Wirksamkeit dieser Aktionen. 
Daneben hat Media Watch eine Reihe von Streitge- 
sprächen initiiert: beispielsweise mit der »Spiegel«-Re- 
daktion über ihre Afrikaberichterstattung, mit der Au- 
torin eines anti-islamischen Beitrages über Moslems in 
Bosnien (»Die geheime Brigade«, ausgestrahlt im WDR), 
anläßlich der »Photokina« in Köln mit bekannten Kriti- 
kern des Fotojournalismus zu Fragen der elektroni- 
schen Manipulation von Fotodokumenten. Ein weiterer 
Schwerpunkt waren Kampagnen zum Erhalt von »Süd- 
Sendeplätzen«, d.h. Sendungen, in denen regelmäßig 
über Afrika, Lateinamerika und Asien berichtet wird. 

Im letzten Jahr hat sich bei Media Watch die Überzeu- 
gung durchgesetzt, daß die »Dritte-Welt-Berichterstat- 
tung« und Rassismus in den Medien nicht losgelöst 
von der allgemeinen Entwicklung der Medien be- 
trachtet werden kann. Die durch den Druck der priva- 
ten Sender ausgelöste Krise der öffentlich-rechtlichen 
Sendeanstalten führt zu einer immer größeren Verfla- 
chung des Programmes, in dem auch eine (relativ) 
qualifizierte Auslandsberichterstattung auf der 
Strecke bleibt. Der Zwang zur Kosteneinsparung führt 
schneller zum Abbau des Korrespondentennetzes als 
zur Verkleinerung der Stammbelegschaft der ARD- 
Sender. Aus diesen Gründen beteiligte sich Media 
_ Watch an dem »Iserlohner Memorandum 1994«, das 
| die Bestands- und Entwicklungsgarantie, aber auch ei- 


ne Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks als 
Garant für die grundgesetzlich zugesicherte Grund- 
versorgung der Bevölkerung mit Information, Bil- 
dung und Kultur fordert. 

Auf der Frankfurter Buchmesse organisierte Media 
Watch unter dem Titel »Zuckerhut, AIDS und Straßen- 
kinder - Die Verantwortung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks in der Auslandsberichterstattung« eine 
Doppelveranstaltung zu Medienpolitik und Brasilien. 
VertreterInnen von Brasilieninitiativen hatten hier die 
Möglichkeit ihre Kritik an der Berichterstattung der 
führenden »main stream« Medien vorzutragen. In die- 
sem Zusammenhang erschien auch eine lesenswerte, 
didaktische orientierte Broschüre von Dawid Bartelt, 
die auch eine gute Literaturliste bietet. (»Der Skalpjä- 
ger hat Fieber. Wie Medien ihre Süd-Bilder machen.«, 
epd-Dritte-Welt-Information, hrsg. v. Gemeinschafts- 
werk der Evangelischen Publizistik, Nr. 18/19, Dezem- 
ber 1994, Postfach 500550, 60394 Frankfurt a. M.) 

Die wichtigsten Medienbeobachtungs-Projekte von 
1994 war die Beobachtung der Berichterstattung über 
die Weltbank und den IWF anläßlich der 50-Jahrfeiern 
im Sommer in den USA und imHerbst in Spanien und 
über die Entwicklung der Weltbevölkerung anläßlich 
der Weltbevölkerungskonferenz im September in 
Kairo. Im Selbstverlag erschien eine Broschüre von 
Klaus Jetz, die neben einer »Kriterien-Handreichung« 
für die Medienbeobachtung auch eine Auswertung von 
»Schlechtachten« und Beiträge über die Auslandsbe- 
richterstattung und Rassismus in den Medien enthält. 
Die größten Schwierigkeiten hat Media Watch mit der 
Ausweitung der systematischen Medienbeobachtung. Ob- 
wohl die Notwendigkeit der kritischen Auseinanderset- 
zung mit der Berichterstattung in den »main stream« Me- 
dien überall erkannt wird, stellte es sich als sehr schwie- 
rig heraus, weitere Organisationen und Einzelpersonen 
dafür gewinnen. Im Zusammenhang mit der Lateinameri- 
ka-Berichterstattung sprach Media Watch ca. 250 Organi- 
sationen und Personen an, mußte jedoch für »Gutach- 
ten« und Stellungnahmen trotzdem auf die schon beste- 
henden Kontakte zurückgreifen. Völlig unbegreiflich ist 
dies nicht. Systematische Medienbeobachtung kostet viel 
Zeit und kann eigentlich nur in der Form von Werkver- 
trägen wirklich effizient durchgeführt werden. Es ist zu 
hoffen, daß die Heinrich-Böll-Stiftung weitere Stellen zu 
medienpolitischen Fragen einrichtet. 

Kontakt: Media Watch, Brückenstr. 5-11, 50667 Köln, 
Tel. 0221-20711-33 

Ein regelmäßiger zweimonatiger Jour fixe findet in 
Köln und Berlin statt und ist in Leipzig geplant. 
Außerdem besteht in Köln in Kooperation mit dem 
Kulturhaus Lateinamerika ein vierteljähriger Jour fi- 
xe zur Lateinamerika-Berichterstattung. 


Claudia Fix, ZAG-Redaktion 


Im November 1993 trat das Asylbewerberleistungsge- 
setz in Kraft. Für einen großen Teil der hierher geflo- 
henen Menschen heißt das: 

MI starke Einschränkungen im Recht auf medizinische 
Versorgung 

EI die Möglichkeit, zu Arbeit für 2 DM pro Stunde ver- 
pflichtet zu werden 

EM Sachleitungen statt Sozialhilfe, abgesehen von 80 
DM Taschengeld im Monat. 

Das Sachleistungsprinzip wird in den einzelnen 
Bundesländern unterschiedlich umgesetzt. In Berlin ist 
es beispielweise so, daß in mindestens zwei Heimen 
bargeldlos in einem heimeigenen Laden eingekauft 
werden muß. Jeder Flüchtling kann so monatlich 264 
DM ausgeben. Dabei sind die Preise in den heimeige- 
nen Läden überteuert, das Personal eher unfreundlich, 
Warenangebot und Öffnungszeiten begrenzt. An Bar- 
geld bleibt den Flüchtlingen 80 DM Taschengeld, eine 
Summe, die zur Bezahlung von AnwältInnen und ande- 
ren für das Asylverfahren notwendigen Ausgaben nicht 
ausreicht. Flüchtlingen stehen für ihr Asylverfahren 
laut Gesetz insgesamt nur 80 DM zu, tatsächlich läuft 
bei den AnwältInnen unter etwa 500 DM nichts. Den 
Betrag stottern die Flüchtlinge in monatlichen 50 DM 
Raten ab, was mit der Sachleistungsregelung nun noch 
schwieriger geworden ist. Das alles bedeutet weitere 
Entmündigung und Rechtlosigkeit für die Flüchtlinge. 
Viele Heimbewohner versuchen deswegen, irgendwie 
an Bargeld heranzukommen. Die Berliner Initiative 
gegen das Asylbewerberleistungsgesetz unterstützt 
dies, indem sie Waren aus den heimeigenen Läden zum 
Einkaufspreis aufkauft und zu festgesetzten Terminen 
weiterverkauft. Die Bargeld-für-alle-Initiative will da- 
durch einerseits den Alltag der Flüchtlinge erleichtern 
und andererseits die Verantwortlichen und Ausführen- 
den der Sachleistungs-Regelung behindern. 


Kaffee trinken 
gegen das 
Asylibewerber- 
leistungsgesetz 


Der nächste Termin für den Ankauf und Verkauf der 
Waren aus den Heimen ist: 

— Sonntag, 11. Juni 1995, 15.00 bis 19.00 im Rat&Tat, 
Liebenwalderstr.16 13347 Berlin (Wedding) 

Es sind vor allem Kaffee, Tee, Schokolade, Schokorie- 
gel und haltbare Grundnahrungsmittel erhältlich. 


Foto. Umbruch-Bildarchiv 


buchrezension 


Unser Spion im Außenministerium 


»DEUTSCHTUM ERWACHE! Aus dem Innenleben des staat- 
lichen Pangermanismus« erschien im Dezember 1994 im 

Dietz Verlag und zog gleich eine ganze Reihe von Buchbe- 
sprechungen in linken Publikationen nach sich. Der als 

TV-Dokumentarist bekannte Hans-Rüdiger Minow verfaß- 

te den Text der 500-seitigen Darstellung der Geschichte 

des VDA, des »Vereins für das Deutschtum im Ausland«. 

Walter von Goldenbach, eine geheimnisumwitterte »Per- 
sönlichkeit im Umfeld des Auswärtigen Amtes« mit Pseud- 
onym, lieferte die Orginaldokumente über diese Tarnor- 
ganisation der deutschen Außenpolitik. 

Kurz nach dem Erscheinen des Buches wurde duch 
Bündnis 90 und PDS bekannt, daß die Staatsanwalt- 
schaft bereits 1993 Ermittlungen wegen des Ver- 
dachts der Untreue und des Betrugs gegen den VDA 
und seinen Geschäftsführer aufgenommen hatte, die- 
ser jedoch 1994 erneut 24 Millionen Mark erhielt und 
für 1995 ebenfalls eine zweistellige Millionensumme 
bekommen sollte. Bei den Beträgen handelte es sich 
um die sogenannte »Soforthilfe« für Wolgadeutsche, 
die an den VDA gezahlt wurden und von diesem, so 
Minow und Goldenbach, für groß angelegte Landkäu- 
fe in Rußland verwendet wurden. Im Januar 1995 
starb der Geschäftsführer des VDA, Karsten Schlamel- 
cher, in seiner Wohnung an Herzinfarkt ... 

Die Essenz ihrer Recherchen veröffentlichten die Au- 
toren auf dem Buchrücken: »Nachdem wir Gelegen- 
heit hatten, in zahllose Dokumente des Auswärtigen 
Amtes und des Innenministeriums Einblick zu neh- 
men, kann für uns kein Zweifel bestehen: 

— zwischen den staatlichen Spitzen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und maßgeblichen Kreisen des groß- 
deutschen Nationalismus sowie des Rechtsradikalis- 
mus bestehen langjährige, organisierte Beziehungen; 

— das Zusammenspiel dient sowohl der inneren Formie- 
rung des deutschen Staates als auch seiner Expansion. 
Insbesondere geht es um die Unterwerfung Osteuropas; 

— dabei setzen Auswärtiges Amt und Innenministeri- 
um die deutschstämmigen Minderheiten im Ausland 
ein, schaffen territoriale Exklaven und verfügen über 
jederzeit handhabbare Instrumente nationalistischer 
Spannungspolitik; 

— diese Maßnahmen erfolgen verdeckt, im Rahmen ei- 
ner subversiven Organisation mit hundertjähriger 
Geschichte. An ihrem Beispiel erzählt unser Buch von 
der ungebrochenen Kontinuität deutscher Herr- 
schaftsaggression, die sich seit neuestem auch gegen 
Westen richtet.« 

Inzwischen wurden weitere Aktivitäten ähnlicher Or- 
ganisationen bekannt, welche die Thesen von Minow 
und Goldenbach zu stützen scheinen. Am 4. Mai 1995 
berichtete die »Junge Welt« von schweren Vorwürfen 
des Bürgermeisters des belgischen Ortes Eupen gegen 
die deutsche Regierung. Die »Hermann-Niermann-Stif- 
tung«, geleitet von einem Beamten aus dem Bundesin- 
nenministerium, unterstütze seit Jahren die »Partei 
der deutschsprachigen Belgier«, welche die weitge- 
hende Selbstständigkeit für die sogenannten Deutsch- 
belgier fordert. Ebenfalls mit öffentlichen Gelder baue 
die »Föderalistische Union Europäischer Volksgrup- 
pen«, vor der in früheren Jahren das Auswärtige Amt 


8 | warnte, sie würde »künstlich Minderheitenprobleme 


dort erzeugen, wo sie bisher noch nicht vorhanden 
waren«, in Flensburg ein »Europäisches Zentrum für 
Minderheitenfragen« auf. Ziel dieses Zentrums sei 
nach einer internen Studie des Bundesinnenministeri- 
ums die Organisation von Veranstaltungen in den 
deutschen Minderheitengebieten Osteuropas. 

So weit so brisant. Und in der Tat ist das Buch von Mi- 
now und Goldenbach ein spannender Versuch, die in 
bestimmten Bereichen ungebrochene Kontinuität 
deutscher Geschichte exemplarisch anhand des VDA 
zu verfolgen. Interessant für die heutige Diskussion 
um Migration und doppelte Staatsbürgerschaft ist da- 
bei vor allem, aus welchen gemeinsamen Wurzeln 
»Blutrecht« und exterritoriale Ansprüche, hergleitet 
aus dem vorgeblichen Schutz von »Auslandsdeut- 
schen«, stammen und wie weit sie zurückreichen. 

Der »Allgemeine Deutsche Schulverein«, wie der VDA 
zunächst hieß, wurde 1881 offiziell gegründet, um 
»sich der deutschsprachigen Bürger Österreichs anzu- 
nehmen, denen unter dem Drucke fremder Nationalität 
(...) die volle geistige Ausbildung ihrer Sprache: nicht 
länger sicher sei«. Schon zu diesem Zeitpunkt verbar- 
gen die vorgeblichen kulturellen Ziele eine imperiali- 
stische Stoßrichtung: »Es genügt nicht, daß deutsche 
Gegenden in einzelnen Kronländern Österreichs gegen 
Slawisierung geschützt werden. Es muß ein solcher 
Schutz vielmehr den Deutschen überall zuteil werden, 
wo sie in Gefahr stehen, durch eine der deutschen Kul- 
tur feindliche Nation in ihrem heiligsten Erbteil, der 
deutschen Bildung verkümmert zu werden«, hieß es 
weiter im Aufruf zur Vereinsgründung. 

Die Ziele des »Allgemeine Deutsche Schulverein« reih- 
ten sich ein in die imperialistische Grundstimmung 
und die Rede von der Überlegenheit der deutschen 
Kultur im Deutschen Reich Ende des letzten Jahrhun- 
derts. Klientel war das national enttäuschte Bürger- 
tum, aber auch aufsteigende Facharbeiter, Angestellte 
und Beamte. Der 1887 beschlossene Namenszusatz 
»zur Erhaltung des Deutschtums im Ausland« kenn- 
zeichnete den weltweiten Ansatz. 

In den folgenden Jahrzehnten bildete der Verein oft die 
Vorhut für die spätere offizielle Außenpolitik. Er vertrat 
einen rassisch begründeten Pangermanismus mit welt- 
weitem Herrschaftsanspruch für ein Imperium Germani- 
cum. 1908 begann der VDA eine Kampagne zur weiteren 
Verschärfung des bereits auf Blutsherkunft beruhenden 
Staatsangehörigkeitsgesetzes (jus sanguinis). 

1871 war gesetzlich festgelegt worden, daß als Deut- 
sche/r nur gelten dürfe, wer einen deutschen Vater 
(oder bei Unehelichen eine deutsche Mutter) habe, al- 
lerdings unabhängig davon, wo ein Kind geboren 
wurde. (Umgekehrt blieb ein Mensch nicht-deutscher 
Blutsherkuntft trotz jahrzehntelangem Aufenthaltes in 
Deutschland ein/e Fremde/r, der/die außerhalb der 
deutschen Nation stand.) Bis 1913 wurde jedoch 
ein/e Deutsche/r automatisch aus der Staatsbürger- 
schaft entlassen, wenn er oder sie sich über 10 Jahre 
nicht mehr um eine Verlängerung bemüht hatte. 

Aus der auf die Kampagne des VDA folgenden Reichs- 
tagsdebatte 1913 resultierte der $25 des Reichgeset- 
zes, der eine doppelte Staatsbürgerschaft bis zur Un- 
möglichkeit erschwerte. »Das deutsche Blut begrün- 


dete ab sofort eine ewige, auch auf die Nachkommen 
übergehende Staatsangehörigkeit, die erst durch aus- 
drücklichen Antrag erlöschen konnte. Einen solchen 
Antrag durften die Behörden auch verwerfen oder an 
Bedingungen knüpfen. Indem schließlich die Rück- 
übertragung verlorengegangener Staatsangehörig- 
keitsrechte vereinfacht wurde, nahm der deutsche 
Staat Millionen Auswanderer, die sich längst als Bür- 
ger der USA oder Australiens fühlten, für die germani- 
sche Blutsache erneut in Anspruch. Umgekehrt wurde 
die Übernahme einer zweiten, deutschen Staatsan- 
gehörigkeit den im Reich lebenden Angehörigen 
fremden Blutes praktisch unmöglich gemacht.« 
Praktische Konsequenzen dieser Gesetzesänderung: 
der VDA versendete weltweit Merkblätter für Auslands- 
deutsche, in denen diese aufgefordert wurden, Wieder- 
einbürgerungsanträge zu stellen. Jeder wehrfähige An- 
tragsteller wurde ohne sein Wissen sofort für den 
Wehrdienst erfaßt. Die Konsequenzen für die An- 
gehörigen »fremden Blutes« bis heute sind bekannt. 
Ein Widerhall findet sich auch im Bundesvertriebe- 
nengesetz: »Deutscher Volkszugehöriger (...) ist, wer 
sich in seiner Heimat zum deutschen Volkstum be- 
kannt hat, sofern dieses Bekenntnis durch bestimmte 
Merkmale wie Abstammung, Sprache, Erziehung und 
Kultur bestätigt wird.« 

In diesem Zusammenhang wird klar, daß die Diskussi- 
on um »Blutrecht« und doppelte Staatsbürgerschaft 
auch eine außenpolitische Dimension hat. Es geht um 
Millionen »deutscher Staatsbürger« im Ausland, die, SO 
die These von Minow und Goldenbach, als Grundlage 
weltweiten Handelns und vor allem in Osteuropa be- 
nutzt werden sollen. Vor diesem Hintergrund sei die 
»Bleibehilfe« zu verstehen, die über offiziell private 


Zwischen Flucht und Arbeit 


Flucht und Arbeitsmigration lassen sich nicht mehr 
trennen. Oder ließen sich noch nie trennen und die 
Abgrenzung, die Definition von Migrationsgründen 
diente (staatlicherseits) schon immer dazu, die unter- 
schiedliche »Behandlung« von MigrantInnen zu legiti- 
mieren. In dem Maße wie sich das Kapital globalisiert, 
sich das »Reich des Chaos« weiter ausbreitet, zerstört 
es die Lebensgrundlagen von Millionen von Men- 
schen. Der im Mai erschienene Sammelband zu »Neuer 
Migration und Legalisierungsdebatte« setzt die neuen 
Migrationsformen in Beziehung zu weltwirtschaftli- 
chen Umbrüchen und richtet sich gegen den herr- 
schenden Diskurs, der MigrantInnen zum Objekt 
macht und Arbeitsmigration nur als Abschottungs- 
und Steuerungsproblem Deutschlands darstellt. 

Der Band besteht neben drei eher theoretischen 
Beiträgen (von Georg Lutz, Christine Parsdorfer und 
Hans- Jürgen Bieling) hauptsächlich aus Berichten 
und Analysen und schließt mit einem Debattenteil zu 
Perspektiven antirassistischer Arbeit. Dringend emp- 
fohlen zum Weiterlesen für alle, die am Schwerpunkt- 
thema dieser ZAG weiterarbeiten wollen. 


Zwischen Flucht und Arbeit. Neue Migration und Legalisie- 
rungsdebatte, 256 Seiten, Fotos, 24.-DM, ISBN 3-922611-49-2, 
Verlag Libertäre Assoziation, Lindenallee 72, 20259 Hamburg 


Organisationen wie den VDA, geleitet von Ministerial- 
beamten, in Osteuropa und andernorts verteilt wer- 
den, um soziale Konflikte zu schüren bzw. zu schaffen. 
Ich könnte »Deutschtum erwache!« uneingeschränkt als 
Lektüre empfehlen, wäre da nicht der quälende Stil ei- 
ner Pseudo-Reportage, der sich durch das gesamte Werk 
zieht und schon deshalb nicht funktionieren kann, weil 
sich Geschehnisse in Dokumentenform dem Stilmittel 
der Reportage an und für sich entziehen. So werden Le- 
ser und Leserin mit Stilblüten traktiert wie dem mehr- 
fach zitierten »Der Mann aus Deutschland öffnete den 
Koffer. Es gab keine Quittungen und keine Verträge. 
Aber vor den deutschen Devisen, den riesigen Summen 
des Boten vom Rhein, überlegte sich jeder Russe zwei- 
mal, ob er mitmachen oder ablehnen sollte ...« oder 
»Der 12. Februar 1990 war ein regnerischer, im winter- 
lichen Bonn recht gewöhnlicher Montag. Nieselschwa- 
den aus dem Bergischen zogen über den Rhein ...«. 
Beeinträchtigt wird die Lesbarkeit auch durch die Fül- 
le von Namensnennungen und Einzelgeschichten, die 
es schwer machen, zum Kern des Skandals durchzu- 
dringen. »Aus dem Innenleben des staatlichen Pan- 
germanismus« hinterläßt allerdings auch den Ein- 
druck, daß es kaum eine namhafte Persönlichkeit aus 
der derzeitigen oder früheren Bundesregierungen 
und der Ministerialbürokratie gibt, die nicht dazu bei- 
getragen hat, den VDA als Tarninstrument deutscher 
Außenpolitik zu schützen. 

Claudia Fix, ZAG-Redaktion 


Walter von Goldenbach/ Hans Rüdiger Minow: 
Deutschtum erwache! Aus dem Innenleben des 
staatlichen Pangermanismus. Dietz Verlag: Berlin 
1994. 544 Seiten, zahlr. Abb., geb., 54 DM 


neue bücher und broschüren | 


OFF LIMITS: Wer vom Rassismus spricht, 
darf vom Weltmarkt nicht schweigen 


Nach dem einmaligen Versuch einer Synthese nun - 
wie die ZAG - wieder im alten (eher legeren) Gewand: 
Die Hamburger OFF LIMITS versucht mit dem Schwer- 
punkt Weltmarkt, Arbeit, Rassismus im Mai-Heft dem 
internationalen (und internationalistischen) Blickwin- 
kel wieder mehr Geltung zu verschaffen. 

Eigene Beiträge, unter anderem zur Geschichte des 
Weltarbeitsmarkts, den aktuellen Umbrüchen und 
Strukturierungsversuchen der großen Sieben (Stich- 
worte GATT und Tequila-Effekt), Besprechungen aktuel- 
ler Buchveröffentlichungen zu Migration und Arbeit fal- 
len ein in die derzeit zu beobachtende Renaissance po- 
litökonomischer Diskurse. Neue Aspekte tauchen aller- 
dings eher auf in zwei externen Artikeln aus Holland 
und von einer Bauarbeitergruppe aus Hamburg. 


OFF LIMITS Nr. 9, Mai/Juni 1995, 5 DM, zu bestellen (oder 
zu abonnieren) bei: Off Limits, c/o Haus für Alle, Amanda- 
str. 58, 20357 Hamburg oder telefonisch beim dortigen 
ART: 040-43 15 87. 


Kathrin Roller: Frauenmigration und 
Ausländerpolitik im Deutschen Kaiserreich 
Polnische Arbeitsmigrantinnen in Preußen 


»Die Angehörigen eines rohen, in der Kultur tiefer ste- 
henden Volkes kommen zu einem gebildeteren, um 
daselbst die gröberen, schlecht lohnenden Arbeiten zu 
übernehmen, von denen sich die Einheimischen gern 
soweit es in der Möglichkeit liegt, abwenden.« So 
sprach der »freisinnige« Abgeordnete Möller am 15.1. 
1886 vor dem Reichstag in Berlin. Er sprach sich da- 
mit gegen die Ausweisung ausländischer Arbeiter aus. 

Kathrin Roller beschreibt in »Frauenmigration und 
Ausländerpolitik im Deutschen Kaiserreich« sehr ge- 
nau die Situation der polnischen Saisonarbeiterinnen 
in der Landwirtschaft. Es geht um die Ausländerpoli- 
tik des Kaiserreiches, den landwirtschaftlichen Struk- 
turwandel, die Anwerbung der Landarbeiterinnen, 
die Arbeitsbedingungen, die Formen des Widerstan- 
des und um das Verhältnis polnische Frauen - deut- 
sche Frauen. 

»Die speziell gegen die Frauen gerichteten Diskrimi- 
nierungen der im Kaiserreich erstmals formulierten 
Ausländergesetzgebung und das rassistische bzw. an- 
tipolnische Klima gegenüber MigrantInnen formten 
ein Ensemble, das für die ökonomische Ausbeutung 
wie für die politische Kontrolle den optimalen Rah- 
men lieferte.« 

»Frauenmigration und Ausländerpolitik im Deutschen 
Kaiserreich« ist im Dieter Bertz Verlag erschienen 


und kostet 28,-DM. Es ist außerordentlich lesens- 
wert. 


Foto: Umbruch-Bildarchiv 
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7 Ich ermächtige Sie - widerruflich -, die Abo-Gebühren von 


Brief- 


kasten 
haben 


wollt 


Wenn 
Ihr die 


ZAG im Abonnement 


Wer ZAG regelmäßig lesen möchte, sollte abonnieren. 
Unten auf dieser Seite findet Ihr unsere Bestellpostkar- 
te. Wir schicken Abos - soweit nicht anders vereinbart 
- nur raus, wenn sie bezahlt sind. Denkt also daran, 
rechtzeitig zu bezahlen. 

Bitte füllt sowohl die Bestellung als auch den Überwei- 
sungsschein für die Bank vollständig aus, also mit Name, 
Adresse und Wohnort. Wir haben nämlich immer wieder 
das Problem, Abo-Bestellungen und Überweisungen zu 
kriegen, bei denen wir wegen der unvollständigen Anga- 
ben nicht wissen, an wen oder wohin wir die ZAG 
schicken sollen. 

Ein ZAG-Jahresabo (4 Ausgaben) kostet im Inland 
20.-DM, im Ausland 30.-DM (inclusive Porto, Lieferung 
nur gegen Vorkasse.) Wer unsere Arbeit unterstützen 
möchte, zeichne ein Förderabo. Gegen Spenden haben 
wir selbstverständlich auch nichts einzuwenden. 
Außerdem suchen wir Läden, Buchhandlungen und 
Gruppen, die die ZAG weiterverkaufen. Wiederverkäu- 
ferInnen erhalten die ZAG auf Wunsch mit Rabatt oder 
auf Kommission. Wenn ihr daran Interesse habt, meldet 
Euch bei der Redaktion. 


Wer ZAG jetzt abonniert... 
bekommt von uns - auf Wunsch und solange der Vorrat 
reicht - als erstes den Jahrgang '94 (Einen sehr guten 
Jahrgang ...) als kleine Beigabe gratis zugesandt. 


Ausgabe Nr __ _ 
aus vier Ausgaben ... 
I zum Preis von: 20.- DM 


7 zugesandt ins Ausland, leider zusätzliche Versandkosten 


regel- °° 
mäßig 


von 10.- DM 


_- DM) unterstützen. 


I 


ben 10-13) 
71 Das Geld wird auf das Konto überwiesen: 
Antirassistische Initiative e.V. 
Bank für Sozialwirtschaft BLZ 100 205 00 
Konto: 303 96 01 Stichwort ZAG 
ich benötige eine Rechnung 


meinem Konto abzubuchen. 
Geldinstitut: 
Kontonummer: _______ 
11 WERE USER WARESGRAHENENEBE AEDERANEE: 
Meine Anschrift: 
Name: 
Straße: 
Ort: 
Datum: 


Unterschrift: 


Ich abonniere die Zeitschrift Antirassistischer Gruppen ab der 
und erhalte ein ZAG-Jahresabo, bestehend 


und möchte die ZAG durch ein Förderabo (zusätzlich 


Bitte schickt mir als Willkommen und zur Vervollständi- 
gung meines Archivs kostenlos den Jahrgang 1994 (Ausga- 


2Z.AG — Archiv 


Bereits erschienene ZAG’s könnt Ihr noch nachbestellen. 


Themenschwerpunkte, Verfügbarkeit, Preise: 
Die Ausgaben Nr. 1 (Nov. 91) bis Nr. 3 (Mai 92), erschienen 


noch ohne Themenschwerpunkt, sind noch alle verfügbar 
und kosten je 1.-DM. 
Die Ausgaben. ... 


Nr.4 Aug. 92 USA - South Central 

Nr.5 Nov.92 Roma / Rostock 

Nr.6 Feb.93 Gleiche Rechte für alle / Lagerkampagne 
Nr.7 Mai 93 Rassismus und Medien 

Nr.8 Sep.93 Ausweisung und Abschiebungen 

Nr.9 Nov.93 Bleiberecht für VertragsarbeiterInnen 


...sind praktisch vergriffen, können aber als Fotokopie, zum 
Preis von 5.-DM, gelegentlich auch »antiquarisch« zugesandt 
werden. Kostet ebenfalls 5.-DM 
Bis aufs allerletzte Exemplar vergeben sind im Moment die 
Ausgaben 5 und 7. Bevor sie im Altpapier landen: lasst sie 
uns doch wieder zukommen! Es soll euer Schade nicht sein, 
wir schicken euch wahlweise die neuesten ZAG’s oder erstat- 
ten euch Porto und Kaufpreis. 

Die Ausgaben. ... 
Nr.10 Feb. 94 
Nr.11 Juni 94 
Nr.12 Sep. 94 
Nr.13 Dez. 94 


Rassismus und Bildung 

Innere Sicherheit 

Rassismus und soziale Frage 

Rassismus und Justiz 

kosten je 5.-DM 

Deutscher Antirassismus? 

Gemeinsame Ausgabe von ZAG und off 
limits Kostet 7,-DM 

Die Broschüre »Rassismus in Deutschland - Das Beispiel 
Eberswalde« (Berlin 1994, 102 S.) ist jetzt statt für 10.-DM 
erhältlich für 5.-DM 

Ein komplettes Archiv (14 Ausgaben + Eberswalde-Broschü- 
re) ist derzeit nur unter Einschluß von Fotokopien erhältlich 
und kostet 60.-DM. Hinzu kommen noch Portokosten: bis zu 
3 Exemplaren 1,50 DM, bis zu 5 Exemplaren 2,50 DM, bis zu 
10 Exemplaren 5,-DM 


Nr.14 März 95 


Wenn ihr die ZAG regelmäßig in eurem 
Briefkasten haben wollt 


ZAG 
Yorckstr. 59 
D-10965 Berlin 


